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Wofür stehen wir?
Wir sind KommunistInnen verschiedener Nationalitä-
ten, die als Alternative zum imperialistischen BRD-Sys-
tem für die sozialistische Revolution in Deutschland 
arbeiten. 1996 erschien die erste Nummer unserer Zei-
tung Trotz alledem!. Für uns ist sie eine Waffe im Kampf 
für die Bolschewistische Partei in Deutschland. Trotz 
aller Abgesänge vom Ende des Kommunismus, von 
der ‚nicht machbaren Utopie’ halten wir daran fest: Der 
Sozialismus ist keine Utopie! Er ist die einzige Alterna-
tive zur imperialistischen Barbarei. Unser Fundament 
ist die Theorie des Marxismus-Leninismus. Sie ist die 
in den unerbittlichen Kämpfen der internationalen Ar-
beiterInnenbewegung gewonnene Erkenntnis, Verall-
gemeinerung und Anleitung zur revolutionären Pra-
xis. Die heutige revolutionäre Praxis des Parteiaufbaus 
umfasst die Entwicklung der Theorie der Revolution in 
der BRD, die Herausbildung von standhaften Kämp-
ferInnen und die Schaffung einer organisatorischen 
Struktur. Sie ist untrennbar verbunden mit unserem 
täglichen Klassenkampf. In den Fabriken wird sich die 
Avantgarde des Proletariats herausbilden, wenn der 
wissenschaftliche Sozialismus mit der Kampfkraft der 
ArbeiterInnen sich zusammenfügt. 

Redaktionskollektiv Trotz alledem!

Kontaktadresse: Postfach 48, 
73550 Waldstetten
trotzalledem1@gmx.de
http://trotzalledem.bplaced.net
V.i.S. d.P.: H. König, Kafkastr. 56, 50829 Köln
Jahresabo 15.- Euro inklusive Versand
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Liebe TA-LeserInnen, 
GenossInnen und MitkämpferInnen! 
Der Kampf um die Deutung der Geschichte geht in diesem Herbst 

in eine neue Runde. „30 Jahre Revolution und Mauerfall 1989“ wird 

als staatstragendes Event der BRD inszeniert. Die Regierung hat 

eine eigene Kommission „berufen“ für die „Jubiläen am 9. Novem-

ber 2019 und dem 3. Oktober 2020 (Wiedervereinigung)“. Aktuell 

werden Bürgerdialoge bundesweit initiiert. Heraussticht die Veran-

staltungsreihe des Bundespräsidenten: „Geteilte(n) Geschichten“. 

Jeweils zwei Menschen aus Ost und West sind geladen. Allerdings 

darunter keine MigrantInnen, weder aus Ost noch aus West. Ihre 

positiven wie extrem negativen Geschichten im Verlauf des „deut-

schen  Einheitstaumels“ werden ausgeblendet. Welche rassistische 

Ignoranz!  Der Aufwind des Nazi-Terrors durch den massiven deut-

schen Einheits-Chauvinismus, die Pogrome in Rostock-Lichtenha-

gen und die Morde in Mölln 1992 waren direkte Folgen. 

In diesem  Fahrwasser bewegt sich die nationalistisch-deutschtü-

melnde Siegesfeierei. Die Einverleibung der DDR wird bejubelt. Der 

DDR-Staat auf eine Stufe mit der Hitlerdiktatur gestellt. 

Wir setzen diesem Herrschaftswissen unsere Analyse der Gründung 

und Entwicklung der DDR entgegen. Sie war mit allen Mängeln, 

Fehlern und Schwierigkeiten zumindest in den Anfangsjahren, der 

bessere, antifaschistische, demokratische, deutsche Staat. Sie 

wurde vor 70 Jahren am 7. Oktober 1949 gegründet. 

Hoffentlich treffen wir viele von Euch beim Tribunal ‚NSU-Kom-
plex auflösen‘ am 1.-3. November in Chemnitz!

Euer Redaktionskollektiv
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 Am 30. April 1945 wurde die Rote Fahne mit Hammer, 
Sichel und Stern von der Sowjetischen Armee auf dem 
deutschen Reichstagsgebäude gehisst. Am 1. Mai gab 
das Hauptquartier des deutschen Oberkommandos 
den Selbstmord Hitlers und die Berufung von Admiral 
Dönitz zu seinem Nachfolger bekannt. Am 2. Mai hat-
ten die Sowjettruppen Berlin erobert. 
Endlich am 8. Mai kapitulierte Hitlerdeutschland 
be dingungslos. So endete der Zweite Weltkrieg in 
Europa mit der völligen Niederwerfung des faschisti-
schen Deutschlands. Damit wurde nicht nur der Krieg 
sondern auch die faschisti-
sche Herrschaft nach 12 Jah-
ren beendet. Deutschland 
wurde von den Streitkräften 
der Anti-Hitler-Koalition be -
setzt.
Auf der Grundlage der von 
UdSSR, USA und England auf 
der Krim-Konferenz (Jalta, 
4.-11. Februar 1945) ange-
nommenen Prinzipien haben 
die Vertreter dieser Regierun-
gen und der Frankreichs ein 
Abkommen über den Kont-
rollmechanismus in Deutsch-
land unterzeichnet, nach dem 
die Grundforderungen der 
bedingungslosen Kapitula-
tion um  gesetzt werden soll-
ten.
Am 5. Juni 1945 unterzeich-
neten die Bevollmächtigten 
der UdSSR, der USA, Englands 
und Frankreichs in Berlin die 
Deklaration über die Niederlage Deutschlands und 
die Übernahme der Regierungsgewalt in Deutsch-
land durch die Regierungen der vier Mächte.
Am 26. Juli 1945 wurde Deutschland für die Zeit bis 
zum Abschluss eines Friedensvertrages in vier Besat-

zungszonen eingeteilt: in eine östliche (sowjeti-

sche), eine nordwestliche (britische), eine süd-

westliche (amerikanische) und eine westliche 

(französische) Zone.

Die allgemeine Lage in Deutschland 

nach der Kapitulation...

Die Lage in Deutschland nach der bedingungslosen 
Kapitulation Hitlerdeutschlands wurde von den Besat-
zungsmächten bestimmt. Drei Besatzungsmächte 
waren imperialistische Mächte. 
Wie sah aber die Lage Deutschlands aus Sicht der 
RevolutionärInnen aus? Welche Aufgaben standen 
für die antifaschistischen Kräfte und welche für die 
Kommunistische Partei auf der Tagesordnung?

Deutschland war eine – nach 
dem 2. Weltkrieg be  setzte – 
imperialistische Groß-

macht. Auf der Tagesord-
nung des Klassenkampfes 
standen Sozialistische Re -

volution und Errichtung der 

Diktatur des Prole tariats. 

Vor der Errichtung des fa -
schistischen Hitler-Regimes 
kämpfte die KPD gegen den 
deutschen Imperialismus für 
diese Ziele seit ihrer Grün-
dung 1919. 
Im Kampf gegen die faschisti-
sche Nazi-Herrschaft war 
jedoch vor allem der antifa-
schistische Kampf, die Ein-

heitsfront der ArbeiterIn-

nenklasse und eine antifa-

schistischen Volksfront not-
wendig. 
Im Falle eines Erfolgs der 
antifaschistischen Volksfront, 

nach dem Sturz des faschistischen Nazi-Regimes, wäre 
eine antifaschistische Regierung der Einheitsfront 

möglich gewesen. Denn die Kräfte, die am antifaschis-
tischen Kampf teilnehmen, sind nicht automatisch für 
eine sozialistische Revolution. 
Die KPD und Gruppen sowie einzelne Mitglieder der 
SPD, die gemeinsam mit der KPD gegen die faschisti-
sche Herrschaft kämpften, schafften weder eine Ein-
heitsfront der ArbeiterInnenklasse noch eine antifa-

Deutsche Demokratische Republik – 

Anspruch und Wirklichkeit

Antifaschistisch-demokratisch? Sozialistisch?
Teil 2

Kriegsende, Potsdamer Abkommen, SED-Gründung

1946



TROTZ ALLEDEM

4
82•2019

schistische Volksfront aufzu-
bauen. Natürlich gab es 
Kämpfe gegen den Hitler-
Faschismus von allen antifa-
schistischen Kräften. Diese 
waren natürliche Verbün-
dete im Kampf gegen die 
faschistische Herrschaft. 
Allerdings stand das deut-
sche Volk in seiner großen 
Mehrheit bis „Fünf nach 12“ 
hinter dem faschistischen 
System und führte den Krieg 
bis zur Kapitulation. Es war 
nicht in der Lage, sich selbst 
und alle vom Nazi-Faschis-
mus unterjochten Völker zu 
befreien. 
Eine kleine Minderheit, vor 
allem KommunistInnen 
unter Führung der KPD und 
andere AntifaschistInnen 
schafften es nicht, größere 
Massenaktionen oder nen-
nenswerte militärische Akti-
onen gegen die Nazi-Dikta-
tur zu initiieren und zu leiten. Ihr Kampf in den Betrie-
ben, Städten und auf dem Land, in Nazi-KZs und 
Gefängnissen war heroisch. Aber er fand unter den 
schweren Bedingungen der Illegalität statt.
Selbstkritisch stellte die KPD in ihrem „Aufruf“ vom 
Juni 1945 fest: „Wir deutschen Kommunisten erklären, 
daß auch wir uns schuldig fühlen, indem wir es trotz der 
Blutopfer unserer besten Kämpfer infolge einer Reihe 
unserer Fehler nicht vermocht haben, die antifaschisti-
sche Einheit der Arbeiter, Bauern und Intelligenz entge-
gen allen Widersachern zu schmieden, im werktätigen 
Volk die Kräfte für den Sturz Hitlers zu sammeln, in den 
erfolgreichen Kampf zu führen und jene Lage zu vermei-

den, in der das deutsche Volk 
geschichtlich versagte.“ 1

Die Befreiung von der 

faschistischen Herrschaft 
ist hauptsächlich von 

außen geschehen: durch 
die SoldatInnen der Anti-
Hitler-Koalition, vor allem 
durch die Rote Armee.
Während der Herrschaft des 
Hitler-Faschismus wa  ren 
alle Parteien außer der 
NSDAP verboten bzw. auf-
gelöst. Die KPD kämpfte 
weiter, obwohl ihre organi-
satorischen Strukturen fast 
vollständig zerschlagen 
worden waren. Allerdings 
haben all die Jahre faschisti-
scher Herrschaft auch die 
KPD kräftemäßig sehr 
geschwächt. 
Laut Angaben nach Kriegs-
ende wurde etwa die Hälfte 
der KPD-Mitglieder von 
Nazi-Schergen ermordet. 

Die übergroße Mehrheit der überlebenden Mitglieder 
war im Exil oder innerhalb Deutschlands in KZs und 
Gefängnissen eingekerkert. 
Die Mehrheit der noch in Deutschland lebenden Kom-
munistInnen hatte keinen Kontakt mit dem ZK der 
KPD und kämpfte auf eigene Faust weiter. Selbst für 
die im Exil lebende KPD-Führung war es nicht einfach, 
sich regelmäßig zu treffen oder zu beraten. Das auf 
der Brüsseler Konferenz (3. bis 15. Oktober 1935) 

1 „Deutsche Volkszeitung, Nr. 1, 13.06.1945, „Dokumente und 
Materialien zur Geschichte der Arbeiterbewegung“, S. 14, Rei-
he III, Band 1, Dietz Verlag, Berlin 1959 – „Aufruf“

1945
8. Mai: Bedingungslose Kapitulation Hitler-

deutschlands in Berlin

15. Mai: Herausgabe der ersten Nummer der 

„Täglichen Rundschau“ des Kommandos der 

Roten Armee für die deutsche Bevölkerung 

18. Mai: Bildung des demokratischen Magist-

rats von Groß-Berlin mit KommunistInnen, Sozi-

aldemokratInnen, Gewerkschaftern und bürger-

lichen Fachleuten

21. Mai: Erste Nummer der „Berliner Zeitung“

31. Mai: Bildung des Kontrollrates in Deutsch-

land mit den Oberbefehlshabern der bewaffne-

ten Streitkräfte der UdSSR, der USA, Großbritan-

niens und Frankreichs

1. Juni: In Berlin wird aus bewährten Antifa-

schistInnen die neue Polizei aufgebaut

5. Juni: Unterzeichnung der Deklaration über 

die Niederlage Deutschlands und Übernahme 

der obersten Gewalt in Deutschland durch die 

vier Alliierten Mächte

9. Juni: Die Sowjetische Militärverwaltung 

übernimmt die höchste Regierungsgewalt in 

der sowjetischen Besatzungszone (SBZ)

10. Juni: Befehl Nr. 2 des Obersten Chefs der 

Sowjetischen Militärverwaltung gestattet die 

Bildung antifaschistischer Parteien und Massen-

organisationen in der SBZ

11. Juni: Aufruf des Zentralkomitee (ZK) der 

KPD an das deutsche Volk mit einem Aktions-

programm zur Schaffung eines antifaschistisch-

demokratischen Deutschlands

13. Juni: Erste Nummer der „Deutschen Volks-

zeitung“, Zentralorgan der KPD

15. Juni: Im Aufruf des Zentralausschusses (ZA) 

der SPD zum demokratischen Neuaufbau 

Zeittafel Mai 1945 – April 1946
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gewählte ZK trat zum ersten Mal auf der Berner Kon-
ferenz Anfang 1939 zu einer Plenartagung zusam-
men. 2 Die Situation der KPD hat sich nach 1939, wäh-
rend des Zweiten Weltkriegs noch mehr verschlech-
tert.
Ausgehend von diesen kurz dargelegten Umständen 
mussten die KommunistInnen 1945 nach Kriegsende 
ihre Klassenkampfaufgaben neu festlegen. 
Die militärische Niederlage des deutschen imperialis-
tischen Staates veränderte nicht die Strategie der 
Etappe der Revolution, den Kampf für die sozialisti-
sche Revolution. Die sozialistische Revolution ist aber 
nur mit einer ArbeiterInnenklasse und mit werktäti-
gen Massen, die proletarisches Klassenbewusstsein 
entwickelt haben und für die sozialistische Revolution 
kämpfen, möglich. Das Bewusstsein der Mehrheit der 
Werktätigen war von deutschem Chauvinismus, Nati-
onalismus, vor allem aber von der völkischen Ideolo-
gie des Nazi-Faschismus bestimmt und verseucht. 
Mit ihnen konnte am Ende des Zweiten Weltkrieges, 
als der deutsche Imperialismus schwer angeschlagen 
und die politische Macht sozusagen auf der Straße 
lag, keine sozialistische Revolution organisiert wer-
den. Daher war ein langfristiger Kampf für die sozia-
listische Revolution notwendig.
Eine Voraussetzung, die ArbeiterInnenklasse und 
Werktätigen für den Kampf für den Sozialismus zu 
gewinnen, war ein konsequenter antifaschistischer 
Kampf. Dieser erforderte nicht nur die Entnazifizie-

rung von Verwaltung, Wirtschaft, Justiz, Sicherheits-
kräften etc. sondern auch den Kampf gegen die 
faschistische Ideologie, den deutschen Chauvinis-

mus bzw. Nationalismus.
Da es weder eine starke KPD gab, noch die Mehrheit 
der ArbeiterInnenklasse und Werktätigen bereit war, 

2 „Die Berner Konferenz der KPD (30. Januar bis 1. Februar 
1939)“, Verlag Marxistische Blätter GmbH, Frankfurt am Main 
1974

für die sozialistische Revolution zu kämpfen, stand die 
Errichtung der Diktatur des Proletariats nicht auf der 
Tagesordnung. 
Durch die verheerenden Kriegsgräuel, das Ausmaß 
des Genozid an den europäischen Juden, Sinti /Roma 
und die Niederlage des Nazi-Faschismus entwickelte 
sich allerdings innerhalb der ArbeiterInnen und Werk-
tätigen auch eine antifaschistische Stimmung, die 
einen neuen Aufbruch forderte, und sich gegen Krieg 
und für Demokratie einsetze. Daran galt es für die 

KommunistInnen anzuknüpfen. 

Auf der Tagesordnung stand der antifaschistische, 
demokratische Kampf. Politisches Instrument diesen 
zu führen, war die Schaffung einer antifaschistisch-

demokratischen Einheitsfront, bzw. eines antifa-

schistisch-demokratischen Blocks. 

Außerdem mussten die KommunistInnen auch den 
imperialistischen Charakter der drei Besatzungs-

mächte (USA, England, Frankreich), die in über zwei 
Drittel von Deutschland die Regierungsgewalt inne-
hatten, in Betracht ziehen. Ein konsequenter und 
erfolgreicher antifaschistisch-demokratischer Kampf 
beinhaltete auch den antiimperialistischen Kampf. 
In diesem Kampf konnten sich die KommunistInnen 
und AntifaschistInnen nur auf die Sowjetunion und 
ihre Rote Armee stützen.

Bildung der SMAD in der 

Sowjetbesatzungszone (SBZ) und 

Aufruf der KPD
Am 9. Juni 1945 wurde die Sowjetische Militär-Admi-
nistration in Deutschland (SMAD) gebildet und per 
„Befehl Nr. 1 des Obersten Chefs der SMAD“ am selben 
Tag bekannt gegeben. Die Aufgabe der SMAD war die 
Kontrolle der Erfüllung der Deutschland durch die 
bedingungslose Kapitulation auferlegten Bedingun-
gen so wie die Verwaltung der sowjetischen Besat-
zungszone in Deutschland. 

Deutschlands wird das Aktionsprogramm der 

KPD begrüßt und zum Aufbau der Parteiorgani-

sationen aufgefordert

Der Vorbereitende Gewerkschaftsausschuss für 

Groß-Berlin ruft zum Aufbau neuer, freier 

Gewerkschaften auf

19. Juni: Das ZK der KPD und der ZA der SPD 

vereinbaren in Berlin die Zusammenarbeit der 

beiden Parteien und bilden einen zentralen 

Arbeitsausschuss

7. Juli: Erste Nummer des Zentralorgans der 

SPD, „Das Volk“

11. Juli: Die Alliierte Militärkommandantur 

übernimmt die Kontrollfunktion über Groß-

Berlin. Durch die gemeinsame Besetzung Ber-

lins, die darauf beruht, dass Berlin zum Sitz des 

Kontrollrates als des obersten Machtorgans für 

ganz Deutschland bestimmt wurde, wird die 

Zugehörigkeit ganz Berlins zur sowjetischen 

Besatzungszone nicht berührt

13. Juli: Erste gemeinsame Versammlung von 

400 FunktionärInnen der KPD und der SPD in 

Berlin-Prenzlauer Berg

14. Juli: Vertreter der KPD, SPD, CDU und LDPD 

vereinbaren in Berlin die Zusammenarbeit im 

Block der antifaschistisch-demokratischen Par-

teien und bilden einen Ausschuss

16. Juli: Bestätigung der Provinzialverwaltung 

Sachsen und der Landesverwaltung Thüringen 

durch den Chef der Sowjetischen Militärverwal-

tung

17. Juli – 2. August: Dreimächtekonferenz in 

Potsdam, die grundlegende Beschlüsse für die 

Neuordnung Deutschlands und Europas fasst – 

„Potsdamer Abkommen“. Während der Konfe-

renz wird der Rat der Außenminister gebildet

26. Juli: Die Europäische Konsultativkommis-

sion beschließt, Deutschland für die Zeit bis zum 

Abschluss eines Friedensvertrages in vier Besat-
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Am 10. Juni wurde per „Befehl Nr. 2 des Obersten 
Chefs der SMAD“, Marschall der Sowjetunion, G. K. Shu-
kow, in der SBZ die Bildung und Tätigkeit aller anti-

faschistischen Parteien zugelassen. Gleichzeitig 
wurde der werktätigen Bevölkerung das Recht zur Ver-
einigung in freien Gewerkschaften und Organisatio-
nen zum Zweck der Wahrung der Interessen und 
Rechte der Werktätigen gewährt.
Am 11. Juni 1945 ging die KPD mit dem „Aufruf der 

Kommunistischen Partei Deutschlands“ an die 
Öffentlichkeit. Dieser Aufruf war die Grundlage, das 
„Programm“ für ein antifaschistisch-demokratisches, 

friedliebendes Deutschland. In dieser ersten program-
matischen Erklärung nach Kriegsende blendete das 
ZK der KPD den Kampf gegen das kapitalistische Sys-
tem und den Kampf für die sozialistische Revolution 
völlig aus.
In Grundzügen wird in dem Aufruf folgendes ausge-
führt: Die konkrete Lage wird als eine über Deutsch-
land hereingebrochene Katastrophe unvorstellbaren 
Ausmaßes dargestellt. 
Die Frage nach den Verursachern und wer die Verant-
wortung trägt, wird nicht damit beantwortet, dass das 

kapitalistisch-imperialistische System die Ursache ist 
und der Kampf gegen das System insgesamt geführt 
werden muss. 
Stattdessen werden die Vertreter des faschistischen 
Deutschlands, Hitler, Göring, Himmler, Goebbels; die 
aktiven Anhänger und Helfer der Nazipartei; die Trä-
ger des reaktionären Militarismus, die Keitel, Jodl und 
Konsorten; die imperialistischen Auftraggeber der 
Nazipartei, die Herren von Großbanken und Konzer-
nen, die Krupp, Röchling, Poensgen und Siemens als 
Schuldige benannt, die die Verantwortung tragen.
Diese Erklärung, wer daran Schuld ist und die Verant-
wortung trägt, wird dafür benutzt, den Kampf nur 
gegen einzelne FaschistInnen, gegen VertreterInnen 
der Großbanken und Konzerne, Junker und Groß-
grundbesitzerInnen zu führen, aber nicht gegen das 
gesamte kapitalistische System.
Laut Aufruf der KPD „hat Hitler unser eigenes Volk ins 
Unglück gestürzt und es vor der gesamten gesitteten 
Menschheit mit schwerer Schuld und Verantwortung 
beladen.“ 3 Hitler wird die „Gesamtschuld“ zugeschrie-
ben, er habe das Volk ins Unglück gestürzt und 
dadurch mit Schuld beladen. Ausgeblendet wird 
damit, dass große Teile der Bevölkerung aktiv Hitler 
gewählt und hinter seiner imperialistischen Politik 
gestanden haben. 
Damit wird die Mitschuld und Mitverantwortung 
des deutschen Volkes verwässert. Das trifft auch für 
die nachfolgende Einschätzung zu: „So wurde das 
deutsche Volk zum Werkzeug Hitlers und seiner imperia-
listischen Auftraggeber.“ 4

In dem Dokument wird noch einmal auf die Mitver-
antwortung des Volkes verwiesen: „...das deutsche Volk 
einen bedeutenden Teil Mitschuld und Mitverantwor-
tung für den Krieg und seine Folgen trägt. Nicht nur Hitler 
ist schuld an den Verbrechen, die an der Menschheit 

3 „Aufruf“, S. 14
4 ebenda, S. 16

zungszonen einzuteilen

10. August: Bildung der Deutschen Zentralver-

waltungen in der SBZ 

Ende August-Anfang September: In der 

sowjetischen Besatzungszone schließen sich 

LandarbeiterInnen, Bauern/Bäuerinnen und 

UmsiedlerInnen der im Aktionsprogramm der 

KPD erhobenen Forderung nach Aufteilung des 

Großgrundbesitzes an

3. September: Die Provinzialverwaltung Sach-

sen erlässt die Verordnung zur Durchführung der 

demokratischen Bodenreform und beginnt mit 

ihrer Durchführung

4. September: Beschluss des ZK der KPD und 

des ZA der SPD, in gemeinsamen Funktio-

närskonferenzen in allen Orten die Notwendig-

keit der Bodenreform zu propagieren

8. September: Aufruf des ZK der KPD zur 

Durchführung der demokratischen Bodenre-

form

9. September: Die Bezirkskonferenz der SPD in 

Chemnitz bekräftigt die volle Übereinstimmung 

mit der KPD in allen wirtschaftlichen und politi-

schen Fragen und die enge Zusammenarbeit 

mit ihr 

6. Oktober: Bildung des Arbeitsausschusses 

von SPD und KPD für Groß-Berlin

10. Oktober: Der Alliierte Kontrollrat nimmt 

das „Gesetz über die Auflösung und Liquidie-

rung der Naziorganisationen“ an

18. Oktober: Aufruf des ZA der SPD und des ZK 

der KPD zur demokratischen Schulreform.

20. Oktober: Der Alliierte Kontrollrat unter-

zeichnet die Proklamation an das deutsche Volk 

über Grundprinzipien der Gerichtsreform

30. Oktober: Befehl Nr. 127 des Obersten Chefs 

der Sowjetischen Militärverwaltung über die 

Beschlagnahme und provisorische Übernahme 

einiger Eigentumskategorien
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begangen wurden!“ 5 Aber hier wird nur auf den Krieg 
und seine Folgen verwiesen. Die Verbrechen, die auch 
von einer Mehrheit des deutschen Volkes mit began-
gen wurden, werden nicht einmal erwähnt. 
Also: Das deutsche Volk wurde betrogen und zum 
Werkzeug Hitlers gemacht … Fehlender Widerstand, 
Mitläufertum, Mittäterschaft, Natio-
nalchauvinismus, Denunzian-
tentum usw. – alles ein Ergeb-
nis von „Hitlers Betrug am 
deutschen Volk“?
Das ist keine kommunistische 
Haltung gegenüber den werk-
tätigen Massen. Stattdessen 
muss die Wahrheit – auch 
wenn sie noch so bitter ist – 
unmissverständlich und kon-
sequent vor Augen geführt 
werden. Das Gewissen und 
Bewusstsein der Werktätigen 
hätte revolutionär aufgerüt-

telt und die eigene Mitverant-
wortung bewusst gemacht 
werden müssen.
Die KPD verliert in ihrem Auf-
ruf kein Wort über den Kampf 
für die sozialistische Revolu-
tion und die Errichtung der 
Diktatur des Proletariats. Als 
Ziel in ferner Zukunft werden 
Sozialismus-Kommunismus nicht einmal thematisiert. 
Was wollte die KPD tatsächlich?
Die Antwort finden wir in folgendem Zitat:
„Mit Vernichtung des Hitlerismus gilt es gleichzeitig, die 
Sache der Demokratisierung Deutschlands, die Sache 
der bürgerlich-demokratischen Umbildung, die 1848 
begonnen wurde, zu Ende zu führen, die feudalen Über-

5 ebenda, S.15

reste völlig zu beseitigen und den reaktionären altpreu-
ßischen Militarismus mit allen seinen ökonomischen 
und politischen Ablegern zu vernichten. Wir sind der 

Auffassung, daß der Weg, Deutschland das Sowjet-

system aufzuzwingen, falsch wäre, denn dieser Weg 

entspricht nicht den gegenwärtigen Entwicklungs-

bedingungen in Deutschland. Wir sind viel-
mehr der Auffassung, daß die entscheidenden 

Interessen des deutschen Volkes in der 
gegenwärtigen Lage für Deutsch-
land einen anderen Weg vor-
schreiben, und zwar den Weg der 

Aufrichtung eines antifaschisti-
schen, demokratischen Regimes, 
einer parlamentarisch-demo-
kratischen Republik mit allem 
demokratischen Rechten und 
Freiheiten für das Volk.“ 6

Die KPD stellt sich mit diesem 
Aufruf auf eine antifaschisti-

sche-demokratische Grund-
lage. Die kommunistischen 
Ziele existieren hier nicht! Die 
KPD wendet sich in dem Doku-
ment nicht vor allem an die 
Arbeiter Innenklasse und Werk-
tätigen sondern spricht nur 
vom „deutschen Volk“.
Die antifaschistische Demokra-

tisierung Deutschlands wurde 
notwendig, weil 12 Jahre lang der Faschismus 
herrschte. Weil die Mehrheit des deutschen Volks mit 
der faschistischen Ideologie, mit deutschem Chauvi-
nismus vergiftet war. Weil oppositionelle Parteien 
oder Organisationen verboten waren. Weil die demo-
kratischen Rechte für das Volk von den Nazis abge-
schafft wurden etc. etc. 

6 ebenda, S. 17-18

1. – 9. November: Anlässlich des 28. Jahresta-

ges der Großen Sozialistischen Oktoberrevolu-

tion finden zahlreiche gemeinsame Versamm-

lungen von KPD und SPD statt

4. November: Befehl des Obersten Chefs der 

Sowjetischen Militärverwaltung über die Auf-

stellung von Wirtschaftsplänen für das Jahr 

1946 durch die deutschen Verwaltungen

1. – 3. Dezember: Erste Tagung der Landesju-

gendausschüsse der SBZ in Berlin

20. – 21. Dezember: Die gemeinsame Konfe-

renz des ZK der KPD und des ZA der SPD mit den 

Vertretern der Bezirke beschließt die Vorberei-

tung der Vereinigung von KPD und SPD

1946
23. Januar: Offener Brief des ZA der SPD und 

des ZK der KPD an alle Mitglieder zur Durchfüh-

rung gemeinsamer Mitgliederversammlungen

30. Januar: Großkundgebung des Blocks der 

antifaschistisch-demokratischen Parteien der 

SBZ in Berlin zur Schaffung der staatlichen Ein-

heit der deutschen Nation in einer unteilbaren 

demokratischen Republik

3. – 5. Februar: Erste zentrale Kulturtagung 

der KPD in Berlin

9. Februar: Erste Nummer der „Einheit“, des 

theoretischen Organs von KPD und SPD

9. – 11. Februar: Gründungskongress des 

Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes (FDGB) 

für die SBZ. Die Delegierten beschließen Pro-

gramm und vorläufige Satzungen des FDGB und 

fordern die Vereinigung von KPD und SPD bis 

zum 1. Mai 1946

26. Februar: Die zweite Konferenz des ZA der 

SPD und des ZK der KPD mit den Vertretern der 

Bezirke nimmt die Entwürfe für die „Grundsätze 

und Ziele“ und das Statut der Sozialistischen 

Einheitspartei an und stellt sie den Mitgliedern 

io bedingungeg

mehr der A
Interes
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Für die KPD unter Führung von Rosa Luxemburg, Karl 
Liebknecht und später Ernst Thälmann war die bür-
gerlich-demokratische Revolution in Deutschland 
schon lange Geschichte… Sie kämpften schon nach 
der Novemberrevolution 1918 für die sozialistische 

Revolution.
Das Ziel der KPD 1945, „die Sache der bürgerlich-demo-
kratischen Umbildung, die 1848 begonnen wurde, zu 
Ende zu führen“, 7 wird damit begründet, dass die Wei-
marer Republik keine wirkliche Demokratie entwickelt 
hätte. Darin zeigt sich eine falsche Haltung gegenüber 
der bürgerlichen Demokratie. In der Epoche des kapi-
talistischen Imperialismus hat die Bourgeoisie ihre 
fortschrittliche Rolle, die sie gegenüber dem Feudalis-
mus besaß, verloren. Eine demokratische Revolution 

unter Führung der Bourgeoisie kann die demokrati-
sche Umwälzung der Gesellschaft nicht konsequent 
vollbringen.
Ja, die Lage in Deutschland war 1945 noch nicht reif 
für ein Sowjetsystem, der antifaschistisch-demokrati-
sche Kampf für die Demokratisierung Deutschlands 
stand auf der Tagesordnung. Aber das dürfte auf kei-
nen Fall für KommunistInnen ein Grund sein, den 
Kampf für die sozialistische Revolution links liegen zu 
lassen. 
Die KPD benutzt diese Lage, um ihre Verteidigung 

7 ebenda, S. 18

einer parlamentarisch-demokratischen Republik zu 
rechtfertigen. Statt mit überzeugenden Argumenten 
zu begründen, warum zu diesem Zeitpunkt die sozia-
listische Revolution nicht auf der Tagesordnung stand.
Auf diesem Hintergrund erklärt die KPD in dem Aufruf 
das „Zehn Punkte-Programm“, was die gegenwärtig 
„unmittelbarsten und dringendsten Aufgaben auf die-
sem Wege sind“. Die „Zehn Punkte“ beinhalten antifa-
schistisch-demokratische Aufgaben:
Vollständige Liquidierung der Überreste des Hitlerre-
gimes und der Hitlerpartei. Entnazifizierung! Wieder-
herstellung der Lebenshaltung des Volkes. Herstel-
lung der demokratischen Rechte und Freiheiten des 
Volkes. Wiederaufrichtung der auf demokratischer 
Grundlage beruhenden Selbstverwaltungsorgane. 
Schutz der Werktätigen vor Unternehmerwillkür. 
Enteignung der Nazibonzen und Kriegsverbrecher. 
Liquidierung des Großgrundbesitzes, der großen 
Güter der Junker, Grafen und Fürsten. Übergabe aller 
jener Betriebe, die lebenswichtigen öffentlichen 
Bedürfnissen dienen in die Hände der Selbstverwal-
tungsorgane. 
Friedliches und gutnachbarliches Zusammenleben 
mit den anderen Völkern. Anerkennung der Pflicht zur 
Wiedergutmachung für die durch Hitleraggression 
anderen Völkern zugefügten Schäden.
Dieses „Zehn-Punkte-Programm“ wurde als Grundlage 
zur Schaffung eines Blocks der antifaschistischen 

demokratischen Parteien vorgeschlagen.
Am 15. Juni 1945, wurde der „Aufruf der SPD“ vom 
Zentralausschuss (ZA) der SPD veröffentlicht. Darin 
wird, „auf das wärmste“ der Aufruf des ZKs der KPD 
vom 11. Juni 1945 begrüßt und eine antifaschistisch-
demokratische Republik gefordert. Viele Positionen 
des Dokuments stimmen mit dem Inhalt des KPD-
Aufrufs überein.
Am 19. Juni 1945 wurde eine Vereinbarung zwischen 
dem ZK der KPD und dem ZA der SPD unterzeichnet. 
Ein gemeinsamer Arbeitsausschuss, bestehend aus 
je fünf Vertretern der beiden Zentralstellen wurde 
gebildet.
Dieser Arbeitsausschuss hatte folgende Aufgaben:
„1. Enge Zusammenarbeit bei der Durchführung der 
gemeinsam beschlossenen dringlichen Aktionsaufga-

zur Diskussion

2. – 3. März: Die Konferenz der KPD beschließt 

die Einberufung ihres 15. Parteitages zum 

19./20. April 1946

7. März: Gründung der Freien Deutschen 

Jugend (FDJ)

9. – 31. März: Kreisdelegiertenkonferenzen 

der KPD und der SPD in den Ländern und Provin-

zen der SBZ beschließen die Vereinigung der 

Kreisorganisationen

4. April: Das zentrale Maikomitee für die SBZ 

ruft zu einheitlichen Maidemonstrationen auf

6. April: In allen Ländern und Provinzen der 

SBZ führen KPD und SPD Landes- bzw. Provinz-

parteitage durch, auf denen die Vereinigung der 

beiden Parteien beschlossen wird

7. April: Vereinigungsparteitage der SPD und 

der KPD in allen Ländern und Provinzen der SBZ 

19. – 20. April: Der 40. Parteitag der SPD und 

der 15. Parteitag der KPD beschließen die Verei-

nigung von KPD und SPD

21. – 22. April: Vereinigungsparteitag der SPD 

und der KPD zur Sozialistischen Einheitspartei 

Deutschlands – SED
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ben zur Liquidierung der Überreste des Nazismus und 
zum Wiederaufbau des Landes auf sicherer Grundlage. 
Als Voraussetzung hierfür wird der Aufbau einer antifa-
schistischen, demokratisch-parlamentarischen Republik 
betrachtet, die die Fehler und Schwächen der Vergan-
genheit vermeidet und dem schaffenden Volk alle demo-
kratischen Rechte und Freiheiten sichert.
2. Es sind alle notwendigen Schritte zu unternehmen, 
um mit allen anderen antifaschistischen demokrati-
schen Parteien Vereinbarungen über die Bildung eines 
festen Blockes zu treffen.
3. Gemeinsame Vertretung der Interessen des schaffen-
den Volkes in Stadt und Land.
4. Durchführung gemeinsamer Veranstaltungen beider 
Parteien.
5. Gemeinsame Beratungen zur Klärung ideologischer 
Fragen.“ 8

Im Juni konstituierte sich die Christlich-Demokrati-
sche Union (CDU) und im Juli die Liberal-Demokrati-
sche Partei Deutschlands (LDPD). Beide Parteien tra-
ten in ihren Gründungsaufrufen für die Einheit aller 
antifaschistisch-demokratischen Kräfte ein. Am 14. Juli 
vereinbarten die Vertreter von KPD, SPD, CDU und 
LDPD die Bildung eines Blocks der antifaschistisch-

demokratischen Parteien sowie eines gemeinsa-

men Ausschusses aus je fünf Vertretern zur Koordi-
nierung einer gemeinsamen Politik.
„Der gemeinsame Ausschuß stellt sich folgende Haupt-
aufgaben:
1. Zusammenarbeit im Kampf zur Säuberung Deutsch-
lands von den Überresten des Hitlerismus und für den 
Aufbau des Landes auf antifaschistisch-demokratischer 
Grundlage. Kampf gegen das Gift der Naziideologie, wie 
gegen alle imperialistisch-militaristischen Gedanken-
gänge.
2. Gemeinsame Anstrengungen zu möglichst raschem 
Wiederaufbau der Wirtschaft, um Arbeit, Brot, Kleidung 
und Wohnung für die Bevölkerung zu schaffen.
3. Herstellung voller Rechtssicherheit auf der Grundlage 
eines demokratischen Rechtsstaates.
4. Sicherung der Freiheit des Geistes und des Gewissens 
sowie der Achtung vor jeder religiösen Überzeugung und 
sittlichen Weltanschauung.
5. Wiedergewinnung des Vertrauens und Herbeiführung 
eines auf gegenseitiger Achtung beruhenden Verhältnis-
ses zu allen Völkern. Unterbindung jeder Völkerver-
hetzung.“ 9

8 „Vereinbarung des ZK der Kommunistischen und des ZA 
der SPD“, „Die Programme der politischen Parteien im Neuen 
Deutschland und ihre Stellungnahme zu den wichtigsten Ta-
gesfragen“, S. 30-31, Druckerei und Vertriebs-Gesellschaft mbH 
Berlin 1945 – „Die Programme“
9 „Antifaschistischer Block, Einheitsfront der antifaschistisch-
demokratischen Parteien“ – „Die Programme“, S. 33

Potsdamer Konferenz – 

Beschlüsse über Deutschland
Vom 17. Juli bis zum 2. August 1945 fand in Potsdam 
die Konferenz der drei Mächte – UdSSR, USA und 
England – statt. Hier wurden die politischen und öko-
nomischen Prinzipien einer koordinierten Politik in 
Bezug auf das besiegte Deutschland für die Zeit der 
gemeinsamen Kontrolle festgelegt. 
Im September 1945 schloss sich auch Frankreich an 
die Beschlüsse der Potsdamer Konferenz an.
„Das Ziel dieser Uebereinkunft bildet die Durchführung 
der Krim-Deklaration über Deutschland. Der deutsche 
Militarismus und Nazismus werden ausgerottet, und die 
Alliierten treffen nach 
gegenseitiger Vereinba-
rung in der Gegenwart 
und in der Zukunft auch 
andere Maßnahmen, 
die notwendig sind, 
damit Deutschland nie-
mals mehr seine Nach-
barn oder die Erhaltung 
des Friedens in der gan-
zen Welt bedrohen 
kann.
Die Alliierten sind nicht 
gewillt, das deutsche 
Volk zu vernichten oder 
in die Sklaverei zu stür-
zen. Die Alliierten haben 
vor, dem deutschen 
Volk eine Möglichkeit zu 
geben, sich vorzuberei-
ten, um zukünftig die Wiederherstellung seines Lebens 
auf einer demokratischen und friedlichen Grundlage zu 
verwirklichen. Wenn die eigenen Anstrengungen des 
deutschen Volkes unablässig auf die Erreichung dieses 
Zieles gerichtet sein werden, wird es ihm möglich sein, zu 
gegebener Zeit einen Platz unter den freien und friedli-
chen Völkern der Welt einzunehmen.“ 10

Entsprechend dieses Zieles wurden in 19 Punkten 
politische und wirtschaftliche Grundsätze festge-
legt. Und in Übereinstimmung mit der Entscheidung 
der Krim-Konferenz wurde auch eine Übereinkunft zu 
Reparationen beschlossen. Wir fassen die wichtigsten 

Positionen zusammen:
Die höchste Regierungsgewalt in Deutschland wird in 
der jeweiligen Besatzungszone durch die jeweilige 
Besatzungsmacht und die ganz Deutschland betref-
fenden Fragen gemeinsam, durch den Kontrollrat aus-
geübt. 

10 „Mitteilung über die Berliner Konferenz der Drei Mächte“, 
S. 12, Dokumente der neuen Zeit, Heft 2
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Soweit es durchführbar ist, muss die Behandlung der 
deutschen Bevölkerung in ganz Deutschland gleich 
sein.
Der Kontrollrat soll sich von den Zielen der Besetzung 
Deutschlands leiten lassen. Diese Ziele sind: Entmilita-
risierung, Entnazifizierung, Demokratisches, Friedlie-
bendes und Einheitliches Deutschland.

A. Politische Grundsätze
Vorgesehen ist: Die völlige Abrüstung und Demilita-

risierung Deutschlands sowie Liquidierung der 
gesamten deutschen Industrie, welche zur Kriegspro-
duktion genutzt werden kann bzw. deren Überwa-
chung. Unabdingbar dafür: Völlige und endgültige 
Auflösung aller „Streitkräfte“, aller Nazi-Organisa-

tionen von SS, SA, SD und Gestapo bis hin zu den 
unteren Organisationen und Vereinen. Damit die Wie-
dergeburt bzw. Reorganisation des deutschen Milita-
rismus und Nazismus für immer verhindert wird. 
Damit nie wieder Naziorganisationen entstehen kön-
nen, wird jede nazistische und militärische Propa-

ganda untersagt. Das deutsche Volk soll überzeugt 
werden, dass es eine militärische Niederlage erlitten 
hat und es sich nicht der Verantwortung entziehen 
kann für das, was es an Schuld auf sich geladen hat.
Die endgültige Umgestaltung des deutschen politi-
schen Lebens auf demokratischer Grundlage und eine 
eventuelle friedliche Mitarbeit Deutschlands am inter-
nationalen Leben soll vorbereitet werden.
Alle faschistischen Gesetze, insbesondere die ras-

sistischen Gesetze müssen abgeschafft werden. 
Keine Diskriminierung, weder eine rechtliche noch 
eine administrative oder irgendeine andere, wird 
geduldet werden.
Alle Mitglieder der Nazipartei, welche mehr als 
nominell an ihrer Tätigkeit teilgenommen haben, 
sowie andere Personen, die den alliierten Zielen feind-
lich gegenüberstehen, müssen aus öffentlichen und 

halb öffentlichen Ämtern und von verantwortli-

chen Posten entfernt werden.
Das Erziehungswesen wird von nazistischen und 
militärischen Lehrsätzen befreit und die Entwicklung 
demokratischer Ideen möglich gemacht. Justiz und 
Verwaltung werden demokratisiert. 
Die lokale Selbstverwaltung wird wiederhergestellt. 
In ganz Deutschland sind alle demokratischen Par-
teien zu erlauben und zu fördern. Ihnen wird das 
Recht eingeräumt, Versammlungen einzuberufen und 
öffentliche Diskussionen durchzuführen.
„Bis auf weiteres wird keine zentrale deutsche Regierung 
errichtet werden. Jedoch werden einige wichtige zentrale 
deutsche Verwaltungsabteilungen errichtet werden, an 
deren Spitze Staatssekretäre stehen, und zwar auf den 
Gebieten des Finanzwesens, des Transportwesens, des 

Verkehrswesens, des Außenhandels und der Industrie. 
Diese Abteilungen werden unter der Leitung des Kont-
rollrats tätig sein.“ 11

B. Wirtschaftliche Grundsätze
Mit dem Ziel, deutsches Kriegspotential zu vernichten, 
wird die Produktion von Waffen, Kriegsausrüstung 
und Kriegsmitteln ebenso die Herstellung aller Typen 
von Flugzeugen und Seeschiffen verboten. Mit dem 
Ziel der Zerschlagung der bestehenden übermäßi-

gen Konzentration der Wirtschaftskraft, insbeson-
dere durch Kartelle, Syndikate, Trusts und andere 
Monopolvereinigungen soll in kürzester Frist das 
deutsche Wirtschaftsleben dezentralisiert werden. 
Während der Besatzungszeit ist Deutschland als ein 
einziges wirtschaftliches Ganzes zu betrachten. Ein 
durch den Kontrollrat errichteter deutscher Verwal-
tungsapparat zur Einführung und Unterstützung der 
wirtschaftlichen Kontrolle ist zu schaffen.
Maßnahmen für die Bedürfnisse der Bevölkerung sol-
len unverzüglich getroffen werden:
„a) Durchführung der notwendigen Instandsetzung des 
Verkehrswesens, b) Hebung der Kohlenerzeugung, 
c) weitmöglichsten Vergrößerung der landwirtschaftli-
chen Produktion und d) Durchführung einer beschleu-
nigten Instandsetzung der Wohnungen und der wich-
tigsten öffentlichen Einrichtungen.“ 12

Unabhängig davon wie die Reparationsansprüche 
oder Bestimmungen aussahen, wurde beschlossen, 
dass nach der Leistung der Reparationen dem deut-
schen Volke genügend Mittel zu belassen sind, um 
ohne eine Hilfe von außen existieren zu können.
Unter Kapitel „VI. Kriegsverbrecher“ wird folgende 
Übereinkunft erzielt:
„Die drei Regierungen bekräftigen ihre Absicht, diese Ver-
brecher einer schnellen und sicheren Gerichtsbarkeit 
zuzuführen. Sie hoffen, daß die Verhandlungen in Lon-
don zu einer schnellen Vereinbarung führen, die diesem 
Zwecke dient, und sie betrachten es als eine Angelegen-
heit von großer Wichtigkeit, daß der Prozeß gegen diese 
Hauptverbrecher zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
beginnt.“ 13

Auch der historisch bedeutsame Beschluss gegen 
den Revanchismus des deutschen Imperialismus für 
die Festlegung der Westgrenze Polens mit Deutsch-
land, die Oder-Neiße-Grenze wird verabschiedet. Die 
endgültige Festlegung der Westgrenze Polens sollte 
auf einer zukünftigen Friedenskonferenz im Friedens-
vertrag erfolgen.
Die Einheitsfront der antifaschistisch-demokrati-

11 ebenda, S. 14-15
12 ebenda, S. 17
13 ebenda, S. 19
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schen Parteien Deutschlands hat mit einer Erklärung 
am 12. August 1945 zu den Beschlüssen der Potsda-
mer Konferenz Stellung bezogen. 
Vorweg wird die Zusammenarbeit und die feste Ein-
heitsfront der vier Parteien begrüßt:
„In dieser Einheit liegt die Gewähr, daß der Nazismus mit 
allen seinen Mitteln ausgerottet wird, die unerhörten 
Verbrechen gegen unser Volk und gegen andere Völker 
ihre Sühne finden und Deutschland einer demokrati-
schen Erneuerung entgegenführt wird. 
Die Einheitsfront wird die Fehler verhüten, die nach dem 
Zusammenbruch von 1918 begangen wurden. Damals 
ermöglichte die Zersplitterung und Uneinigkeit der 
demokratischen Volkskräfte den Reaktionären, sich neu 
zu sammeln und ihren Machtapparat wieder aufzu-
bauen. Hitler benutzte diesen Machtapparat, um den 
verbrecherischen Krieg zu führen, der dem deutschen 
Volk den größten Zusammenbruch seiner Geschichte 
brachte. Nie dürfen die verhängnisvollen Kräfte der Ver-
gangenheit, die Kräfte des Militarismus, der Reaktion 
und des Hitlerismus wieder Gewalt über unser Volk 
bekommen. 
Deshalb muß der Weg von 1945 ein neuer sein: der Weg 
der Demokratie, des Rechts und der Freiheit, des 
Friedens und der Achtung vor anderen Völkern. 
Die Einheitsfront der antifaschistisch-demokra-
tischen Parteien wird diesen Weg gehen.
Die Beschlüsse der Berliner Konferenz stehen am 
Anfang dieses neuen Weges. Sie geben die Mög-
lichkeit zur friedlichen Erneuerung unseres 
Vaterlandes. Diese Beschlüsse beruhen auf der 
durch die bedingungslose Kapitulation besiegel-
ten militärischen Niederlage Deutschlands. 
Das deutsche Volk muß die Verantwortung für 
die Ergebnisse des Hitlerregimes und die Folgen 
des Hitlerkrieges tragen. Angesichts der Unge-
heuerlichkeiten deren sich das verhaßte Nazire-
gime und seine Helfershelfer schuldig machten, 
können wir nicht über die Härte der Bedingun-
gen klagen.“ 14

Die Beschlüsse der Potsdamer Konferenz und 
das Ziel der Einheitsfront der antifaschistisch-demo-
kratischen Parteien Deutschlands stimmten inhaltlich 
überein: Ein entnazifiziertes, entmilitarisiertes, 

demokratisches, einheitliches und friedliebendes 

Deutschland!

Das war das Ziel der Besatzungsmächte – zumindest 
damals auf dem Papier – und auch das Ziel der Ein-
heitsfront. Eine kommunistische Partei darf aber ihr 
Ziel nicht mit dem demokratischen Kampf begrenzen! 

14 „Erklärung der Einheitsfront der antifaschistisch-demokra-
tischen Parteien Deutschlands zu den Beschlüssen der Berliner 
Konferenz“, S. 41, Dokumente der neuen Zeit, Heft 2

Die Übereinkunft der Besatzungsmächte war ein 
Kompromiss zwischen der sozialistischen Sowjet-
union und den imperialistischen Mächten. 
Für die Demokratisierung Deutschlands war das auch 
richtig. 
Aufgabe der Kommunistischen Partei Deutsch-

lands war, während sie aktuell für Entnazifizierung, 
Entmilitarisierung und Demokratisierung Deutsch-
lands kämpfte, von Anfang an den Zusammenhang 

zwischen dem Faschismus und Kapitalismus aufzu-
zeigen, den Kampf gegen den Kapitalismus und für 
den Sozialismus – unter Errichtung der Diktatur des 
Proletariats – zu propagieren und dafür zu kämpfen – 
dies wurde nicht genügend gemacht.

Selbstverwaltungsorgane in der SBZ

Mit Kriegsende und deutscher Kapitulation stand die 
Aufgabe auf der Tagesordnung, eine neue demokra-

tische Verwaltung aufzubauen. In der SBZ wurden 
von den sowjetischen Militär-Kommandanturen die 
Funktionen der Bürgermeister, Stadt- und Landräte 
sowie der Aufbau von Landes- und Provinzialverwal-

tungen an die KommunistInnen und andere Antifa-
schistInnen übertragen. Der Aufbau dieser Selbstver-
waltungen ging mit der Entnazifizierung Hand in 
Hand.
Die sowjetischen Militärkommandanten hatten die 
Anweisung, so schnell wie möglich arbeitsfähige 
Selbstverwaltungsorgane zu bilden und die Initia-
tive der demokratischen Kräfte zu fördern. Die Bildung 
der neuen Selbstverwaltungsorgane verlief in den 
einzelnen Orten sehr unterschiedlich. In den meisten 
Städten und Dörfern mussten sie jedoch von den sow-
jetischen Militärkommandanten eingesetzt werden. 
Es war nicht leicht, eine richtige Wahl zu treffen. So 
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blieb die Zusammensetzung der Selbstverwaltungs-
organe in der ersten Zeit mitunter dem Zufall überlas-
sen. Sie hing davon ab, inwieweit die demokratischen 
Kräfte aktiv in Erscheinung traten und organisiert 
waren.
In dem Maße, wie sich die Selbstverwaltungsorgane 
bewährten, wurden ihnen von den sowjetischen 
Besatzungsbehörden größere Vollmachten übertra-
gen. Im Juli 1945 bestätigte die SMAD die von den 
Blockparteien eingereichten Vorschläge für die Bil-
dung der Landes- und Provinzialverwaltungen.
Am 27. Juli 1945 erließ die SMAD den Befehl 
Nr. 17, der die Bildung von Deutschen 

Zentralverwaltungen in der 
SBZ vorsah, und zwar für fol-
gende Bereiche:
Verkehrswesen, Nachrichtenwe-
sen, Brennstoffindustrie, Handel 
und Versorgung, Industrie, Land-
wirtschaft, Finanzen, Arbeit und 
Sozialfürsorge, Gesundheitswesen, 
Justiz, Volksbildung. Die Präsidenten 
dieser Organe wurden von den demo-
kratischen Parteien vorgeschlagen und 
von der SMAD bestätigt.
Am 22. Oktober 1945 räumte die SMAD 
mit dem Befehl Nr. 110 den Landes- und 
Provinzialverwaltungen das Recht ein, 
Gesetze und Verordnungen mit Geset-

zeskraft zu erlassen, wenn diese den 
Gesetzen und Befehlen der SMAD nicht 
widersprachen. Bis dahin erlassene 
Gesetze und Verordnungen wurden rechtskräftig 
erklärt. 
Diese Verwaltungen der Länder und Provinzen waren 
damals die höchsten deutschen Staatsorgane, die in 
sich gesetzgebende und vollziehende Gewalt verei-
nigten. Mit Unterstützung der sowjetischen Behörden 
wurde begonnen, eine Volkspolizei zu schaffen.
Der Aufbau neuer Verwaltungsorgane und die Entna-
zifizierung waren für KommunistInnen und Antifa-
schistInnen ein schwerer Kampf. 
Die KommunistInnen und AntifaschistInnen hatten 
entweder nicht genügend Menschen für die Verwal-
tungsorgane oder die eingesetzten Menschen hatten 
keine Verwaltungserfahrungen. Diese Anstrengung 
war nur mit der Unterstützung der sowjetischen Mili-
tärbehörden zu bewältigen.

Bodenreform

Die KPD hatte schon in ihrem Aufruf vom Juni 1945 
die Liquidierung des Großgrundbesitzes, der gro-

ßen Güter der Junker, Grafen und Fürsten als eine 

dringende Aufgabe gestellt. 
Entsprechend trug die KPD die Forderung nach einer 
demokratischen Bodenreform aufs Land und gewann 
die Masse der Bauern und Bäuerinnen und Landarbei-
terInnen dafür. SozialdemokratInnen und Gewerk-
schaftsfunktionärInnen, die die Notwendigkeit einer 
Bodenreform erkannten, wirkten bei der Aufklärung 
der Bauernschaft mit.
Schon Ende August 1945 wurde in vielen Dörfern eine 
Bodenreform verlangt. Nach Verhandlungen im Block 
der antifaschistisch-demokratischen Parteien über 
diese Forderungen erfolgte eine Einigung.
Anfang September 1945 erließen mehrere Landes- 
und Provinzialverwaltungen in der SBZ die gesetzli-

che Verordnung zur Durchführung der demokrati-

schen Bodenreform. Die erste Verordnung wurde 
am 3. September 1945 in Halle (SBZ) für die Pro-
vinz Sachsen beschlossen. Die Notwendigkeit 

der demokratischen Bodenreform wurde in die-
ser Verordnung so begründet:

„1. Die demokratische 
Bodenreform ist eine 
unaufschiebbare natio-
nale, wirtschaftliche und 
soziale Notwendigkeit. 
Die Bodenreform muß die 
Liquidierung des feudal-
junkerlichen Großgrund-
besitzes gewährleisten 
und der Herrschaft der 
Junker und Großgrundbe-
sitzer im Dorfe ein Ende 

bereiten, weil diese Herrschaft immer eine Bastion der 
Reaktion und des Faschismus in unserem Lande dar-
stellte und eine der Hauptquellen der Aggression und der 
Eroberungskriege gegen andere Völker war. 
Durch die Bodenreform soll der jahrhundertealte Traum 
der landlosen und landarmen Bauern von der Übergabe 
des Großgrundbesitzes in ihre Hände erfüllt werden. 
Somit ist die Bodenreform die wichtigste Voraussetzung 
der demokratischen Umgestaltung und des wirtschaftli-
chen Aufstiegs unseres Landes.
Der Grundbesitz soll sich in unserer deutschen Heimat 
auf feste, gesunde und produktive Bauernwirtschaften 
stützen, die Privateigentum ihres Besitzers sind.“ 15

Das Ziel der Bodenreform war:

„a) das Ackerland der bereits bestehenden Bauernhöfe 
unter 5 Hektar zu vergrößern;
b) neue, selbständige Bauernwirtschaften für landlose 
Bauern, Landarbeiter und kleine Pächter zu schaffen;

15 „Verordnung der Provinzialverwaltung Sachsen über die 
Bodenreform“, S. 136, Dokumente und Materialien zur Ge-
schichte der deutschen Arbeiterbewegung, Reihe III, Band 1, 
Dietz Verlag, Berlin 1959
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c) an Umsiedler und Flüchtlinge, die durch die räuberi-
sche hitlerische Kriegspolitik ihr Hab und Gut verloren 
haben, Land zu geben;
d) zur Versorgung der Arbeiter, Angestellten und Hand-
werker mit Fleisch- und Milchprodukten in der Nähe der 
Städte Wirtschaften zu schaffen, die der Stadtverwal-
tung unterstehen, sowie den Arbeitern und Angestellten 
zum Zwecke des Gemüseanbaus kleine Grundstücke 
(Parzellen) zur Verfügung zu stellen;
e) die bestehenden Wirtschaften, die wissenschaftlichen 
Forschungsarbeiten und Experimentalzwecken bei den 
landwirtschaftlichen Lehranstalten sowie anderen staat-
lichen Erfordernissen dienen, zu erhalten und neue zu 
organisieren.“ 16

Wer sollte enteignet werden?

„2. Folgender Grundbesitz wird mit allen darauf befindli-
chen Gebäuden, lebenden und totem Inventar und 
anderem landwirtschaftlichen Vermögen, unabhängig 
von der Größe der Wirtschaft, enteignet:
a) der Grundbesitz der Kriegsverbrecher und Kriegsschul-
digen mit allem darauf befindlichen landwirtschaftli-
chen Vermögen;
b) der Grundbesitz mit allem darauf befindlichen land-
wirtschaftlichen Vermögen, der den Naziführern und 
den aktiven Verfechtern der Nazipartei und ihrer Gliede-
rungen sowie den führenden Personen des Hitlerstaates 
gehörte, darunter allen Personen, die in der Periode der 
Naziherrschaft Mitglieder der Reichsregierung und des 
Reichstages waren;
3. Gleichfalls wird der gesamte feudal-junkerliche Boden 
und Großgrundbesitz über 100 Hektar mit allen Bauten, 
lebendem und totem Inventar und anderem landwirt-
schaftlichen Vermögen enteignet.
4. Der dem Staat gehörende Grundbesitz wird ebenfalls 
in den Bodenfonds der Bodenreform einbezogen, soweit 
er nicht für die Zwecke verwand wird, die unter der nach-
folgenden Ziffer 5 dieses Artikels angeführt sind.“
Was der gesellschaftlichen Entwicklung dienen sollte, 
wurde nicht enteignet. Darunter auch: 
„d) der Grundbesitz der Klöster, kirchlichen Institutionen, 
Kirchen und Bistümer.“ 17

Die Vorbereitung und Durchführung der Bodenreform 
lag in den Händen der Kreis- und Gemeindeverwal-
tungen unter Kontrolle der Länder- und Provinzialver-
waltungen.
Die demokratischen Selbstverwaltungsorgane, die 
die Bodenreform leiteten, legten deren Verwirkli-
chung in die Hände der Landbevölkerung. Boden-
kommissionen wurden gewählt, in denen sich insge-
samt 52 292 ArbeiterInnen, Bauern und Bäuerinnen 
beteiligten.

16 ebenda, S. 136-137
17 ebenda

Trotz heftigem Widerstand der Junker, Großgrundbe-
sitzer und NaziaktivistInnen wurde die Bodenreform 

umgesetzt. 
7 160 Großgrundbesitzer, die 2 517 357 Hektar Land 
besaßen und 4 537 aktive FaschistInnen und Kriegs-
verbrecherInnen, die über 131 742 Hektar Land ver-
fügten, wurden enteignet.
Die Lage der landlosen, armen Bauernschaft u.a. 
wurde verbessert. In diesem Sinne war das eine rich-
tige demokratische Maßnahme. Das war aber keine 

sozialistische Umwälzung der Agrarverhältnisse. 
Durch Zuteilung des Bodens an die Bauern und Bäue-

rinnen als Privateigentum, wurde die Grundlage für 
eine neue Schicht von BesitzerInnen an Privateigen-
tum geschaffen. 
Das Privateigentum hatte nur die BesitzerInnen 
gewechselt, auch wenn es innerhalb des kapitalisti-
schen Eigentumssystems einen Fortschritt bedeutete. 
Die Mittelbauernschaft wurde nach der Bodenreform 
zur vorherrschenden Kraft auf dem Lande.
Auf der Ersten Parteikonferenz wandte sich Walter 
Ulbricht 18 gegen Beschuldigungen, die SED wolle 
eine zweite Bodenreform: „Eine solche Absicht haben 
wir nicht, denn im Zweijahrplan haben wir ausdrücklich 

18 ZK-Mitglied der KPD bis zur Gründung der SED, danach Mit-
glied des Parteivorstands der SED, 1960–1973 Vorsitzender des 
Staatsrates (Staatsoberhaupt) 
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erklärt, daß die Bodenreform bereits beendet ist. 
Aber es ist selbstverständlich, daß wir als Partei des 
schaffenden Volkes die Pflicht haben, die Willkürakte 
und Ausbeutungsmaßnahmen der Spekulanten gegen-
über den Neubauern und den Klein- und Mittelbauern zu 
bekämpfen. Wir sehen unsere Aufgabe darin, den werk-
tätigen Bauern systematisch zu helfen, damit sie die 
Möglichkeit bekommen, ihre Wirtschaft ertragreicher zu 
gestalten. Großbauern, die am Aufbau mithelfen und 
ihre gesetzlichen Pflichten erfüllen, werden den Schutz 
der Gesetze genießen.“ 19

Die Bodenreform wurde Anfang September 1945 
begonnen und ca. Mitte 1948 beendet. Eine politische 
Absichtserklärung der KPD (später der SED), den 

gesamten Grund und Boden langfristig gänzlich zu 
vergesellschaften, erfolgte nicht. Ein weiterer Beleg 
dafür, dass grundlegende sozialistische Ziele auch in 
der Bodenfrage nicht verfolgt wurden.

Der Weg zur Vereinigung von 

KPD und SPD

Der Vorsitzende des Zentralausschusses der SPD, Max 
Fechner, berichtete in der Zeitschrift „Einheit“, Nr. 1, 
Februar 1946 über die Einheit von SPD und KPD: 
„Als ich schon vor der Wiedererrichtung der Parteien, den 
Genossen von der KPD vorschlug, nur eine Partei für die 
deutsche Arbeiterschaft neu zu gründen, wurde mir erwi-
dert, zuerst müsse eine ideologische Klärung erfolgen.“ 20

19 „Protokoll der 1. Parteikonferenz“, 25. bis 28. Januar 1949, 
S. 215, Dietz Verlag
20 Einheit, Monatsschrift zur Vorbereitung der Sozialistischen 
Einheitspartei, S. 4, Heft 1, Februar 1946, Verlag Einheit GmbH, 
Berlin

Entsprechend wurde in der „Vereinbarung des Zentral-
komitees der Kommunistischen und des Zentralaus-
schusses der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands“ 
als fünfter Punkt „Gemeinsame Beratungen zur Klärung 
ideologischer Fragen“ als Aufgabe festgelegt. 
Da sich die Organisationsstrukturen erst in der Auf-
bauphase befanden, gab es keine Möglichkeit in den 
Parteien – weder KPD noch SPD – darüber eine kollek-
tive Diskussion zu führen. Mit der Vereinbarung vom 
19. Juni 1945 hatten beide Parteien die Aktionsein-

heit geschaffen. Diese Aktionseinheit wurde jedoch 
lediglich als Antifaschistischer Block weitergeführt. 
Während der Aktionseinheit wurden auch gemeinsam 
organisierte Veranstaltungen durchgeführt. Aber eine 

wirkliche Klärung der ideologischen 

Unterschiede zwischen beiden Parteien hat 
nicht stattgefunden.
Nach der Potsdamer Konferenz wurde 
innerhalb kürzester Zeit die Politik der impe-

rialistischen Besatzungsmächte klar: Sie 
wollen und werden die Beschlüsse der Pots-
damer Konferenz nicht einhalten.
Rückwirkend wird das von DDR-Historikern 
so eingeschätzt: „Die sich bereits zu diesem 
Zeitpunkt ankündigende restaurative Entwick-
lung in den Westzonen bedeutete eine ernste 
Bedrohung der nationalen Einheit Deutsch-
lands.“ 21

Und je deutlicher sich antisowjetische Züge 
in der anglo-amerikanischen Politik abzeich-
neten, desto mehr bekam in den Westzonen 
die Reaktion Oberwasser.
Wie sollte dieser Gefahr begegnet werden? 

Darauf wurde in der DDR Geschichtsschreibung fol-
gende Antwort gegeben:
„Dieser Gefahr konnte nur durch eine große Kraftan-
strengung der Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten 
begegnet werden. Voraussetzung hierfür war, daß die 
Arbeiterklasse die Einheit ihrer Reihen festigte und sich in 
Gestalt einer marxistischen Einheitspartei eine Führung 
schuf, die dem Vordringen der restaurativen Kräfte Ein-
halt gebieten konnte. Auf die Tagesordnung rückte die 
Festigung der Aktionseinheit und die Vereinigung von 
KPD und SPD.“ 22

Diese Logik wird auch in den vor der Vereinigung ver-
öffentlichten Dokumenten vertreten. Das heißt, für 
die Einheit Deutschlands war die Einheit der Arbei-

terInnenklasse notwendig und die Einheit der Arbei-
terInnenklasse ist durch die Vereinigung von KPD 

und SPD möglich. 

21 „Deutsche Geschichte“, S. 427, Bd. 3, VEB Deutscher Verlag 
der Wissenschaften, Berlin 1968, 
22 ebenda, S. 428
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Das war der ausschlaggebende Gedanke für die Verei-
nigung beider Parteien. Schon am Ausgangspunkt 
legten sie ihre Standpunkte fest. Die Einheit der Arbei-
terInnenklasse wurde nicht verteidigt, gefestigt, um 
den Klassenkampf für eine antifaschistisch-demo-

kratische Volksmacht, gegen das kapitalistisch-
imperialistische System und für eine sozialistische 
Revolution zu führen, sondern für die Einheit Deutsch-
lands. Also wurde die nationale Frage zur Haupt-

frage erklärt, die als erstes gelöst werden muss.
Auch die AnhängerInnen beider Parteien, bedingt 
durch die Annäherung der Mitglieder in der Aktions-
einheit, drängten auf eine Vereinigung. Am 20. und 
21. Dezember 1945 tagte eine „Gemeinsame Konfe-
renz des ZA der SPD und des ZK der KPD“ mit den Ver-
treterInnen der Bezirke.
Auf der Tagesordnung standen: „1. Die Einheit der 
Arbeiterklasse, 2. Die Gemeindewahlen in der amerikani-
schen Besatzungszone, 3. Wie helfen die Arbeiterpar-
teien beim Aufbau der Freien Gewerkschaften?“ 23

An der Konferenz nahmen je 30 VertreterInnen von 
KPD und SPD aus den Bezirken sowie die beiden Par-
teileitungen teil. Daher auch der Name „Erste 60er 

Konferenz“. Die Beschlüsse dieser Konferenz wurden 
als Einleitung „einer neuen Phase der Einheit der deut-
schen Arbeiterbewegung“ eingeschätzt. Die Grundlage 
der Vereinigung wurde damit gelegt. Die Aktionsein-
heit beider Parteien sollte zu ihrer organisatorischen 
Verschmelzung weiter entwickelt werden. Was sollte 
die als entscheidendes Dokument der Konferenz ver-
abschiedete „Entschließung“ bewirken?
„Sie wird vom gesamten schaffenden deutschen Volk auf 
das freudigste begrüßt werden. Die Verwirklichung der 
Grundsätze dieses historischen Dokuments macht die 
Bahn frei zum demokratischen Neuaufbau Deutsch-
lands, zur Sicherung des Friedens und der Einheit der 
Nation, zur Meisterung des deutschen Schicksals durch 
die geeinte Arbeiterschaft...“ 24

Die in den Dokumenten klar festzumachende Grund-
haltung beider Parteien wird deutlich. Ziel der Vereini-
gung: Demokratischer Neuaufbau Deutschlands, 

Sicherung des Friedens und Einheit der Nation! 

Das ist das minimale Programm.
Es wird auch die Frage behandelt, „Was soll die neue, 
einheitliche Partei der sozialistischen Bewegung sein?“
Diese Frage wird noch nicht deutlich beantwortet. 
„Die Konferenz hat zu ihrer Klärung eine Studienkommis-
sion gebildet, die sich aus je vier Genossen der beiden 

23 „Der Weg zur Einheit, Dokumente und Berichte aus den 
Jahren 1945/46 aus dem Bezirk Frankfurt (Oder)“, S. 69, Hrg. 
Kommission zur Erforschung der Geschichte der Arbeiterbewe-
gung im Bezirk Frankfurt (Oder)
24 ebenda

Parteien zusammensetzt.“ 25

Trotzdem werden wesentliche Prinzipien benannt, 
welche im Programm festgehalten werden sollten.
„Grundsätzlich soll im Programm dieser Partei im Mini-

mum die Vollendung der demokratischen Erneuerung 
Deutschlands im Sinne des Aufbaues einer antifaschis-
tisch-demokratischen parlamentarischen Republik mit 
gesetzlich gesicherten weitgehenden politischen, wirt-

schaftlichen und sozialen Rechten der Arbeiter und 
Werktätigen festgelegt werden; im Maximum soll das 
Programm die Verwirklichung des Sozialismus auf dem 
Wege der Ausübung der politischen Herrschaft der Arbei-
terklasse im Sinne der Lehren des konsequente Marxis-
mus sein, wie sie im ‚Kommunistischen Manifest‘, im Eise-
nacher Programm der deutschen Sozialdemokratie und 
in der Kritik von Marx und Engels zum Gothaer Pro-
gramm festgelegt sind. Die Einheitspartei soll selbstän-
dig und unabhängig sein.“26

Hier wird richtig zwischen dem Minimal- und Maxi-

malprogramm unterschieden und als Maximalpro-
gramm „die Verwirklichung des Sozialismus auf dem 
Weg der Ausübung der politischen Herrschaft der Arbei-
terklasse“ festgeschrieben. Illusion war aber dass diese 

25 ebenda, S. 74
26 ebenda, S. 74-75
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Zielsetzung mit der SPD innerhalb der Einheitspartei 
machbar sein könnte.
Die „Zweite gemeinsame Konferenz“ (Zweite 60er 
Konferenz) fand am 26. Februar 1946 statt. Auf der 
Tagesordnung standen: „1. der Entwurf über die Grund-
sätze und Ziele der SED, 2. der Entwurf eines Organisati-
onsbeschlusses, 3. der Entwurf eines Parteistatuts der 
SED.“ 27

Entwürfe wurden von der auf der „Ersten 60er Konfe-
renz“ eingesetzten Studienkommission vorgelegt. 
Sie wurden einstimmig gebilligt, ergänzt mit in der 
Diskussion eingebrachten Veränderungen. Endgültig 
sollte auf dem für den 21. und 22. April 1946 geplan-
ten Vereinigungskongress entschieden werden. Vor-
her wurden die auf der Konferenz gebilligten Entwürfe 
veröffentlicht und zur Beratung sowie Beschlussfas-
sung weitergeleitet. Die Konferenz beschloss weiter, 
die Studienkommission in einen Organisationsaus-

schuss zur Durchführung der Vereinigung umzubil-
den.
Somit war faktisch die Vereinigung der beiden Par-
teien von der „Zweiten 60er Konferenz“ beschlossen. 
Übrig blieb nur noch deren formelle Verwirklichung.
Am 2. und 3. März 1946 tagte die Parteikonferenz 

der KPD, an der 400 Delegierte teilnahmen. „Prob-
leme der Vereinigung von SPD und KPD“ und „Die nächs-
ten Aufgaben in der antifaschistisch-demokratischen 

27 ebenda, S. 84

Einheitsfront“ standen auf der Tagesordnung. Der Ent-
wurf „Grundsätze und Ziele der SED“ und der Entwurf 
für ein Statut wurden verabschiedet. Außerdem wur-
den Richtlinien der KPD zur Wirtschaftspolitik unter 
dem Titel: „Neuaufbau der deutschen Wirtschaft“ und 
„Das Wohnungsprogramm der KPD“ beschlossen.
Am 19. und 20. April 1946 fanden der 15. Parteitag 

der KPD und der 40. Parteitag der SPD statt. Auf bei-
den Parteitagen wurde die Vereinigung beschlossen. 
Der Beschluss der KPD über
„Die Vereinigung der SPD und KPD zur SED“ besagte 
unter anderem: „Sobald in den Orten oder Bezirken die 
Vereinigung beschlossen und die Sozialistische Einheits-
partei konstituiert ist, hat die Kommunistische Partei 
aufgehört zu existieren.“ 28

Dieser Beschluss wurde für ganz Deutschland getrof-
fen. Somit löste sich die KPD auf! Nur dort, wo die Ver-
einigung noch nicht verwirklicht ist oder verwirklicht 
werden konnte, existierte die KPD weiter.
Am 21. und 22. April 1946 fand der Vereinigungspar-
teitag von SPD und KPD statt und die Vereinigung zur 

Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands wurde 
besiegelt.
Im nächsten Artikel unserer Serie werden wir uns mit den Grün-
dungsdokumenten der SED und mit den weiteren Entwicklungen in 
der SBZ befassen.

28 „Bericht vom 15. PT der KPD“, S. 262, Verlag Neuer Weg 
GmbH/ Berlin, 1946
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FABRIK-ZEITUNG KLASSE GEGEN KLASSE

GEGEN AUSBEUTUNG FÜR SOZIALISMUS!
Ausgabe Nr. 22 zum 1. September 2019

Kriegsgefahr + Rüstungsetat der BRD steigt enorm + Aufbau von 

EU-Armee unter Deutschlands und Frankreichs Führung

Antikriegstag 1. September 2019 – 80 Jahre nachdem die faschisti-

sche deutsche Wehrmacht mit dem Überfall auf Polen den II. Weltkrieg 

lostrat, steuern die Großmächte, Deutschland mittendrin, auf den dritten 

imperialistischen Weltkrieg zu. 

Das wichtigste Abkommen der imperialistischen Großmächte gegen 

ungebremstes Wettrüsten gilt seit dem 2.8.2019 nicht mehr. Also ist es für 

die USA wieder offiziell möglich, Mittelstreckenwaffen in Europa zu stati-

onieren. Davon will auch die BRD profitieren, auch wenn sie sich nach 

außen als Friedensbringerin präsentiert. Ohne die USA und damit die 

indirekte Verfügung über Massenvernichtungswaffen, hat der deutsche 

Imperialismus militärisch kaum was zu melden. 

Streik um fünf vor 12 in vielen Betrieben der BRD – Zehntau-

sende demonstrieren gegen Stationierung von US-Raketen. DGB 

fordert die Einstellung des Rüstungsexportes, Umstellung von 

Rüstungs- auf Friedensproduktion... Das war 1983! Und heute?

70 Mio. Menschen auf der Flucht vor Kriegen, vor poli-

tischer Verfolgung, Naturkatastrophen und Armut. Die 

imperialistischen Großmächte konkurrieren um 

Märkte, Einflussgebiete und Rohstoffquellen. Ihr Stre-

ben nach Maximalprofit und Weltherrschaft ist 

Ursache für verheerende Kriege und Lebensgrundla-

gen vernichtende Umweltzerstörung. Die Herr-

schenden schaffen es, uns ArbeiterInnen und Werktä-

tige für ihre Interessen zu benutzen, ohne je zur 

Rechenschaft gezogen zu werden. Ja, wie das denn? 

Im herrschenden kapitalistischen Ausbeutungssystem gehören wir zur 

unterdrückten Klasse. Sie, die Kapitalisten, haben die Macht und gaukeln 

uns vor, dass wir in der bürgerlichen Demokratie, in der wir leben, freie 

Wahl hätten. Stattdessen rüsten sie mit Sozialraub, Rassismus, 

Demokratieabbau, Militarisierung in jedem Land gegen unsere Inte-

ressen, die Interessen der ArbeiterInnenklasse und der werktätigen Mas-

sen. 

Hinter geheucheltem Entsetzen lassen sie faschistische Netzwerke 

gewähren – unterstützen sie mit Hilfe von Verfassungsschutz, Polizei und 

Militär. Die Bundeswehr probt in Fußballstadien die Aufstandsbe-

kämpfung. Wohnungsräumung der Ärmsten durch bis an die Zähne 

bewaffnete Polizeitruppen … 

Militarisierung, Kriegsvorbereitung!
Statt Friedensförderung Aufrüstungswahn, nukleare Bedrohung, Mili-

tärausgaben weltweit über1,6 Billionen Euro. Deutscher Kriegs-Etat 

2015: 33 Milliarden Euro, aktuell 43,2 MRD. Euro. Bei Befolgen der 

NATO-Vorgabe, die Wehrausgaben bis 2024 auf zwei Prozent des BIP zu 

steigern, steigt der deutsche Kriegs-Etat auf 85 MRD. Euro.

Für uns tun sie nix – Bei der Rüstung sind sie fix!
Schon heute steht Deutschland an achter Stelle bei den Rüstungsausga-

ben. Das Geld fehlt UNS – Schulen vergammeln, die Gesundheits- und 

Altersversorgung ist miserabel. Soziale Sicherung – Pustekuchen! Alters- 

und Kinderarmut nehmen stetig zu. Viele Werktätige können sich ihre 

Wohnungen nicht mehr leisten. 

Stattdessen wird die Mobilmachung der Bundeswehr für den welt-

weiten Einsatz im Interesse deutscher Banken und Konzerne bezahlt – 

unter anderem 470 Mio. Euro an Rheinmetall für 41 Schützenpanzer 

„Puma“. 

Öffentliche Gelder fürs Militär, sprich mehr, 

mehr, mehr Militär, will auch die seit 24.7. neu 

vereidigte deutsche Kriegsministerin Annegret 

Kramp-Karrenbauer. Sie steht wie ihre Vorgängerin zur 

Aufrüstung der Bundeswehr. Doch nicht nur Deutsch-

land ist ihr Revier: Die deutschen Kriegsministerinnen, 

alte wie neue, stehen auch für die Militarisierung 

der EU in Konkurrenz zu China, Russland und ja, auch 

zu den USA: „Die Welt ruft nach Europa, die Welt 
braucht Europa“. So verpacken sie deutsch militäri-

sche Interessen im EU-Mäntelchen. 

Wo sie EU sagen, meinen sie Deutschland, denn schließlich haben 

die deutschen StaatsvertreterInnen alles dafür getan, ein ‚deut-

sches Europa‘ zu formen, das vor allem der deutschen Großmacht 

und ihren Interessen dient. 

Die EU ist nichts anderes als ein Bündnis imperialistischer Staaten, das 

nur solange besteht, wie die beteiligten Nationalstaaten ihren Nutzen 

daraus ziehen – allen voran der deutsche Staat im Dienste deut-

schen Kapitals. Sie eint der Wille, gemeinsam zur Weltmacht aufzustei-

gen, auch mit militärischen Mitteln. Das Staatenbündnis EU soll für Frie-

den in Europa stehen! Welch ein Hohn!

Machen wir den Kriegstreibern Dampf!

Klassenkampf!

Wenn es nach der neuen 
Kriegsministerin und der Bun-
deskanzlerin geht, braucht 
Deutschland einen neuen 
Flugzeugträger. Satter Profit 
für die Rüstungskonzerne. 
Nebenbei: So ein Flugzeugträ-
ger kostet ca. 10 Mrd. Euro



TROTZ ALLEDEM

18
82•2019

BRD Waffenexport – PROFIT mit Massenmord
Rheinmetall ist Kriegsgewinnler – seit 130 Jahren! 

In beiden imperialistischen Weltkriegen wurde die deutsche Angriffs-

armee von Rheinmetall mit Kriegsgerät beliefert.

Rheinmetall ist bis heute international an Kriegsverbrechen beteiligt. 

Mit Rheinmetall-Bomben wird im Jemen-Krieg gemordet. Rheinme-

tall-Kanonenrohre schießen auf KurdInnen im syrischen Afrin. Aber auch 

im Innern ist der Kriegskonzern gut im Geschäft: Der Polizeipanzer 

„Survivor“ ist sein Produkt. Rheinmetall hat stets die Militarisierung in 

Deutschland vorangetrieben. 

Mit Krieg und Mord lassen sich die Taschen gut füllen: 2019 durften die 

AktionärInnen 23,5 Prozent mehr Dividende pro Aktie einstreichen als im 

Vorjahr. Für noch nicht abgearbeitete Rüstungsaufträge stehen 8,6 Mrd. 

auf der Haben-Seite, soviel wie seit dem II. Weltkrieg nicht mehr. Der Kon-

zern funktioniert mit diversen Tochterfirmen in verschiedenen Ländern. 

Der südafrikanische Rheinmetall-Ableger Denel (RDM) hat weltweit 39 

Munitionsfabriken u.a. in Saudi-Arabien aufgebaut, die sie mit Kompo-

nenten beliefert. Von der italienischen Rheinmetall-Tochter RWM werden 

auf Sardinien Bomben produziert, die zu Tausenden von den Vereinig-

ten Arabischen Emiraten und Saudi-Arabien über dem Jemen abge-

worfen werden. Ladungsteile für Splittergranaten liefert die österrei-

chische Rheinmetall-Tochter RWM Arges. 

Die Zusammenarbeit mit ansässigen Rüstungsunternehmen ermöglicht 

Rheinmetall, Exportverbote zu umgehen. So hat der Kriegskonzern 

Munitionsfabriken mit dem türkischen Rüstungsunternehmen MKEK in 

der Türkei geplant. 

Und das ist nur ein grober Überblick. Rheinmetall setzte 2018 mit 

Kriegsmaterial 3,22 Mrd. Euro um und ist damit Europas größter Hee-

resausstatter, wenn auch in Deutschland am Rüstungsumsatz gemes-

sen hinter EADS „nur“ der zweitgrößte … 

Mordmaschinen werden in diesen Fabriken hergestellt. Von uns, den 

Arbeiterinnen und Arbeitern, die wir genau wissen, was unsere Produkte 

anrichten: grausame Verstümmelungen, Not, Elend – Tod … Nicht die 

Herrschenden trifft die vernichtende Kriegstechnologie sondern 

unsere Klassenschwestern und -brüder. Die werktätigen Massen sind in 

jedem Krieg Opfer. Als Kanonenfutter, „Kollateralschaden“ … vergewal-

tigt, ausgebombt, zum Überleben in verseuchten Gebieten gezwungen, 

flieht, wer kann … und trifft in den Krieg produzierenden Metropolen auf 

menschenverachtenden Rassismus. So sieht es aus! 

Von wegen Menschenrechte, von wegen Demokratie! Die herrschende 

Gesellschaftsordnung ist eine mörderische! Das MUSS aufhören! Die 

Profiteure des Mordgeschäfts lassen sich nicht von Gesetzen aufhal-

ten. Wenn der Krieg tobt, fühlen sie sich erst richtig wohl! Die Verbote, 

Waffen in Krisengebiete zu liefern, interessieren sie nicht. Gegen mora-

lisch ethisches Anprangern sind sie immun. Was sie aufhalten 

kann, weiter am Massenmord zu verdienen, ist Produktionsstopp! Den 

gibt es nur, wenn WIR in den Streik treten! Wir können als einzige 

alldem ein Ende setzen!

Organisieren wir den Widerstand: 
Kriegsmaschinerie lahmlegen! 
Planen wir, was in den Fabriken statt Bomben, Raketen, U-Booten, Pan-

zern, Gas und Düsenjägern produziert werden soll. Denn schließlich sind 

wir auch ohne Kriegsindustrie im herrschenden System der Lohnsklave-

rei auf unsere Arbeitsplätze angewiesen, damit wir für unseren Lebens-

unterhalt unsere Arbeitskraft verkaufen können. 

Allerdings – wenn wir schon dabei sind … Lasst uns nicht nur die 

Kriegsindustrie stoppen und grundlegend umkrempeln! Lasst uns die-

ses für Krieg und Elend verantwortliche imperialistische System auf 

den Müllhaufen der Geschichte werfen! Dies ist das System der herr-

schenden Kapitalistenklasse – wir, die ArbeiterInnenklasse und die 

Masse der Werktätigen haben nichts zu verlieren, aber eine neue 

Welt zu gewinnen! Es bleibt dabei: Wir werden in der Barbarei der 

imperialistischen Kriege untergehen oder mit dem Sozialismus in 

Richtung klassenlose Gesellschaft vorangehen.

Organisieren wir uns dafür in den Betrieben 

in eigenen Kampf- und Streikkomitees!

Schaffen wir mit der kommunistischen Partei unsere schlagkräftige 

Organisation, die die proletarische Revolution anleitet! 

Klasse gegen Klasse, Krieg dem Krieg!

Kampf dem Kapital, bis der Frieden siegt!

In der deutschen Kriegsin-
dustrie teilen sich sechs Kon-
zerne den Löwenanteil der 
Profite aus dem lukrativen 
Geschäft mit dem Massen-
mord.
MTU Aero Engines – Mün-
chen (7 600 ArbeiterInnen) 
baut Flugzeugtriebwerke, 
unter anderem für den 
Kampfjet Eurofighter. Rüs-
tungsumsatz: 640 Mio. Euro.
Diehl – Nürnberg (insgesamt 
mehr als 12.000 ArbeiterIn-
nen) stellt neben Raketen 
auch Munition, Panzerketten 
und Schutzsysteme her. Die 

Lenkwaffe Iris-T dieses Kon-
zerns gilt weltweit als präzi-
seste Rakete für Kampfflug-
zeuge. Sie hängt an beinahe 
allen Militärjets der neuesten 
Generation. Rüstungsumsatz: 
1,16 Milliarden Euro.
Thyssen-Krupp Marine Sys-
tems (TKMS) ist 2005 aus der 
Fusion der Thyssen-Krupp-
Werften und der Howaldts-
werke-Deutsche Werft AG 
(HDW) entstanden. Neben 
U-Booten baut TKMS (8 000 
ArbeiterInnen) auch Fregat-
ten und Minenräumschiffe. 
Die U-Boote der Reihen U 212 

und 214 sind wegen des Elek-
troantriebs so leise und damit 
so schlecht auszumachen wie 
kaum ein anderes Modell. 
Rüstungsumsatz: 1,34 Mrd. 
Euro.
Krauss-Maffei Wegmann 
(KMW) – München (3 000 
ArbeiterInnen) ist eine altbe-
kannte deutsche Waffen-
schmiede. Gemeinsam mit 
Rheinmetall baut KMW unter 
anderem im Auftrag der Bun-
deswehr den Leopard 2. Rüs-
tungsumsatz: 1,59 Mrd. Euro.
Rheinmetall – Düsseldorf pro-
duziert den Spürpanzer 

Fuchs. Neben Panzerfahrzeu-
gen stellt Rheinmetall unter 
anderem Munition, Elektronik 
und Flugabwehrsysteme her. 
Rüstungsumsatz: 2,66 Mrd. 
Euro
EADS – München und Tou-
louse. Der europäische Luft-
fahrt- und Rüstungskonzern 
EADS produziert an Kriegsge-
rät u.a. den Eurofighter, den 
Truppentransporter A400M, 
den Kampfhubschrauber 
Tiger. Daneben gibt es Rake-
ten, Überwachungssysteme 
und Elektronik. Rüstungsum-
satz: 16,36 Mrd. Euro.
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Es klingt so harmlos: Die deutschen Autobauer hätten die Entwicklung 

zur E-Mobilität „verschlafen“. Außerdem gäbe es eine Absatzkrise 

wegen schwächelnder Konjunktur, der Handelskrieg, in erster Linie 

geführt von der Trump-Administration, tue das Übrige. Ach ja, nicht zu 

vergessen: Diesel-Absturz. Das alles sei Ursache für die Autokrise. 

Ehrlich, für wie dumm halten die uns?

Seit fast 130 Jahren ist das Auto eine Erfolgsgeschichte aus Europa, 

vor allem aus Deutschland. Inklusive Infrastruktur und mit blutigen 

Kriegen eroberten Zugängen zu den notwendigen Rohstoffen. Die Pro-

fite der Autoindustrie mit dem Verbrennungsmotor sind immens. Das 

sieht mit der E-Mobilität anders aus. Was macht ein schlauer Kapita-

list? Richtig, er versucht in der verbleibenden Zeit der Verbrennungsmo-

tor-Ära so viel wie möglich einzusacken! Logische Folge sind Überpro-

duktion und dann – Absatzkrise. Und dann: Vernichtung von Arbeits-

plätzen und damit Lebensgrundlagen Tausender ArbeiterInnen. 

Es gibt also eine Profit-„Krise“. So sehen das zumindest die Milliar-

denprofite gewöhnten Autobosse, weil so gut wie alle Autokonzerne 

weniger Reibach machen als im Vorjahr. Und diese „Krise“ wird auf unse-

ren Rücken abgewälzt. So liest sich das dann in den Medien:

Stellenabbau bei Audi – 10 000 Jobs stehen bei Audi in Ingolstadt 

und Neckarsulm auf dem Spiel. Wie viele noch?

Bis zum Jahr 2030 ist laut IG Metall wegen der Transformation fast jeder 

zehnte Job in der deutschen Autoindustrie gefährdet. 

In Ingolstadt arbeiten mehr als 44 000 Menschen bei Audi. Nur Gerüchte? 

Harte Verhandlungen zwischen Betriebsrat und Unternehmensleitung: 

Die bis 2025 geltende Beschäftigungssicherung werde nicht in Frage 

gestellt – das betonen führende Gewerkschafter. Fakt ist: Es werden 

künftig weniger Menschen bei Audi arbeiten.

VW, Audi, BMW, GM, Ford, Daimler … In der Automobilbranche 

wächst der Konkurrenzkampf um Märkte und Monopolstellungen. In 

China, dem weltweit größten Automarkt lag im ersten Halbjahr 2019 der 

Neuwagenverkauf 14 Prozent unter dem des Vorjahrs. Die Folge: Seit Juli 

2018 wurden in der chinesischen Autoindustrie 220  000 Arbeitsplätze 

vernichtet.

Ford veranstaltete bereits ein Arbeitsplatz-Massaker, dem 12  000 Pro-

duktionsstellen in ganz Europa (5 400 in Deutschland) und 7   000 Büro-

stellen in den USA zum Opfer fielen. Im Juni hat Ford die Produktion in 

Russland mit der Schließung von drei Werken faktisch eingestellt.

Opel will 1 100 Jobs in Rüsselsheim, Eisenach & Kaiserslautern abbauen. 

Mahle, Bosch, Siemens … die Autozulieferindustrie ist genauso 

betroffen. Mahle z.B. schließt sein Werk in Öhringen.

Der Angriff auf unsere Arbeitsplätze ist direkte Folge der Forderungen 

nach immer höheren Renditen trotz Krise. Extreme Produktionssteige-

rung, Arbeits- und Leistungsverdichtung für uns ArbeiterInnen, Rati-

onalisierung, Abbau von Arbeitsschutzmaßnahmen und Zunahme von 

Leih- und Gelegenheitsarbeitsverhältnissen. Die Kapitalisten profitieren 

von niedrigeren Löhnen und der Rechtlosigkeit, von der Spaltung der 

Belegschaften.

Der Angriff auf unsere Lebensbedingungen stößt auch auf 

Widerstand. Anfang des Jahres verhinderten z.B. 70 000 ArbeiterInnen 

der Fahrzeugteile-Industrie in Matamoros (Mexiko) die Lieferung von 

wichtigen Teilen an amerikanische und kanadische Autofabriken. Lasst 

uns diese KollegInnen zum Vorbild nehmen. 

Unser Recht bekommen wir nicht am Verhandlungstisch!

Die IG Metall und andere mit dem Kapital verflochtene Gewerk-

schaften machen immer weitere angeblich Standort sichernde Zuge-

ständnisse, anstatt Widerstand gegen den Angriff auf unsere Arbeits-

plätze und Lebensbedingungen zu mobilisieren. Gewerkschaftsbonzen 

Rassismus dient den Interessen der Herrschenden, die uns 
für ihren Profit ausbeuten und unsere Lebensbedingungen 
verschlechtern. Sie wollen, dass wir unsere Wut statt an ihnen 
an einem „Sündenbock“ ablassen. Sie benutzen unsere 

Gefühle und missbrauchen uns für ihre Pläne. So behauptet 
die AfD ohne Beweise, dass die deutschen Streitkräfte 
„kaputtgespart“ würden, während der Staat „für die Aufnahme 
von Migranten (…) ohne viel Federlesens über Nacht Dutzende 
von Milliarden jährlich auf(bringt)“. Damit allerdings habe sich 
die Bundesregierung „verrechnet“, heißt es: „Der Bürger akzep-

tiert (…) weder schutzlose Grenzen noch eine handlungsunfä-
hige Armee.“ Das ist faschistische Propaganda! Die AfD will 
den Krieg und dafür die Verfügungsgewalt über Atomwaffen: 
„Die nuklearen Fähigkeiten der Partner im nordatlantischen 
Bündnis stellen (…) eine wesentliche Komponente der militäri-
schen Abschreckung dar. Deutschland hat ein vitales Interesse 
an der Teilhabe dieser Fähigkeit, bis eine gleichwertige Alterna-
tive zur Verfügung steht.“ In der NATO sollen die europäischen 
Mitglieder dem „militärischen Führungsanspruch“ Deutsch-
lands unterworfen werden. 

AUTOKRISE HIN ODER HER 

Finger WEG von unseren Arbeitsplätzen!

Mit jährlichen Subventionen in Milliardenhöhe und „Bran-
chen-Schutz-Programmen“ in der Krise (z.B. die „Abwrack-
prämie“) wird die Autoindustrie vom deutschen Staat mas-

siv finanziell gefördert. Und das obwohl Großaktionäre, die 
Familien Porsche, Piëch, Quandt und Klatten sowie die 
Staatsfonds reaktionärer Staaten wie Qatar und Kuwait, 
Blackrock mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden Friedrich Merz 
(CDU), Milliarden-Gewinne einstreichen: So werden z.B. 
die BMW-Eigner täglich um 5,5 Mio. Euro reicher, der Por-
sche-Piëch-Clan bekommt dieses Jahr zwei Mrd. Euro Divi-
dende. VW hat dann immer noch Rücklagen von über 
70 Mrd. Euro.
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argumentieren, dass wir ArbeiterInnen uns den Forderungen unseren 

„eigenen“ kapitalistischen Ausbeutern unterwerfen müssen, um 

unsere Arbeitsplätze zu retten. So werden wir aber gezwungen, uns 

in Konkurrenz zu unseren KollegInnen in anderen Ländern stellen. 

Wir sollen sie unterbieten und dann dankbar die Autos für die Bosse 

bauen und ihre Taschen füllen. Inzwischen wissen wir aus bitterer Erfah-

rung: Keins unserer Zugeständnisse hat jemals einen Arbeitsplatz 

gesichert. Im Kapitalismus ist kein Job sicher. Denn Arbeitsplatzvernich-

tung gehört zum Kapitalismus. 

Karl Marx schildert in „Lohnarbeit und Kapital“ den „industriellen 
Krieg der Kapitalisten“ untereinander: „Dieser Krieg hat das Eigen-
tümliche, daß die Schlachten weniger in ihm gewonnen werden durch 
Anwerben als durch Abdanken der Arbeiterarmee. Die Feldherren, die Kapi-
talisten, wetteifern untereinander, wer am meisten Industrie-Soldaten ent-
lassen kann.“ 
Im Kampf zur Verteidigung von Arbeitsplätzen müssen wir ArbeiterInnen 

unser soziales Recht auf Arbeit und angemessenen Lebensstan-

dard dem, im Kapitalismus geltendem Recht der Konzerne, Fabriken zu 

schließen, entgegensetzen. 

Der Kampf gegen Arbeitsplatzvernichtung ist untrennbar verbun-

den mit dem Kampf um Arbeitszeitverkürzung! In der letzten Fabrik-

zeitung haben wir frech die Forderung nach je fünf Stunden an fünf 

Arbeitstagen formuliert. Tatsache ist, das ist angesichts des gesellschaft-

lichen Reichtums möglich. Einfach die Gewinne aus Wertschöpfung und 

Spekulation für die Finanzierung des Lohnausgleichs bei Arbeitszeitver-

kürzung verwenden ... Problem gelöst! 

Na, klar! 

Das müssen wir mit unserer als ArbeiterInnenklasse organisier-

ten Einheit durchsetzen. Die Profite „unserer“ Bosse machen uns 

wütend. 

Das gibt uns Kraft für unseren Kampf!

Allein VW, Daimler und BMW – haben 2017 zusammengerechnet rund 

30 Mrd. Euro Gewinn eingesackt und um ein Vielfaches höhere Rückla-

gen. Die Autoindustrie könnte also aus ihren Profiten heraus die Arbeits-

zeitverkürzung finanzieren. Auch wenn der Gewinn geringer ausfällt, weil 

Produktion und Absatz reduziert werden, wäre sogar im Kapitalismus 

diese Arbeitszeitverkürzung drin. Und noch genug Geld vorhanden für 

notwendige soziale Investitionen. 

In den vergangenen 200 Jahren ging kein Betrieb wegen Arbeitszeitver-

kürzung in den Ruin. Nee! Sämtliche Profite aus Produktivitätssteigerung 

landeten komplett in den Taschen der Kapitalisten.

Der Produktivitätsschub durch die Digitalisierung muss für eine 

radikale Arbeitszeitverkürzung genutzt werden!

Für unsere Kämpfe
Streik- und Kampfkomitees organisieren 

Widerstand gegen die Autobosse mobilisieren!

Handelskrieg ist 

kapitalistischer Konkurrenzkampf

Das Mercedes-Benz Werk in Tuscaloosa steht im Brennpunkt 
der Handelskriege. Der Daimler-Konzern käme bei neuen 
Strafzöllen schlecht weg. In Tuscaloosa hat er seit 1995 
sechs Mrd. Euro investiert. Für den Bau einer Batteriefabrik 
wird‘s noch eine Milliarde. Die in dem Werk vor allem herge-
stellten SUVs, werden zu zwei Dritteln exportiert, nicht 
zuletzt nach China. 
Daimler 2018: „Ein Werk mit einer Kapazität von 300 000 
Fahrzeugen verlegt man nicht wegen kurzfristiger Prob-
leme.“ 
ABER: Wenn der kapitalistische Konkurrenzkampf zu weite-
ren Strafzöllen u.ä. führt, stehen auch die rund 3 800 Arbeits-
plätze in Tuscaloosa auf dem Spiel. 
Trotz drohender wirtschaftlicher Sanktionen investie-

ren deutsche Konzerne immer mehr in den USA. Na klar, 
sie erhoffen sich lukrative Geschäfte. Das Wirtschafts- und 
Bevölkerungswachstum in den USA ist vielversprechend. 
Außerdem profitieren auch deutsche Firmen von Trumps 
Steuerreform: u.a. Senken der Körperschaftssteuer von 35 
auf 21 Prozent. Dies brachte z.B. Daimler und BMW Ein-

sparungen im Wert von jeweils rund einer Milliarde 

Euro. Deutsche Konzerne spekulieren auch, auf diese Art 
die Profite schmälernden Strafzöllen auf Kfz-Importe aus 
der EU zu vermeiden. 
Und: Weitere Sanktionspläne bedrohen das deutsche Russ-
landgeschäft. Sollten Trump & Co auch gegen Unterneh-
men aus China Sanktionen verhängen, gucken die deut-
schen Konzernbosse in die Röhre. China ist ihr drittwichtigs-
ter Absatzmarkt (93 Mrd. Euro) und ihr drittgrößter Investiti-
onsstandort.
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In Trotz alledem! Nr. 80 haben wir einen Artikel über 
„Deutschen Zustände - Krieg, Rassismus und innere 
Faschisierung - Widerstand organisieren“, veröffent-
licht. Darin haben wir die Flüchtlingsbekämpfung, 
den Fall Amri, die DFB-Affäre um Özil, die Hetzjagd in 
Chemnitz, sowie die Polizeigesetzverschärfung the-
matisiert. 
Mit diesem Teil II folgt hier eine Fortsetzung.
Zwei Entwicklungen hinsichtlich Eskalation staatlich 
gedeckter Nazi-Aktivitäten sind seitdem auch in der 
breiten Öffentlichkeit bekannt geworden. Zum einen 
werden immer neue Zusammenhänge zwischen 
Staatsschutzorganen (Bundeswehr, besonderen Ein-
heiten von Polizei und Geheimdiensten) und Nazi-
Netzwerken (NSU, NSU 2.0) aufgedeckt. 
Zum anderen finden sich auf den „Feindeslisten“ des 
faschistischen Terrors nicht mehr nur MigrantInnen, 
Geflüchtete, POC (people of colour), Antifas und Revo-
lutionärInnen. Ins Visier der Nazis geraten nun auch 
PolitikerInnen von bürgerlichen Parteien. Es reicht 
offenbar aus, sich nicht negativ gegenüber Geflüchte-
ten und MigrantInnen zu äußern, um auch Menschen 
bis weit in die bürgerliche Mitte hinein zu bedrohen. 
Das ist die nächste Stufe faschistischer Destabilisie-
rungstaktik. 
In diesem Artikel gehen wir auf NSU 2.0, die innere 
Faschisierung, Krise und Krieg ein. Wir ziehen die uns 
wichtigen Schlussfolgerungen für gemeinsame Dis-
kussionen und Kämpfe innerhalb der antifaschisti-
schen Bewegung, die wir für dringend erforderlich 
halten. 

NSU 2.0 – Franco Albrecht – Uniter – 

KSK – MAD – Verfassungsschutz

Am 3. Februar 2017 wird der Bundeswehroffizier F. 
Albrecht in Österreich wegen Terrorverdacht und des 
Verstoßes gegen das Waffengesetz festgenommen. 
Zwei Monate später wird er in Deutschland verhaftet. 
Bereits im Dezember 2015 stellte der Bundeswehroffi-
zier in einer Erstaufnahmeeinrichtung in Gießen unter 
falscher Identität einen Asylantrag und wird einer 
Unterkunft in Bayern zugewiesen. Dort erhält er staat-
liche Leistungen. Albrecht wird unter dem Verdacht 

festgenommen, Attentate als Geflüchteter geplant zu 
haben: So heißt es unter anderem in seinem Kalender: 
„als Asylant getarnt, eine Handgranate in eine Gruppe 
Antifas zu werfen“. 
Am 9. Mai verhaftet die Polizei den Oberleutnant 
Maximilian T., der jedoch Anfang Juni freigelassen 
wird. Er soll Franco Albrecht gedeckt und bei dessen 
Registrierung als syrischer Kriegsflüchtling geholfen 
haben. T. ist Mitglied der AfD und später Mitarbeiter 
des Bundestagsabgeordneten Jan Nolte, der wiede-
rum im Verteidigungsausschuss sitzt. 
Der Bundesgerichtshof in Karlsruhe (BGH) hebt den 
Haftbefehl gegen Albrecht im November auf: Kein 

dringender Tatverdacht. Die Bundesanwaltschaft 
erhebt dennoch Anklage wegen der Vorbereitung 
einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat, des 
Verstoßes gegen das Kriegswaffenkontrollgesetz, 
wegen Betrug und Diebstahl. Anfang Juni 2018 weist 
das zuständige Oberlandesgericht Frankfurt die Klage 
auf Vorbereitung eines Terroranschlags ab.
Der Bundeswehr ist seit 2014 die faschistische 

Gesinnung des Offiziers Albrecht bekannt. 1

Nun beginnt eine Reihe aufeinander folgender Ermitt-
lungen. 
Im September 2017 werden deutschlandweit Bun-
deswehr-Kasernen nach Nazi-Devotionalien durch-
sucht. Die Polizei filzt auch die Kasernen der Eliteein-
heit Kommando Spezialkräfte (KSK) in Calw sowie 
die privaten Räume des KSK-Unteroffiziers André S. 
Aber die Soldaten werden im Vorfeld gewarnt und 
schaffen mögliche Beweismittel beiseite. Peter W., 
Oberstleutnant des Militärischen Abschirmdienstes 

(MAD), wird beschuldigt, die Razzia verraten zu haben. 
Er wird verhaftet aber Ende März 2019 freigespro-

chen.
* Oberstleutnant W. steht mit dem KSK-Ausbilder 
André S. in Kontakt, der wiederum mit dem Offizier 
Franco Albrecht in Verbindung ist. 
* Der Deckname des KSK-Ausbilders André S. ist Han-
nibal, mutmaßlicher Gründer des faschistischen Netz-
werkes Uniter e.V. Ringo M., Mitarbeiter des baden-

1 welt.de/politik/deutschland/article164209431/Das-steht-
in-den-Hass-Notizen-von-Franco-A.html, eingesehen Juni 2019
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württembergischen Verfas-
sungsschutzes (VS), ist 
einer der Gründer von Uni-
ter. Als das herauskommt, 
wird er lediglich versetzt, 
bleibt also weiter Beamter 
des Bundeslandes. 
Anfang 2019 fliegt in 
Frankfurt/Main eine Nazi-
Polizeizelle auf. Ihr Name: 
NSU 2.0. 38 Beamte ste-
hen unter Verdacht. 
Mehrere AntifaschistInnen 
und AntirassistInnen erhal-
ten Drohbriefe, versendet 
von einem Polizeicompu-
ter, mit der Unterschrift 
„NSU 2.0“. Unter ihnen 
auch die Rechtsanwältin 
Seda Bașay-Yildiz, die An-
gehörige des NSU-Mord-
opfers Enver Şimşek als 
Nebenklägerin im Mün-
chener NSU-Prozess ver-
trat.
Im Februar 2019 wird ein 
Soldat des KSK suspen-
diert. Er steht im Verdacht, 
faschistische Inhalte in 
sozialen Medien verbreitet 
zu haben.

Im Juni 2019 werden der ehemalige SEK-

Polizist (Sondereinsatzkommando) 
Marko G. und drei SEK-Beamte in 

Mecklenburg-Vorpommern festge-
nommen. Sie sollen mindestens 
seit April 2012 Munition aus den 
Lagerbeständen des LKA beiseite 

geschafft und an den Ex-SEK-Mann 
Marko G. weitergegeben haben. 

Marko G. hat Verbindungen zum Uni-

ter Netzwerk und zu den Reichsbürgern.
Anfang Juni 2019 wird der Kasseler Regierungspräsi-
dent Walter Lübcke (CDU) ermordet. Er wird bereits 
seit Oktober 2015 von Nazi-Faschisten bedroht. Pöbe-
leien des Kasseler Pegida-Ablegers vor einer „Erstauf-
nahmeunterkunft“ für Geflüchtete wehrte er ab, 
indem er sich auf „christliche Werte“ berief, zu denen 
auch „Hilfe für Menschen in Not“ gehöre. 
* Auf einer Pegida-Kundgebung in Dresden Ende 
2015 fordert der faschistische Schriftsteller Akif 
Pirinçci die Ausreise Lübckes. 
* Das AfD-nahe Blog Politically Incorrect (PI) veröffent-
licht Lübckes private Daten.

* Erika Steinbach, ehemals CDUlerin und jetzt Leiterin 
der AfD-nahen Desiderius-Erasmus-Stiftung tritt seit 
Februar 2019 in den sogenannten „sozialen“ Medien 
eine Welle von Hass gegen Walter Lübcke los. Droh- 
und Mordaufrufe unter ihren Facebook-Posts hat sie 
nicht entfernt. 2

* In Naziforen im Internet wird die Hinrichtung Lüb-
ckes gefeiert. Auf der Facebook-Seite der AfD Greiz-
Altenburg war nach Lübckes Tod zu lesen: „Nun hast 
du Deutschland verlassen. Haha.“ 3

Der Nazi Stephan Ernst wird als Hauptverdächtiger 
festgenommen. Sofort wird die These vom „durchge-
knallten“ Einzeltäter verbreitet. Die gleiche Methode 
wie bei den NSU Morden. Da sollen auch nur das „Nazi-
Trio“ die TäterInnen gewesen sein. Doch diesmal 
klappt die Methode nicht so gut, denn ein Augen-
zeuge berichtet von einem weiteren verdächtigen 
Auto. Ende Juni werden daher zwei weitere Typen 
festgenommen, der Vermittler und der Verkäufer der 
Tatwaffe. Der Vermittler Markus H. ist ebenfalls ein 
Faschist und wurde bereits 2006 wegen des Mordes 
an Halit Yozgat von der Polizei vernommen. 
Ernst hat ein einschlägiges Vorstrafenregister: Bereits 
1992 verletzte er einen Migranten lebensgefährlich. 4

1993 Verurteilung wegen eines versuchten Rohrbom-
benanschlags auf eine Unterkunft für Geflüchtete in 
Hohenstein-Steckenroth. 2009 Beteiligung am Angriff 
einer Gruppe von autonomen Nationalisten auf die 
Kundgebung des DGB am 1. Mai in Dortmund. Mit 
dabei: der Vermittler des Waffenkaufes Markus H.
Der Faschist Ernst hat sich im Umfeld von „Combat 18“ 
bewegt, dem bewaffneten Arm des Netzwerks „Blood 
and Honour“, der zu den Unterstützern des NSU 
gehört. 2016 wird er im hessischen NSU-Untersu-
chungsausschuss genannt: Als Bekannter des V-Manns 
Benjamin Gärtner. 
Sein Quellenführer Andreas Temme war 2006 wäh-
rend des NSU-Mordes an Halit Yozgat in dessen Inter-
netcafé am Tatort anwesend und soll angeblich nichts 
bemerkt haben. Temme ist nicht suspendiert, sondern 
ist heute als Sachbearbeiter beim Regierungspräsi-
dium Kassel beschäftigt. 5

Hessens Ministerpräsident Bouffier verspricht, seine 
Regierung werde „alles tun, dieses scheußliche Verbre-
chen rückhaltlos aufzuklären“. 
Na klar: Diese Worte hat Frau Merkel auch benutzt, als 

2 t-online.de/nachrichten/deutschland/id_85876452/erika-
steinbach-fachte-hass-auf-walter-luebcke-neu-an.html, Stand 
17.06.2019
3 junge Welt, 07.06.2019, jungewelt.de/artikel/356247.mord-
fall-lübcke-angekündigter-mord.html
4 Die Zeit, 27.06.2019, S. 5
5 junge Welt, 18.06.2019, jungewelt.de/artikel/356958.auf-
klärung-verlangt-warnung-vor-neuem-nsu.html

In Uniter e.V. organisieren sich 
vor allem ehemalige und aktive 
Mitglieder von militärischen und 
polizeilichen Spezialeinheiten 
sowie Geheimdienst-Mitarbeite-
rInnen (MAD und VS) und Richte-
rInnen. (Na, da sind ja Exekutive 
und Judikative und zum Teil auch 
Legislative beieinander. Soviel 
zur Gewaltenteilung). Die Mit-
glieder des Vereins sollen das An -
fachen eines Bürgerkrieges ge -
plant, Todeslisten mit Namen von 
Linken erstellt, Waffenverstecke 
angelegt und Munitionsbestände 
abgezweigt haben.1

1 junge Welt, 14.03.2018, jungewelt.
de/artikel/350925.uniter-geheim-
dienstbezug-bestätigt.html
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sie den Hinterbliebenen der neun rassistischen Morde 
des NSU Aufklärung versprach. Und – hat es etwas 
gebracht? Nein! Leere Versprechungen! Als Landesin-
nenminister hat Bouffier schon 2006 in Kassel die 
Ermittlungen gegen V-Leute zum NSU-Mord an Halit 
Yozgat mit einer Sperrerklärung blockiert. Dadurch 
wurde jegliche Befragung von Andreas Temme und 
seiner V-Leute verhindert.
Am 22. Juli wird Bilal M., Geflüchteter aus Eritrea in 
der hessischen Kleinstadt Wächtersbach aus einem 
Auto heraus gezielt angeschossen und schwer ver-
letzt. Der Täter ist ein Nazi.

Verfassungsschutz und Politik

Bleiben wir beim Verfassungsschutz (VS). Er hatte 40(!) 
V-Leute im NSU-Umfeld. Das hessische Landesamt für 
Verfassungsschutz (LfV) hat schon während der Mord-
serie des NSU eine zwielichtige Rolle gespielt und 
einen Teil seiner Akten für 120 Jahre sperren lassen. 
Im Fall des ermordeten Regierungspräsidenten Walter 
Lübcke behauptet der VS zuerst, es gebe keine Akten 
mehr über den Nazi S. Ernst. Sie seien geschreddert, 
um kurz darauf verlauten zu lassen, es gebe doch 
noch Akten. Nur die Einträge im Nachrichtendienstli-
chen Informationssystem seien gelöscht, dürften aber 
so  wie so auch nicht verwertet werden (!). 
Das LfV Brandenburg hatte durch seinen Nazi und 
V-Mann Piatto schon lange vor den rassistischen Mor-
den Informationen über den NSU. Aber diese Behörde 
hat es unterlassen, Informationen an die Polizei wei-
terzugeben. 
Der NSU-Untersuchungsausschuss Brandenburg 
untersuchte Fälle geführter Spitzel zwischen 1994 
und 2005. Diese begangen systematische Straftaten 
und Rechtsbrüche. Und das Innenministerium macht 

mit: Akten werden zu spät herausgerückt oder so 
geschwärzt, dass sie für eine Auswertung unbrauch-
bar sind. 
Zwischen Verfassungsschutz und Landeskriminal-

amt (LKA) gibt es ebenfalls eine enge Zusammenar-
beit. Obwohl eine Oberstaatsanwältin gegenüber 
dem damaligen Direktor des LKA, Axel Lüdders, den 
Verdacht geäußert hat, er habe Strafvereitlung im Amt 
betrieben, ist ihm nichts, rein gar nichts passiert. 
Zudem hat der Ausschuss nachgewiesen, Ermittlungs-
ergebnisse sind von Staatsanwaltschaften manipu-
liert worden. 6

Wir fordern die Auflösung des Verfassungsschut-

zes. Jetzt SOFORT!

NAZI – Faschisten

Nazis von „Nord-Süd-Westkreuz“ 7 haben in den letz-
ten Jahren Tausende Menschen auf sogenannte Fein-
deslisten gesetzt. Seit 2011 sind Dokumente im 
Umlauf, in denen mehr als 25 000 Menschen mit 
Namen, Telefonnummern und Adressen als „FeindIn-
nen“ gelistet sind. 8

Allerdings sind bisher nur sehr wenige der „potentiel-
len FeindInnen“ darüber informiert worden, dass sie 

6 junge Welt, 05.06.2019, jungewelt.de/artikel/356102.aufar-
beitung-von-rechtsterrorismus-opposition-gibt-land-mit-
schuld.html
7 Nordkreuz ist ein faschistisches Netzwerk. Es setzt sich 
überwiegend aus Angehörigen oder ehemaligen Angehörigen 
von Spezialeinheiten der Polizei und Bundeswehr zusammen. 
Das Netzwerk plante Anschläge auf linke und fortschrittliche 
Menschen zu verüben und dafür rund 200 Leichensäcke und 
Ätzkalk zu bestellen. Neben „Nordkreuz“ existierten noch zwei 
weitere Sektionen, „Südkreuz“ und „Westkreuz“.
8 junge Welt, 01.08.2018, jungewelt.de/artikel/337090.eifrig-
feindeslisten-geführt.html

Bereits im NSU-Prozess war klar, der 
bürgerliche Staat hält an der Einzel-
tätertheorie fest: Hinter dem NSU-
Trio sollen kein Netzwerk und keine 
organisierten Nazi-Gruppen, ge-
schweige denn Organisationen des 
Staatsapparates, stehen. 
Kurz nach Ende des NSU-Prozesses 
stürmt ein Mann mit einer Luft-
druckpistole am helllichten Tag in 
eine türkische Bäckerei in Heilbronn 
und schießt auf die Verkäuferin, die 
ein Kopftuch trägt. Die Frau kommt 
mit einem Schrecken davon. Für die 
Heilbronner Polizei gilt: „Es gibt 
keine rechtsterroristische Gefahr in 

Deutschland, es sind nur verwirrte 
Einzeltäter“. So wird der Faschist in 
die Psychiatrie eingewiesen. 
Hinzu kommt die zeitliche Nähe 
zum NSU-Prozess, in dem der Vor-
sitzende Richter Götzl für zwei 
angeklagte Nazis so niedrige Stra-
fen aussprach, dass die im Gerichts-
saal anwesenden Nazis begeistert 
Beifall klatschten. Diese Mini-Stra-
fen sind geradezu eine Aufforde-
rung, ähnliche Taten zu begehen. 
Passiert ja kaum etwas von Seiten 
des Staates! Das ist nicht neu. 
Täter werden als „verwirrte Spinner“ 
abgetan, damit nicht offengelegt 

wird, dass sie aus faschistischen 
und rassistischen Motive handeln. 
Bereits 2016, als ein rassistischer 
Attentäter neun Menschen aus 
migrantischen Familien vor dem 
Olympia Einkaufszentrum (OEZ) in 
München ermordete, leugnete die 
Staatsanwaltschaft bis zu  letzt ein 
faschistisches Motiv.1

So auch im Fall der Hinrichtung von 
Walter Lübcke. Und ausgerechnet 
in diesem Fall zeigt sich, wie ver-
netzt die sogenannten Einzeltäter 
sind. 

1 migazin.de/2018/07/26/schuesse-
heilbronn-der-nsu-komplex/

Die Einzeltätertheorie
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auf dieser Liste stehen. Die Akten bleiben unter Ver-
schluss. Hätte Anwältin Seda Bașay-Yildiz nicht so 
massiv dafür gekämpft, wäre ihre Bedrohung nicht 
publik geworden.
Der Verfassungsschutz zählt in seiner neuesten Fake-
News-Sammlung, dem Verfassungsschutzbericht 
2018, 24 100 „Rechtsextreme“, ein Plus von 100 zu 
2017, darunter 12 700 gewaltbereite Nazis. 
19 000 ReichsbürgerInnen sind nicht darunter 
erfasst. Selbstverständlich die AfD auch nicht! Ebenso 
wenig wie Pegi-da mit all seinen Ablegern geschweige 
denn weitere Fascho-Organisationen bzw. Netz-
werke. 9 Bundesweit sind 467 (Dez. 2018) per Haftbe-
fehl gesuchte Faschisten, (Behördendeutsch: Rechts-
extremisten) auf freiem Fuß. 
Die Haftbefehle können nicht vollstreckt werden, weil 
die Gesuchten untergetaucht sind. 10

Was wird mit diesen Faschos passieren? Nix! Ein 

paar Nazi-Organisationen werden wahrscheinlich ver-
boten. Aber macht ja nix, sie können sich unter ande-
rem Namen oder in anderen Zusammenhängen 
immer wieder neu organisieren.

Staat und Nazis – Hand in Hand

Bereits im Deutschen Reich und in der Weimarer 
Republik existierten vor dem Hitler-Faschismus Seil-
schaften von Finanzkapital, Politik, Justiz und ihren 
ausführenden Organen mit extremen bewaffneten 
Konterrevolutionären – wie den Freikorps – die im 

9 verfassungsschutz.de/embed/vsbericht-2018.pdf
10 welt.de/politik/deutschland/article184963272/Ueber-
460-Rechtsextreme-auf-der-Flucht-vor-Haftbefehl.html, Stand 
Dezember 2018

Auftrag des Staates, als eine Option seiner Herrschaft, 
Terror, Mord und Schrecken ausübten.
Seit dem Mord an Walter Lübcke ist in einigen Leitme-
dien, aber auch beispielsweise in der jungen Welt, zu 
lesen bzw. zu hören: „Die unheimliche Nähe zwischen 
Rechten und denjenigen, die sie eigentlich bekämpfen 
sollen, hat Methode.“. 11

Damit verbreiten sie bürgerliche Illusionen. Denn Poli-
zei, Bundeswehr, VS und alle anderen Geheimdienste 
sind nicht dafür geschaffen, um FaschistInnen und 
ihre Netzwerke zu bekämpfen. Sie sollen den bürger-

lichen Staatsapparat am Laufen halten. Und das 
beinhaltet: Kampf gegen jeden klassenkämpferischen 
und fortschrittlichen Widerstand. 
Faschistische Organisationen, EinzelkämpferInnen 
und Netzwerke sind nicht gegen das kapitalistische 
System insgesamt. Sie stehen auf der gleichen Seite, 
wie das Finanzkapital. Sie sind Spielfiguren und Option 

des Staates und der Monopol-
bourgeoisie in diesem System. 
Daher die enge Zusammenar-
beit, Verstrickung von Staats-
schutz, Polizei, Armee, Parteien 
wie der AfD und faschistischen 
Netzwerken.
* Die NPD existiert nur noch, weil 
sie vom Verfassungsschutz am 
Leben erhalten wird. 
* Der NSU ist mit Dutzenden von 
V-Leuten durchsetzt. 
* Der rassistische Ableger des Ku-
Klux-Klan (KKK) in Baden-Würt-
temberg wird von dem V-Mann 
des LfV, Achim Schmid, ange-
führt. 
* Ringo M., Mitarbeiter des Lan-
desverfassungsschutzes, Mitbe-
gründer und Vorstandsmitglied 

von Uniter, war 2005 Mitglied der Beweissicherungs- 
und Festnahmeeinheit, BFE 523, der Bereitschaftspoli-
zei in Böblingen. 
In dieser Einheit sind mehrere PolizistInnen im KKK 
organisiert, darunter Thomas B., der 2007 Einheitsfüh-
rer der ermordeten Polizistin Michèle Kiesewetter war. 
Chef dieser Einheit war damals ein Polizist, der heute 
Inhaber einer Sicherheitsfirma ist, die eng mit Uniter 
zusammen arbeitet. 
* Der AfD Bundestagsfraktion gehören vier aktive Poli-
zisten und ein ehemaliger an. Jedes 17. AfD Mitglied 
ist Berufssoldat. 12

11 junge Welt, 18.04.2019, jungewelt.de/artikel/353228.rech-
tes-netzwerk-heiße-spur-zum-lka.html
12 Die Zeit, 27.06.2019, S. 1
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Innere Faschisierung

Welche Konsequenzen zieht die GroKo-Regierung aus 
alldem? Werden nun die Nazis verfolgt oder gar 
bestraft? Nicht doch! Geflüchtete werden bestraft.
Anfang Juni dieses Jahres hat sich die GroKo auf ihr 
Einwanderungsgesetz verständigt. Die Zuwande-
rung von so dringend benötigten Fachkräften – fürs 
Kapital – wird erleichtert. „Wir laden Menschen ein, zu 
uns zu kommen“, so der CDU Fraktionsvize H. Gröhe. 
Klar, aber nur wenn sie eine Berufsausbildung haben, 
„billiger“ sind und sich die Löhne dadurch drücken 
lassen. Damit soll die Spaltung in der ArbeiterInnen-
klasse noch weiter verstärkt werden. Und im Gegen-
zug werden Abschiebungen erleichtert.
Das neue „Geordnete-Rückkehr-Gesetz“ (was für ein 
Zynismus!) sieht vor, dass bundesweit Wohnungen 

durchsucht werden dürfen, um Menschen, die abge-
schoben werden sollen, zu finden. Zudem soll es noch 
härtere Strafen für Geflüchtete geben, die an der Auf-
klärung ihrer Identität angeblich nicht mitarbeiten. 
Dazu zählen Wohnsitzauflagen, ein Beschäftigungs-

verbot, Leistungskürzungen und Gefängnis. So soll 
die Mitarbeit erzwungen werden. 
Für „geduldete“ Geflüchtete, die „gut integriert sind“ 
(damit ist Assimilation gemeint), soll es eine Beschäf-

tigungsduldung geben. Aber nur, wenn sie bereits 
anderthalb Jahre in einem regulären Job gearbeitet 
haben! Und auch das nur für Geflüchtete, die bis 
August 2018 eingereist sind. Dieses Paket läuft aller-
dings 2023 aus. 13

Der Verfassungsschutz gehört aufgelöst? Aber 
nicht doch! Kurz nachdem die Verknüpfung des 
Geheimdienstes in das faschistische Netzwerk Uniter 
öffentlich wird, soll der Verfassungsschutz nun mit 
weiteren Befugnissen versehen werden: 
* Onlinedurchsuchungen sollen ausgeweitet wer-
den. Das bedeutet Viren und Schnüffelsoftware auf 
Computer und Handys installieren, Mails und Chats 
abhören, Telefonate mitschneiden… Mit großer Wahr-
scheinlichkeit landen dann diese Daten in den Hän-
den von FaschistInnen in den Polizei-VS-Diensten, die 
sie an die Nazi-Netzwerke weiterreichen werden.
* In einigen Bundesländern wurde bereits das Polizei-

gesetz verschärft. 
Mitte Juni wird in Mecklenburg-Vorpommern der 
Entwurf für eine neues Sicherheits- und Ordnungsge-
setz (SOG) vorgestellt. In diesem soll zum einen das 
Zeugnisverweigerungsrecht ausgehebelt werden. 
Zum anderen sollen Wohnungsüberwachung und der 
Einsatz von V-Leuten erleichtert werden. 
In Baden-Württemberg wurde bereits Ende 2017 das 

13 migazin.de/2019/06/05/union-und-spd-einigen-sich-auf-
migrationspaket/

Gegen neue Polizeigesetze 
Demonstration in Stuttgart

Am 13. Juli 2019 beteiligten sich mindestens 1 000 
Menschen an der landesweiten Demonstration „Frei-
heitsrechte verteidigen – Gemeinsam gegen neue Poli-
zeigesetze”. Mit unserem Flugblatt haben wir dazu 
aufgerufen im antikapitalistischen Block zu laufen – 
was wir auch getan haben. 
Ein breites Bündnis von 50 Organisationen, Parteien, 
Gewerkschaften, Fußball-Fan-Gruppen und Vereinen 
hatte zur Demonstration aufgerufen. 
Bereits im Vorfeld der Demo war absehbar, dass sich 
keine größere landesweite Gegenbewegung heraus-
bilden wird, wie in Bayern. Die Gründe dafür sind meh-
rere. Zum einen hat sich bei der letzten Verschärfung 
2017 schon kein Widerstand formiert, sie wurde ver-
schlafen. Zum anderen liegt es sicherlich daran, dass 
die Grünen an der Regierung mitbeteiligt sind und 
somit große Teile der Reformbewegung einfach 
zuhause geblieben sind, in der Hoffnung, die Grünen 
würden so etwas nicht durchgehen lassen. 
Im Demozug gab es vielfältige Blöcke: der Bündnis-
Aufruf-Block, der antikapitalistische Block, Fußball-
fans, Klima-AktivistInnen, GewerkschafterInnen, Stutt-
gart21-Widerstand und Andere. 
Die Demonstration in Stuttgart startete mit einer Auf-
taktkundgebung am Hauptbahnhof. Dort sprach 
unter anderem der ehemalige Richter Reicherter, der 
heute im S21-Widerstand aktiv ist. 
Er begrüßte uns mit „Hallo Gefährder und Gefährderin-
nen“. Danach sprach ein Aktivist der Informationsstelle 
Militarisierung (IMI) aus Tübingen. Er stellte die politi-
schen und technischen Dimensionen der inneren Auf-
rüstung heraus.
Dann zog die Demo Richtung Innenstadt. Am Rande 
der Zwischenkundgebung am Rotebühlplatz verbarri-
kadierten DemonstrantInnen das Grünen-Parteibüro 
mit einer symbolischen Mauer aus Kartons, die 
anschließend besprüht wurde. 
Danach führte die Route zum Justizministerium. Mit 
behelmten BFE-Einheiten und Pfefferspray wurden 
TeilnehmerInnen angegangen, weil diese sich schein-
bar zu nah am Justizministerium bewegten. 
Bei der Abschlusskundgebung schilderte eine Anwäl-
tin, wie das Stadion und aktive Fußballfans im Beson-
deren als Testfeld für Repressionsmaßnahmen genutzt 
werden. 
Eine Vertreterin der Antifa berichtete über faschisti-
sche Netzwerke im Staatsapparat. 
Das antirassistische Netzwerk Baden-Württemberg 
nahm Bezug auf den Polizeieinsatz in der Flüchtlings-
unterkunft in Ellwangen. In ihrer Rede betonten sie, 
dass Repression und Gesetzesverschärfungen, die mit 
rassistischer Hetze verbunden sind, in ganz besonde-
rem Maße gegen Geflüchtete angewendet werden. 
Daher forderten sie, dass die organisierte Solidarität 
Aufgabe der linken Bewegung ist.
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Polizeigesetz massiv verschärft. Nun folgt eine weitere 
Verschärfung: Onlinedurchsuchungen, Unendlich-
keitshaft, DNA-Analysen. Entlang der Bundesgrenzen 
soll in einem 30 Kilometer breiten Korridor die Schlei-
erfahndung zur Kriminalitäts- und Migrationsbe-

kämpfung möglich sein.
Die weitere Aufrüstung der Polizei richtet sich gegen 
potentielle Klassenkämpfe, gegen soziale Bewe-

gungen, gegen revolutionäre, kommunistische 

politische Strukturen und gegen MigrantInnen. Die 
innere Faschisierung geht vom Staat aus. Klar ist, dass 
Regierung und Staat bei den bisherigen Angriffen 
nicht stehenbleiben werden. Das ist das Gesetz des 
Kapitalismus! Kontrolle und Repression nehmen zu, so 
dass die Werktätigen kaum noch wagen sollen, sich zu 
erheben! Und das wird kein Ende haben, solange wir 
uns nicht dagegen wehren! 
Wie in den anderen Bundesländern regt sich auch in 

Baden-Württemberg Widerstand gegen das neue 
Polizeigesetz. Ende April fand in Tübingen der Auftakt 
der Proteste mit einer breiten Kundgebung und 
Demon stration statt, Ende Mai in Freiburg und Mitte 
Juli in Stuttgart. Doch die Proteste laufen unter fal-
scher Flagge. „Freiheitsrechte verteidigen“ – so der Auf-
ruf zur Demonstration. Ja, wir verteidigen, die bisher 
erkämpften Rechte, wir sind gegen ihren Abbau, aber 
wir bleiben nicht dabei stehen, wir sagen: Auch der 
demokratische Kampf muss revolutionär geführt 
werden. Denn nur so können wir diesen Kampf mit 
unserem Hauptkampf, dem Kampf für die Abschaf-
fung des kapitalistischen Systems verbinden und 
grundlegende Veränderungen durchsetzen.
Die Kämpfe gegen die Polizeigesetze sind noch zu 
marginal und losgelöst vom Klassenkampf der Arbei-
terInnen. Es geht darum, die verschiedenen Kampffor-

men zusammen zu bringen. In den großen Wider-
standsdemos in Bayern, München, Nürnberg, in Nord-
rhein-Westfalen, Düsseldorf... haben sich auch viele 
Werktätige engagiert und mitgemacht. Das ist ein 
Anfang, der reicht aber noch nicht aus. 
Wir, KommunistInnen und Revolutionäre, müssen den 
Kampf um unsere politischen-demokratischen Rechte 
dahin tragen, wo der Reichtum dieser Gesellschaft 
geschaffen wird, wo dieses System am Laufen gehal-
ten wird: 
Der Kampf muss vor allem in den Betrieben geführt 

werden! 

Warum das Ganze 

jetzt und heute?

Die innere Faschisierung läuft auf Hochtouren. 
Warum? Wie Lenin schon grundlegend analysierte, 

entwickelt sich der Imperialismus äußerst 
ungleichmäßig und sprunghaft, dadurch ver-
schärfen sich die imperialistischen Widersprü-
che. Durch die internationale Konkurrenz stehen 
die Zeichen auf Militarisierung und Kriegsvorbe-
reitung. Eine Vorbereitung auf den imperialisti-
schen Krieg ist, Werkzeuge und Hebel zu schaf-
fen, um bei Bedarf eine faschistische Diktatur zu 
installieren. 
Der deutsche Nationalismus und Chauvinis-

mus muss angestachelt werden. Damit wird 
gleichzeitig der Rassismus aufgeheizt. Alles 
nötig, um für die Neuaufteilung der Welt in den 
Krieg zu ziehen. Mit dem alten Schlachtruf: Am 
deutschen Wesen soll die Welt genesen! Die 
Sündenbock-Theorie erlebt Höhenflüge: Der 
Rassismus ist zur vorherrschenden Realität 
geworden. 
Welche Teile der Bourgeoisie forcieren die 

Faschisierung? Es ist wie eh und je: Die impe-
rialistische Finanzbourgeoisie, die deutsche Groß-
bourgeoisie, die internationalen deutschen Monopole 
stellen sich als weltgewandt und globalisiert dar. 
Scheinbar wenden sie sich gegen faschistische und 
nationalistische Tendenzen. Aber gleichzeitig unter-
stützen sie eine faschistische Alternative als Sicher-
heitsgarant. Das Projekt Faschismus als eine Option – 
ist Projekt der deutschen Großbourgeoisie insgesamt. 
Heute braucht die Bourgeoisie im „Westen“ noch kei-
nen „Faschismus an der Macht“, keine faschistische 
Diktatur, um ihre Herrschaft aufrechtzuerhalten. Wir 
haben bereits in Trotz alledem! Nr. 30/31 Februar 2004 
festgestellt: 
„Die Errichtung des Faschismus kann aber auch dann 
auf die Tagesordnung gesetzt werden, wenn die Bour-
geoisie stark und die Arbeiterlnnenbewegung schwach 
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ist. Zum Beispiel, wenn die imperialistische Bourgeoisie 
durch einen innerimperialistischen Krieg eine umfassen-
dere Neuaufteilung der Einflusssphären vornehmen will. 
Dann kann sie zum Faschismus greifen, um das ‚Hinter-
land‘ zu festigen und die Werktätigen auf Kriegsführung 
und Kriegswirtschaft zu trimmen. 
Eine solche Situation erfordert, dass die Kriegsziele unter 
den Volksmassen popularisiert werden. Der Chauvinis-
mus muss so sehr auf die Spitze getrieben werden, dass 
die Volksmassen entweder mitmachen oder durch Terror 
so eingeschüchtert sind, dass sie sich nicht auflehnen. 
Dabei gibt es keinen Automatismus, in der Art, dass 
immer, wenn innerimperialistische Kriege geführt wer-
den, eine faschistische Diktatur errichtet werden muss. 
Das so darzustellen, wäre völlig verkürzt.“ 14

Die imperialistischen Großmächte bereiten sich auf 
einen erneuten Weltkrieg vor. Schon wird Kriegspro-
paganda betrieben, um den Weltkrieg ideologisch 
rechtfertigen zu können, aber noch verdeckt und 
nicht offensiv. 
Für Aufrüstung werden Milliarden ausgegeben und 
beständig der Kriegshaushalt erhöht. Die BRD-Regie-
rung kündigte bereits letztes Jahr an, die Rüstungs-
ausgaben zu verdoppeln. In diesem Jahr sind 
47,32 Milliarden Euro für Ausgaben im Rahmen der 
NATO veranschlagt. Das ist ein Plus von 12,9 Prozent 
(5 Milliarden Euro) und ein Anteil am BIP von 1,35 Pro-
zent. Zudem ist sie bemüht – mit Frankreich als Dop-
pelspitze der EU – eine einheitliche europäische 
Kriegsindustrie und Armee zu schaffen. 
Die imperialistischen Großmächte führen bereits 
heute weltweit Stellvertreter-Kriege. In Afghanistan, 
Irak, Syrien, Jemen, Libyen, Mali, Kongo, Somalia, 
Ukraine und im Südsudan, um nur einige Kriegsherde 
zu nennen. Neue enorme Konfliktherde werden welt-
weit angefacht, um noch mehr Gründe für einen Welt-
krieg zur Neuaufteilung der Welt zu schaffen, die 
jeweiligen imperialistischen Konkurrenten zu bedrän-
gen und um schlussendlich los zu schlagen.

Kampf zwischen China, Russland, 

den USA und der EU um 

Welthegemonie

Die imperialistischen Widersprüche vor allem zwi-
schen den USA und der EU einerseits und China und 

Russland andererseits nehmen rasch zu. Aber wie 
Lenin schon analysiert hat, das Wesen der wider-
sprüchlichen Entwicklung im Imperialismus bedingt, 
dass es keine stabilen und die Konkurrenz außer Kraft 
setzenden Bündnisse langfristig geben kann. 
Da die Konkurrenz und der Kampf um Einflusssphären 

14 Trotz alledem!, Nr. 30/31, S. 15

treibendes Gesetz im Imperialismus ist. Zusammen-
schlüsse erfolgen nur, um eigene Ziele voranzubrin-
gen, um die anderen auszustechen und davon zu pro-
fitieren. 
China baut zunehmend seine Macht auf wirtschaftli-
chem, militärischem, kulturellem und technologi-
schem Gebiet aus. Neue Militärbasen entstehen, und 
China steigert sein Militärbudget um 10 Prozent. Auch 
das Projekt „Neue Seidenstraße“ zielt darauf ab, Chinas 

wirtschaftlichen, militärischen und politischen Ein-
fluss maßgeblich in alle Welt auszudehnen. Im süd-
chinesischen Meer erhebt China Anspruch auf sämtli-
che Gebiete. Dazu errichtet es auf den Inseln Spratly 
und Paracel Militärbasen. Damit will sich die Groß-
macht den Zugang zu Öl und Gas, sowie zu Fischbe-
ständen absichern, aber auch zu Schifffahrtsrouten. 

In der Nähe der Spratly-Inseln kamen sich im vergan-
genen Jahr Kriegsschiffe der USA und Chinas immer 
wieder gefährlich nahe. Auch japanische Kriegsschiffe 
kreuzten dort im September 2018. Die Royal Navy 
(Großbritannien) zeigt seit einem Jahr fast ununter-
brochen Präsenz in der Region. Und auch Frankreich 
will mindestens zweimal pro Jahr im Südchinesischen 
Meer auflaufen.15

Russland hat in den letzten Jahren weiter an interna-
tionaler Bedeutung gewonnen. Mit China sucht Russ-
land seit einigen Jahren eine engere Zusammenar-
beit. Zum Beispiel in der „Schanghaier Organisation 
für Zusammenarbeit“, die 2001 gegründet wurde und 
vor allem eine Sicherheitskooperation zwischen Russ-
land, China und den zentralasiatischen Staaten zum 
Ziel hat. 
China ist außerdem mittlerweile der wichtigste Han-
delspartner Australiens. Für die USA war und ist der 

15 junge Welt, 04.06.2019, S. 3
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Kontinent ein bedeuten-
der strategischer Stütz-
punkt. Ende 2018 errich-
teten die USA und Aust-
ralien einen Militärstütz-
punkt auf Papua Neugui-
nea. 
Im Pazifischen Ozean 
unterhalten Japan, Süd-

korea, Taiwan, die Phil-

ippinen und Australien 
ein strategisches Bündnis 
– auch gegen den wach-
senden Einfluss Chinas. Australien betrachtet die 
Inseln dort als seinen Hinterhof. China baut aber auch 
auf diesen Inseln seinen Einfluss aus, um seine militä-
rische Reichweite zu vergrößern.
Die USA antworten mit Kriegsdrohungen und einem 
Handelskrieg. Am 15. Juni 2018 erhebt die US Regie-
rung erstmals Strafzölle auf Waren aus China. Weitere 
Zölle folgen. Im Mai setzt die USA das chinesische IT-
Monopol Huawei auf eine schwarze Liste von Unter-
nehmen, deren Geschäftsbeziehungen zu US-Part-
nern strengen Kontrollen unterliegen. China hinge-
gen droht, seine Lieferung von Seltenen Erden an 
US-Rüstungsfirmen zu beschränken. Die USA decken 
etwa 80 Prozent ihres Bedarfs an 17 chemischen Ele-
menten mit Importen aus China ab. 16

Neben China werden auch die EU und Indien und 
viele andere Länder von den USA mit Zöllen belegt.
Im Juni erhöht China die Zölle auf bestimmte Stahl-
rohre aus der EU und den USA zwischen 58 und 
148 Prozent. Mit einigen europäischen Ländern – Ita-
lien, Griechenland und Portugal – geht China hinge-
gen strategische Beziehungen ein. Klar, das sind 
genau die Länder, die von den EU Führern – Deutsch-
land und Frankreich – in die Knie gezwungen wurden 
und werden.
Warum Handelskrieg? Im Interesse von „America 
first“ kippt die USA alle bisherigen Verträge weltweit, 
nicht nur durch Zölle, sondern auch im militärischen 
Bereich. Und auch wenn es massive Widersprüche auf-
grund der Zollpolitik in der amerikanischen Bourgeoi-
sie gibt, wird die amerikanische Gesamtbourgeoisie 
von der Trump Politik profitieren und unterstützt sie. 
Ein Wiederaufschwung setzt bereits ein, von der De-
Industrialisierung in den USA hin zur Re-Industrialisie-
rung durch staatliche Subventionen. Auch diese Poli-
tik ist nur zu verstehen und macht nur Sinn, wenn klar 
wird, dass die imperialistischen Mächte auf Welt-
kriegskurs sind. 

16 junge Welt, 18.06.2019, jungewelt.de/artikel/357002.han-
delskrieg-extreme-maßnahmen-gegen-china.html

Dafür braucht die US 
Großmacht zum Beispiel 
wieder eine starke Stahl-
industrie für die eigene 
Waffenproduktion. Denn 
ohne Stahl keine Kriegs-
produktion! Und solange 
die US-amerikanische 
Bourgeoisie von Billig-
Stahl-Importen aus 
China abhängig ist, kann 
sie sich nicht ausrei-
chend auf Krieg vorbe-

reiten. Denn notfalls würde China seine Exporte ein-
fach kappen. 
* Das Rote Meer hat eine strategische Bedeutung für 
alle Großmächte. Es verbindet das Mittelmeer mit 
dem Indischen Ozean. Als Drehscheibe des internati-
onalen Handels gehört das Rote Meer zu den meistbe-
fahrenen Routen für Tanker und Containerschiffe. 
Entlang dem Roten Meer entstehen neue Militärba-
sen. Fast alle großen Mächte haben in Dschibouti (Ost-
afrika) Militär stationiert. In dieser Region läuft bereits 
der brutale Krieg im Jemen sowie der Krieg im 
Südsudan, um Erdölressourcen und die Kontrolle von 
strategisch wichtigen Gebieten. 
* Permanente Kriegsdrohungen gegen den Iran... 
Seit Anfang Mai verlegte die USA eine Flugzeugträ-
gerkampfgruppe und andere große Kriegsschiffe, 
mehrere Langstreckenbomber und ein Bataillon mit 
Luftabwehrraketen in den Mittleren Osten. Anfang 
Juni schicken die USA weitere 1 000 Soldaten in das 
Gebiet um den Iran. Die Kriegsdrohungen Trumps, 
nach der Aufkündigung des „Atom-Abkommens“ und 
der Reaktion der iranischen Herrschenden, die Anrei-
cherung von Uran hochzufahren, nehmen sozusagen 
stündlich zu. 

Krise, Krieg und Kapital

Aktuell ist die deutsche Wirtschaft noch nicht in der 

Überproduktionskrise. Aber die Tendenz verstärkt 

sich immer mehr und kann sich auch sehr schnell 
beschleunigen: Die amerikanische Besteuerung der 
deutschen Auto-Importe, Deutschland ist das dritt-

größte Exportland, wird zur einer Krise führen. Klar 
ist, wir steuern auf jeden Fall wieder auf eine Finanz-

krise, einen Finanzcrash zu. 
Die Politik der Finanzblasen kann nicht langfristig – 
wie aktuell – weitergeführt werden. Eine Nachhaltig-
keit aufgrund der Finanzspekulationen ist nicht gege-
ben. Fast alle imperialistischen Länder sind hoch ver-
schuldet. In manchen imperialistischen Ländern lie-
gen die Staatsschulden im Verhältnis zum BIP (Brutto-
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inlandsprodukt) jährlich höher. Z.B.: in Japan, in Italien 
und in den USA. 17

Mit Geldspekulationen wird versucht, das Defizit zu 
decken, je mehr aber spekuliert wird, desto höher die 
Schulden. 

Sind wir heute in der politischen Krise? 

Die GroKo-Regierung ist unstabil und ein Macht-
kampf wird ausgetragen. Die tatsächlich nicht unbe-
deutenden Widersprüche innerhalb von CDU und 
CSU, sowie zwischen CDU/CSU und SPD spitzen sich 
an untergeordneten Fragen teils extrem zu. 
Zu verfolgen zum Beispiel bei der Nominierung von 
Kriegsministerin Von der Leyen zur EU-Kommissions-
präsidentin. 
Auch die Partei Die Linke wird tendenziell schwächer, 
weil sie zu viele innere Widersprüche produziert. Ist 
Die Linke an der politischen Macht beteiligt, wie in 
Thüringen, zeigt sie sich wie ein Fähnchen im Wind. 
Sie passt sich auf allen Ebenen reformistisch an. Die 
AfD wird stärker, die Grünen werden zum Auffang-
becken für das liberale Bürgertum und versuchen sich 
auf sozialen Politikfeldern, einstmals Territorium der 
SPD, neu zu profilieren. 
Die Kernfrage ist aber: Handelt es sich um eine tiefge-
hende politische Krise der Herrschenden, die dazu 
führt, dass sie nicht mehr in der altgewohnten Weise 
regieren können wie bisher? Oder um eine Krise der 
etablierten Parteien? 
Fakt ist: Es ist NUR eine Krise der etablierten Par-

teien. Der Prozess des Zerfalls der bürgerlichen „alten 
Volks-Parteien“ ist kein deutsches, nationales Phäno-
men. Weltweit, auch in ganz Europa findet eine Ver-
schiebung der Parteiensysteme statt. 
* Die Forderung einiger Parteien und Organisationen 
„Die Regierung muss weg – Neuwahlen!“ geht von 
einer politischen Krise der gesamten Bourgeoisie aus. 
Das ist falsch, noch hat die Bourgeoisie die Möglich-
keit die Widersprüche im Rahmen des Systems zu 
lösen. Unsere Forderung ist: Nicht die Regierung 

muss weg, sondern das System! Denn durch Neu-
wahlen wird sich nichts grundlegend ändern.

Wieso verbinden wir – hier und heute – 

Krise, Krieg und Kapital mit der 

faschistischen Bewegung in Deutschland?

Faschistische Parteien, Organisationen und Netzwerke 
werden heute gestärkt und verwendet, um im Notfall 
gewaltbereite Nazischläger-Truppen gegen eine auf-
muckende ArbeiterInnenklasse, die sich nicht mehr 
einfach so widerstandslos ausbeuten lässt, sowie ihre 

17 wikipedia.org/wiki/Liste_der_Länder_nach_Staatsschul-
denquote

revolutionären, kommunistischen Organisationen in 
Stellung zu bringen. Die ArbeiterInnenklasse kann 
aufstehen, vielleicht braucht es nur einen Funken. Das 
kann eine Krise sein, Massenentlassungen, wie in der 
Automobilindustrie und deren Zuliefererbetrieben, 
oder/und die Vorbereitung für einen imperialistischen 
Krieg. Das ist die Vorbereitung auf einen Krieg nach 
Innen.
Faschistische Organisationen, Parteien und Netzwerke 
werden außerdem gebraucht, um weltweit eine nati-
onalistische, rassistische und faschistische Haltung zu 
schüren, um einen Krieg ideologisch zu rechtfertigen 
und die Werktätigen gegeneinander aufzuhetzen sich 
gegenseitig abzuschlachten.

Schlussfolgerungen und Aufgaben 

für den antifaschistischen Kampf

* Faschistische Parteien und Organisationen erstar-
ken. Sie sind unglaublich gut vernetzt. Das zeigen 
auch ganz klar die Zusammenhänge zwischen Nord-
West-Südkreuz mit Bundeswehr-Soldaten, KSK und 
SEK-PolizistInnen, LKA und BKA-BeamtInnen sowie 
den Geheimdiensten. Die linke, revolutionäre Bewe-
gung in Verbindung mit allen sozialen Kämpfen muss 
organisationsübergreifend den „antifaschistischen 

Selbstschutz“ aufbauen.
* Es gibt viele Unterschiede zwischen den einzelnen 
faschistischen Parteien aber gemeinsame Kernpunkte. 
Die Entlarvung des faschistischen Wesens der AfD, die 
„hoffähig“ und „regierungsfähig“ gemacht wird, ist 
wichtig, um den Prozess der Faschisierung aufzude-
cken und das Bewusstsein der Arbeiterinnen und 
Arbeiter zu schärfen.
* Die Faschoparteien und -bewegungen, ihre Angriffe 
und Überfälle, ihre rassistische Hetze müssen aktiv 
bekämpft werden. Aber immer muss der Zusammen-

hang mit der Faschisierung des Staates aufgezeigt 
und der heuchlerische „Antifaschismus“, der „Kampf 
gegen Rechts“ von SPD über Grüne bis hin zur Partei 
Die Linke hinterfragt und entlarvt werden.
* Die Faschisierung geht heute in erster Linie vom 
Staatsapparat und den bürgerlichen Parteien selbst 
aus. Deswegen darf der Kampf gegen das Erstarken 
der faschistischen Organisationen nicht nur drauf 
beschränkt bleiben, sich ihnen in den Weg zu stellen. 
Auch der antifaschistische Kampf muss den Kampf 
gegen den imperialistischen Staat in den Mittelpunkt 
stellen.
* Solange der Kapitalismus herrscht, werden auch 
faschistische Netzwerke gebraucht. Wer den Faschis-
mus und seine Handlanger besiegen will, muss einen 
Kampf für die Abschaffung dieses Systems führen. 
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Welche Strategie müssen wir verfolgen? 
Die antifaschistische Bewegung rennt allzu oft nur 
hinter den Nazi-Organisationen her. Der antifaschisti-
sche Kampf wird überwiegend als ein Kampf gegen 
offene faschistische Organisationen und nicht gegen 
das System, gegen den Staat geführt. 
Die Strategie kann nicht sein, immer hinterher zu hin-
ken. Darüber muss eine Diskussion stattfinden. 
Aus unserer Sicht ist es notwendig, den revolutionä-
ren antirassistischen und antifaschistischen Kampf 
stark aufzustellen. Regional und bundesweit zusam-
men kämpfen, sich viel fester organisatorisch vernet-
zen, gemeinsame Kampagnen planen und umsetzen 
und somit eine wirklich breite kämpferische Massen-
bewegung zu initiieren. Es ist wichtig, dass wir uns 
hierbei nicht nur auf die Antifa- und Antira-Netzwerke, 
auf SchülerInnen und Studierendenbewegungen, auf 
die revolutionäre Bewegung beschränken. Wir müs-
sen an der Basis – in den Fabriken und in den Betrie-

ben – unsere Standpunkte hineintragen und unsere 
Politik entfalten. Diese Bewegungen müssen wir zu 
einem Strom des Klassenkampfes zusammenbringen.
Wie kämpfen wir?

Aufklärung-Diskussion-Entlarven: Die Verbindung 
von Klassenherrschaft, Rassismus und Faschismus auf-

zeigen, Rassismus als Instrument der Herrschenden 
zur Spaltung der Einheit des Kampfes gegen die Klas-
senverhältnisse aufzeigen. Solidarität zeigen!
Aktiv kämpfen überall!

Im Alltag gegen Rassismus und Faschismus, im Betrieb, 
in der Schule/Uni, auf der Straße, im Kiez, einfach 
überall!
Wie kommen RevolutionärInnen und 

ArbeiterInnenbewegung in die Offensive? 

Wir müssen Klassenbewusstsein in die ArbeiterInnen-
klasse reintragen. Wir müssen uns in der alltäglichen 
Praxis auf Grundpositionen für den revolutionären, 
antifa- und antira Kampf vereinheitlichen und ihn zum 
Kampf nicht vor allem um Reformen sondern um 
Revolution vorantreiben!
Organisiert euch für die Proletarische Revolution 

in der Bolschewistischen Initiative Deutschland!

Für den Aufbau einer zielführenden, kommunisti-

schen Partei! 

Anfang Juli 2019

Auszug aus dem Inhalt:
Einschätzung der Klassenkampfsituation heute
Regierungskonstellation und Klassenkampf in Österreich

Kriegsgefahr und imperialistische Widersprüche 

Weltlage und Österreich 2018 (Aktualisierung)

Internationale Lage und Klassenkampf in Österreich 2018 

Gegen Ausplünderung Afrikas durch EPA

Für ein revolutionäres Klima

Podiumsdiskussion der Solidaritäts-Plattform Iran: 
Die heutige Lage im Iran und die Perspektiven
Österreichisch-iranische Beziehungen (PR)

40. Jahrestag ... (MLSK) – Iran heute (Iranische Volksfedayin Guerillas)

KP Afghanistan (Maoistisch) – Situation der iranischen Frauen

Gozareshgaran Frauen zum 8.März

Kampf den Polizeistaat-Gesetzen (MLAO Kämpfen lernen)
18.März: Internationaler Tag der politischen Gefangene
Internationaler Aufruf: Freiheit für Ajith

Freiheit für die AnwältInnen des Volkes in der Türkei

Indien: Neuigkeiten aus dem Volkskrieg

Philippinen: Gerechtigkeit für Randy Malayo

1.Mai 2019
1. Mai und den 40. Jahrestag des Sturzes des Schahregimes im Iran

Die Off ensive des Finanzkapitals stoppen
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 Die diplomatischen Beziehungen zwischen Österreich 
und dem heutigen Staat Iran reichen bis ins 16. Jahr-
hundert zurück. Erst aber mit der 2. Republik und der 
Unterzeichnung mehrerer bilateraler Abkommen und 
Verträge, sowie einer Reihe von Staatsbesuchen zahl-
reicher Funktionsträger von und bei Vertretern des 
Pahlavi-Regimes und des islamischen Regimes wur-
den günstige Ausgangspunkte für die Positionierung 
österreichischer Monopolkonzerne aber auch klein- 
und mittelständischer Unternehmen im Iran geschaf-
fen.
Am Handelsvolumen, allgemein gesprochen, spielt 
die Beziehung Österreichs mit dem Iran eine unterge-
ordnete Rolle. Prozentual gesehen ist der Anteil des 
Iran-Handels für Österreich vergleichsweise gering, 
aber am Steigen. Die Ausfuhr von hier in die OPEC 
Länder zusammen, macht in etwa 1,3% aus. Dennoch 
ist diese Wirtschaftsbeziehung zum Iran sehr einseitig 
dominiert. In Zahlen ausgedrückt, lag der Exportwert 
von Waren Anfang der 2000er etwa bei 175 Mio Euro. 
2018 lag dieser Wert bereits bei über 300 Mio Euro. Die 
Importe aus dem Iran machen dabei ca. nur 1/3 des-
sen aus. Obwohl keine offiziellen Zahlen zu österrei-
chischen Direktinvestitionen in den Iran vorliegen, 
lässt sich annehmen, dass der ohnehin eher gering 

und bisweilen rückläufige Kapitalexport in den Iran im 
Zuge des rasanten Währungsverfalls weiter abneh-
men wird. So kündigte die Oberbank im Juni an, sich 
aus dem Iran zurückzuziehen.
Welche Güter exportiert Österreich in den Iran? 
Ca. 25% sind medizinische und pharmazeutische 
Erzeugnisse. Gerade die iranische Gesundheitsindust-
rie ist dabei interessant, da diese enorm staatlich sub-
ventioniert wird und ein Marktvolumen von etwa drei 
Mrd. USD besitzt. Medizinischen Produkten folgen 
ca. ebenso viele Maschinen und Arbeitsmaschinen. 
Ca. 7% machen Eisen und Stahl aus. Aus dem Iran wie-
derrum kommen vor allen Öl, Gas und Edelmetalle. 
Durch den neokolonialen Charakter bei einer gleich-
zeitigen relativen abhängig-kapitalistischen Entwick-
lung des Iran, ist eine Ausdehnung iranischer Importe 
auch für die österreichischen Monopolkonzerne güns-
tig. Gesteigerte Rohstoffförderung und Modernisie-
rung würden hier Anreize für den Anlagenbau im Iran 
bieten.
Trotz der u.a. auch durch die stete Sanktionierung des 
Landes, darf die Bedeutung des Irans nicht unter-
schätzt werden. Das Land verfügt über ca. 10% der 
weltweiten Öl- und 15% der Erdgasvorkommen. Wäh-
rend die Rohölförderung seit Ende der 1990er leicht 

Heute leben große Teile der Bevölke-
rung im Iran unter elenden Bedin-
gungen: Korruption, Hunger, Ob -
dachlosigkeit sind weit verbreitet 
und damit einerseits Streiks für die 
Auszahlung monatelang ausständi-
ger Löhne und Straßenproteste, an -
dererseits Erscheinungen wie Arbeits-
losigkeit, Elend und damit verbun-
dene soziale Erscheinungen wie Pros-
titution und Drogenabhängigkeit. 
Frauen und Kinder sind davon am 
stärksten betroffen. Die Spitze der 
Barbarei ist die Unterwerfung und 
Erniedrigung der Frauen. Durch frau-
enfeindliche islamische Gesetze, die 

auch in der patriarchalischen Verfas-
sung verankert sind, werden vor 
allem die werktätigen Frauen prak-
tisch zum Eigentum des Mannes.
Vor 40 Jahren, am 11. Februar 1979, 
wurde nach mehr als 6 Monaten 
Kampf der ArbeiterInnen und Volks-
massen das vom USA-Imperialismus 
gestützte Schah-Regime von den 
rebellierenden Volksmassen gestürzt. 
Aber anstelle des Schahs platzierten 
die Imperialisten nach ihrer Konfe-
renz von Guadeloupe im Jänner 1979 
das reaktionäre Khomeini-Regime 
der Islamischen Republik, um eine 
Volksrepublik zu verhindern. Inner-

halb weniger Monate erfüllten die 
neuen Lakaien die Erwartungen der 
Imperialisten und unterdrückten den 
Volkswiderstand. Zehntausende Re -
volutionär Innen wurden in die Ge -
fängnisse geworfen oder auf offener 
Straße ermordet. Seit 40 Jahren dau-
ert der Widerstand und die blutige 
Verfolgung aller Oppositionellen an.
Wir in Österreich unterstützen solida-
risch die ArbeiterInnen und Volks-
massen in ihrem Kampf für ihre öko-
nomischen, sozialen und revolutio-
när-demokratischen Forderungen.

(Aus dem Einladungsflugblatt – vollständiger 
Text siehe: prolrevol.wordpress.com)
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abnimmt vollzieht sich ein jährlicher Anstieg beim 
Erdgas. Etwa 50% der iranischen Exporte sind Erdöl-
basiert (52 Mrd. USD).
Durch die tendenzielle Rolle des Irans als eine regio-
nale Hegemonialmacht ist der Iran zudem Ausgangs-
punkt westlicher Konzerne für viele zentralasiatische 
Märkte. Gerade strategische Überlegungen europäi-
scher Bourgeoisien in Konkurrenz zum hier bereits 
dominierenden imperialistischen China und Russland 
sollten hier mitbeachtet werden.
Derzeit sind die wichtigsten Handelspartner des Iran 
ganz klar China mit 30%, Indien mit 16% und die EU 
mit ca. 12%. Wovon Deutschland allein ca. 10% aus-
macht. Firmen wie Linde, BASF oder Siemens nutzen 
den Iran als Absatzmarkt für ihre Produkte. Bis Mitte 
der 2000er war Deutschland übrigens führender Han-
delspartner des Iran. Nichtsdestotrotz zeigen sich 
sowohl bei Deutschland als auch bei Österreich in den 
letzten Jahren wieder Anstiege bei den Exporten. Das 
ist auch einer der wichtigsten Gründe, warum beide 
Staaten neuen US-Sanktionen gegen den Iran kritisch 
gegenüberstehen. Nach dem Ende der Sanktionen im 
Zuge des u.a. in Wien ausverhandelten „Atomdeals“ 
wuchsen allein Deutschlands Exporte in den Iran um 
27%. Ganz besonders Österreich gilt dem iranischen 

Regime als „zuverlässigster EU-Partner“. Austrian Air-
lines wurde nach dem Abkommen von 2015 sofort 
mittels Sondervertrag mit erweiterten Landerechten 
ausgestattet. Der Rohani-Besuch vom Juli 2018 
ermöglichte es, dass sich das Regime im Lichte des 
Abbruchs des Atomabkommens international präsen-
tieren konnte. Durch die Delegation, bei der auch der 
iranische Minister für Industrie, Bergbau und Handel 
(Shariatmadari), der auch einen Vortrag vor der Wirt-
schaftskammer hielt, wurden vor allem Perspektiven 
für Transportwesen und Wassermanagement ange-
sprochen.
Abschließend möchte ich mich für die zahlreichen 
Eindrücke und Erfahrungen hier am Podium aber spä-
ter auch in der Diskussion bedanken. Denn politisch 
stellt die in den letzten Jahren steigende Anzahl von 
Asylanträgen durch aus dem Iran und Afghanistan 
geflüchtete Menschen uns als KommunistInnen in 
einem imperialistischen Staat wie Österreich auch vor 
die Aufgabe sich mit den spezifischen Ursachen von 
Flucht und Vertreibung auseinanderzusetzten um im 
weltweiten Kampf für eine von Ausbeutung und 
Unterdrückung befreite Gesellschaft vorwärts zu kom-
men.

Ich begrüße die Anwesenden. Liebe FreundInnen, 
liebe GenossInnen! 
Ich freue mich, dass wir hier wieder nach längerer Zeit 
die Gelegenheit haben, das Thema Iran zur Diskussion 
zu stellen und so für die Kämpfe der ArbeiterInnen 
und Werktätigen im Iran eine breitere Öffentlichkeit 
und Solidarität zu schaffen.
Seit nun vierzig Jahren sind wir mit dem Regime der 
Islamischen Republik konfrontiert. Es stellen sich 
dabei folgende Fragen, 1. Was ist das Wesen dieses 
Regimes? 2. Wie ist es an die Macht gekommen? 3. Auf 
welcher wirtschaftlichen und politischen Grundlagen 
basiert es? 4. Wie stellt sich die aktuelle Situation des 
Klassenkampfes und die Lage der ArbeiterInnenklasse 
und Werktätigen dar? – Vor allem innerhalb der letz-
ten Jahre. – Und 5. welche Entwicklungen und Pers-
pektiven gibt es für die Revolution?

Das Wesen der politischen Macht im Iran und 

die Machtergreifung des Khomeini-Regimes

Es ist wichtig festzustellen, dass das Khomeini-Regime 

nicht das Resultat des Aufstandes des 11. Februar 
1979 war, welcher in seinen eigentlichen Zielen eine 
Niederlage erlitten hat. Vielmehr war die Etablierung 
der neuen Herrschaft eine Antwort seitens der impe-
rialistischen Konterrevolution auf die stärker werden-
den Volkskämpfe und eine ArbeiterInnenbewegung 
mit einer volksdemokratischen und antiimperialisti-
schen Zielrichtung, welche in eine revolutionäre Situ-
ation mündeten. 
Da das Schahregime stark unter Druck geraten war 
und die sich entwickelnden Bewegungen über keine 
schlagkräftige revolutionäre, kommunistische Vorhut 
und Perspektive verfügten, gelang es den Imperialis-
ten, den Schah Mohammad Reza Pahlavi von der 
Macht zu entfernen und durch das Khomeini-Regime 
zu ersetzen. Es handelte sich dabei um einen Präven-
tivplan, der durch die Imperialisten mit Hilfe ihrer ein-
heimischen iranischen Lakaien, gestützt auf Teile der 
bürokratischen Kompradorenbourgeoisie von langer 
Hand geplant worden war (Konferenz von Guade-
loupe im Jänner 1979). 
So gelang es den Imperialisten, die Revolution zu 

Vortrag von MLSK (Marxer Literatur und Studienklub):

40. Jahrestag des Volksaufstands und 

Sturz des Schah-Regimes im Iran
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stoppen und das abhängige kapitalistische System 
des Iran als Ganzes zu retten. Es gelang ihnen dadurch 
mit den neuen Machthabern, welche nun mit einer 
reaktionären islamischen Ideologie getarnt waren, 
ihre ausbeuterischen und räuberischen Interessen zu 
wahren. Kurz gesagt war die Installierung des Regi-
mes der Islamischen Republik der 1. Versuch im Rah-
men der neokolonialen geopolitischen Strategie der 
Imperialisten, vor allem der USA, in Westasien. 
Nach dem Zusammenbruch der bürokratisch-imperi-
alistischen Sowjetunion 1992 kam es zur Auflösung 
der bipolaren Welt und es folgte die Entstehung meh-
rerer imperialistischer Blöcke. Die Zuspitzung der 
inneren Widersprüche des Imperialismus in Folge der 
Anarchie der Produktion, der Konkurrenz zwischen 
den Finanzmonopolen und imperialistischen Mäch-
ten setzte den Wunsch nach dem Sturz eines unwilli-
gen Regimes, wie etwa dem Irak oder Libyen, auf die 
Tagesordnung. So sollen freigewordene Einflussge-
biete und Märkte erobert werden. 
Die Imperialisten selbst bewaffnen die 
reaktionären islamistischen Kräfte zur 
Destabilisierung und Spaltung der Völker 
in der Region und zwingen ihnen imperi-
alistische Kriege auf, deren Folge die Zer-
störung der materiellen und geistigen 
Werte ist. 
Die Folgen waren und sind: Millionen 
Tote, Flucht, immenses Elend und Armut 
für die Menschen. Das haben wir bis jetzt 
vor allem in Afghanistan, Irak, Syrien und 
Nordafrika usw. mit Al-Kaida, Daesch 
(dem IS), Al-Shabab usw. erlebt. Diese 
sind typische Beispiele der volksfeindli-
chen Instrumentarien des Imperialismus.

Auf welcher wirtschaftlichen und 

politischen Basis gründet sich dieses Regime?

Dieses Regime verwaltet und beschützt in einer neuen 
Situation nach 1979 das abhängige kapitalistische 
System im Iran, genauso wie es bereits das Schah-
Regime tat. Dieses System ist das Resultat des Eindrin-
gens der ökonomischen und politischen Macht des 
Imperialismus mit konterrevolutionärer Gewalt im 
Laufe der vergangenen hundert Jahre (seit der konsti-
tutionellen Revolution 1906). 
Das heißt, wir haben es nun im Iran mit neokolonialen 
Verhältnissen zu tun, welche aus einem halbfeudalen 
System herangewachsen sind, welche sich wesentlich 
von einer frei entfalteten bürgerlichen Ordnung 
unterscheiden. 
Ökonomisch gesehen ist der Iran längst in das imperi-
alistische System und dessen Arbeitsteilung integriert, 

und die Wirtschaft dient der Produktion und Repro-
duktion des internationalen Finanzkapitals im Rah-
men der Mehrwertabschöpfung. Der iranische Staat 
versucht, vor allem nach der Beendigung des reaktio-
nären Iran-Irak-Kriegs 1988, das wirtschaftliche Pro-
jekt des neoliberalen Diktats durchzuziehen – die 
Wirtschaft wird privatisiert, die Preise werden liberali-
siert und die Löhne gesenkt. 
Dieses System kommt nur einer Handvoll inländischer 
und ausländischer Kapitalisten und ihrer Bediensteten 
zu Gute und gibt ihnen freie Hand zum Raub der 
Naturressourcen (Öl, Gas und anderer Bodenschätze), 
sowie zur Ausbeutung billiger Arbeitskräfte, wobei 
Korruption und Bestechung zur Sicherung ihrer Extra-
profite ein besonderes Merkmal sind. Für die eigent-
lich Wertschaffenden d.h. die ArbeiterInnen und 
Werktätigen bringt aber diese Politik nichts außer 
Massenarbeitslosigkeit, Inflation, immense Teuerung 
der notwendigsten Lebensmittel und monatelange 
Lohnrückstände. 

Diese Situation treibt immer mehr Teile der Volksmas-
sen in Armut und Elend. Im Iran leben nahezu 2/3 der 
Bevölkerung unter der Armutsgrenze. Kinderarbeit, 
Flucht, Prostitution, Drogenabhängigkeit usw. sind 
augenscheinliche Phänomene der iranischen Gesell-
schaft. Viele dieser sozialen Missstände treffen vor 
allem Frauen. 
Das Leben der Frauen im Iran, besonders der werktä-
tigen Frauen wird, parallel zur absoluten Verelendung 
und Unterdrückung der unteren Klassen als Ganzes, 
tagtäglich schlimmer. Das islamische Regime versucht 
zur Festigung seiner politischen Macht, die patriarcha-
len Traditionen und Gesetze, die seit der Entstehung 
der Klassengesellschaft existieren, mit den reaktionä-
ren frauenfeindlichen islamischen Gesetzen zu aktua-
lisieren und sie in jeden Winkel der Gesellschaft, egal 
ob privat oder öffentlich, zu tragen. Dadurch heizen 

Ahvaz, ArbeiterInnen-Proteste wegen 
nichtbezahlter Löhne, November 2018
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sie den ohnehin in der Gesellschaft massiv vorhande-
nen Männerchauvinismus weiter an.

Die Situation der Massenbewegungen im 

Allgemeinen und die der ArbeiterInnen-

bewegung im Besonderen und schließlich 

„Die Perspektiven der Revolution“

Die iranische Gesellschaft befindet sich heute in einer 
allumfassenden wirtschaftlichen, politischen sowie 
ideologischen Krise, inmitten der Turbulenz der struk-
turellen Krise des kapitalistisch-imperialistischen Sys-
tems. Die herrschende Klasse, welche keinen Ausweg 
aus dieser Situation sieht, versucht immer wieder, die 
Last der Krisen auf die Schultern der ArbeiterInnen 
und Werktätigen abzuwälzen. 
Damit das islamische Regime das ausbeuterische Sys-
tem aufrechterhalten kann, verschärft es einerseits die 
Ausbeutung und greift andererseits zu repressiven 
Maßnahmen: Verfolgung, Verhaftung, Folter bis hin zu 
physischer Vernichtung von AktivistInnen der sozialen 
Bewegungen. Trotz all dieser unterdrückerischen 
Maßnahmen wächst der Widerstand der verarmten 
städtischen und ländlichen Bevölkerung, was ein 
deutliches Anzeichen des antagonistischen Wider-
spruchs zwischen den Volksmassen im Iran und den 
vom Imperialismus abhängigen kapitalistischen Klas-
sen ist. 
Die neue Protestwelle, die seit Dezember 2017 anhält, 
und immer wieder aus verschiedenen Anlässen hoch-
kommt, ist Anzeichen der Verschärfung dieses Wider-
spruches und der Beschleunigung der Widerstände 
und Kämpfe. Sie zeigt, dass die sklavische Unterwür-
figkeit vor der Obrigkeit relativ erschüttert ist und die 
Gesellschaft sich nach Veränderung sehnt. 
Diese Rebellionen und ArbeiterInnenstreiks – allein im 
Laufe der vergangenen eineinhalb Jahren fanden 
ca. 15 Streiks pro Monat statt – sind der Beginn eines 
spontanen Aufschwungs und enthalten die Keimfor-
men des Bewusstseins, deren Stärke im Erwachen der 
Volksmassen, allen voran des Industrieproletariats, 
besteht. Dies manifestiert sich in Form von Arbeiter-
streiks, der Besetzung von Fabriken und Regierungs-
ämtern, Straßendemonstrationen usw. 
Obwohl diese Kämpfe noch spontan sind, vor allem 
ökonomischen Charakter haben und ohne revolutio-
näre Führung und Perspektive sind, drücken sie die 
Unzufriedenheit der Massen mit dem Regime im 
Sinne der Forderung nach „Brot, Arbeit, Behausung 
und Freiheit“ aus. Sie greifen sogar die allseits verhass-
ten Gallionsfiguren des Systems wie Khamenei und 
Rohani an und leisten den Unterdrückungsorganen 
des Regimes Widerstand und Straßenschlachten. 
Die derzeitige Bewegung ist viel breiter und tiefer als 

jene vor 11 Jahren – 2009 während der reaktionären 
„Grünen Bewegung“, die aus Flügelkämpfen innerhalb 
der herrschenden Klasse entstanden war. 
Die neue Welle der Arbeiterstreiks, obwohl sie einen 
gewerkschaftlichen Charakter haben und keine politi-
schen Kämpfe im klassischen Sinn sind, zeigen bereits 
Keimformen des politischen Klassenkampfes. Sie 
kennzeichnen die Verschärfung des Antagonismus 
zwischen den ArbeiterInnen und Kapitalisten. 
Es fehlt ihnen aber die Erkenntnis der unversöhnli-
chen Gegensätzlichkeit ihrer Interessen zum gesam-
ten gegenwärtigen politischen und sozialen System. 
Das heißt, es fehlt ihnen das sozialistische Bewusst-
sein. 
Diese Bewegungen verneinen zwar das Islamische 
Regime, bieten aber derzeit keine wirklich antikapita-
listische Perspektive und sind somit noch in neolibe-
ralen, demagogischen Vorstellungen befangen. 
Noch schlimmer: Bestimmte Kräfte versuchen, mit 
Hilfe und Einflussnahme der Massenmedien, den 
Imperialismus, in erster Linie die USA, als Hauptfeind 
der Völker im Iran, aus der Schusslinie zu nehmen. Bei-
spiele sind monarchistische Kräfte oder die Volksmu-
jaheddin. Dadurch sind diese Bewegungen bedroht, 
ins Fahrwasser der neoliberalen imperialistischen Poli-
tik abzugleiten und mit ein paar kosmetischen Korrek-
turen durch einen „Regime Change“ von innen oder 
durch einen militärischen Angriff, das System vor dem 
Sturm der Volksmassen zu schützen und so die Tragö-
die des Khomeini-Regimes von 1979 in Form einer 
Komödie zu wiederholen. 
Um dies zu verhindern sind die bewussten Arbeiterak-
tivistInnen und revolutionären Kräfte gefordert, sich 
bei ihrem Eingreifen in diese Kämpfe auf ein marxis-
tisch-leninistisches Programm zu stützen und sozialis-
tisches Bewusstsein zu propagieren. Sie müssen sich 
an die Spitze der laufenden Bewegungen aller unter-
drückten Massen stellen und die Revolution vorantrei-
ben. 
Um dieses Ziel zu erreichen, ist es angesichts der kon-
terrevolutionären Gewalt des Imperialismus und sei-
ner Lakaien notwendiger denn je, den Aufbau einer 
revolutionären Führung und einer kommunistischen 
Organisation, basierend auf der politischen und mili-
tärischen Organisierung der Revolution voranzutrei-
ben.

Hoch die internationale Solidarität!

März 2019

Kontaktadresse: 

Iran-Rat, Amerlinghaus, Stiftgasse 8, A-1070 Wien

email:linksaktivist@gmx.at
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Aus verschiedenen Betrie-
ben sind wir mit unseren 
KollegInnen zusammen 
nach Berlin gefahren. Nicht 
nur, um gegen Großkon-

zerne und Regierung sondern auch gegen die 
Gewerkschafts- und Betriebsratsfürsten zu protestie-
ren. Denn unsere Interessen werden von ihnen seit 
Jahrzehnten immer wieder aufs Neue dem Ausgleich 
zwischen „Kapital und Arbeit“ geopfert. Sie streichen 
ihre fetten Gehälter und Gewinnbeteiligungen ein, 
während sie uns mit Reförmchen-Forderungen 
abspeisen und keinerlei grundlegende Verbesserun-
gen zusammen mit uns erkämpfen. Sie profitieren 
von der Sozialpartnerschaft und das war, ist und bleibt 
Verrat an unseren Klasseninteressen. 
Über 50 000 KollegInnen sind nach Berlin gekommen. 
Von der IG Metall organisiert, kostenlos in Zügen und 
Bussen, ausgestattet mit Getränken und Essensgut-
scheinen, Bus- und U-Bahntickets. Reichlich bedacht 
wurden wir auch mit sinnentleerten Plastik-Merchan-
disingartikeln wie Caps, Stiften, Buttons, Rucksäcken, 
vorgedruckten Transparenten und na klar, Fähnchen 
und Pfeifen ohne Ende.... Alles werbestrategisch 
durchgestylt, die Embleme, Slogans, T-Shirts wie auch 
Transparent-Planen und die Reden. Angesichts der 
Klimakatastrophe und weltweiten Vermüllung kom-
plett fehl am Platz! 
Die IG-Metallführung hat sozusagen ein kostenloses 
Gute-Laune-Feier-Wochenende von unserer aller Mit-
gliedsbeiträgen organisiert. Der ganze riesige Auf-
wand wäre (bis auf den Plastikmüll) hundertprozentig 
gerechtfertigt, wenn eine kämpferische, lautstarke 
und mächtige Demonstration durch die Straßen der 
Hauptstadt gezogen wäre. Wenn wir über 50 000 
ArbeiterInnen lautstark unsere Forderungen und 
Empörung auf die Straße und der Regierung entge-
gen geschleudert hätten. 
Im Widerspruch zu den euphorischen Behauptungen 
in verschiedenen linken Blättern konnte von einer 

„Massendemonstration“ nicht die Rede sein. Abge-
speist wurden wir auf einer Kundgebung (übrigens 
von einer riesengroßen Bühne herab) mit den übli-
chen Reden sowie „Brot und Spielen“ fürs Volk. Ganz 
nach dem Motto: Bespaßung statt Kampf ballten sich 
alle TeilnehmerInnen vor der Bühne am Brandenbur-
ger Tor. 
Ab 11 Uhr wurde der Platz von verschiedenen Bands 
beschallt – Berlin Boom Orchestra, Silly, Joris, Clueso 
und Culcha Candela. Um 13 Uhr spulten VertreterIn-
nen der teilnehmenden Organisationen/Verbände 1 
ihre Reden ab. Zwischendurch durften (wohlgemerkt 
im Vorfeld sorgfältig ausgewählte und vorbereitete) 
KollegInnen verschiedener Belegschaften kurz aufs 
Podium. Ihnen wurden nichtssagende Fragen gestellt, 
die sie im glattgebügelten IGM-Sprech beantwor-
teten. Dann kam der nächste Programmpunkt. 

1 J. Hofmann (Erster Vorsitzender der IG Metall); O. Tschimpke 
(Präsident des NABU, Naturschutzbund Deutschland); Jasmin 
Gebhardt (Jugend- und Auszubildendenvertreterin Schaeffler 
Technologies); Verena Bentele (Präsidentin des VDK Sozialver-
band); Ulrike Lilie (Präsident der Diakonie) – Die evangelische 
Kirche sozusagen als Vertreterin der Zivilgesellschaft. Sie ent-
lohnt besonders gerne ihre Beschäftigten im Niedriglohnsek-
tor, appellierend an das christliche Mitgefühl. Gewerkschaftli-
che Organisierung und Betriebsräte in ihren Betrieben weiß sie 
gekonnt mit Drohungen zu verhindern. 

Aus verschiedenen Betrie-
ben sind wir mit unseren 
KollegInnen zusammen 
nach Berlin gefahren Nicht

„Massendemonstration“ nicht die Rede sein. Abge-
speist wurden wir auf einer Kundgebung (übrigens 
von einer riesengroßen Bühne herab) mit den übli-
chen Reden sowie Brot und Spielen“ fürs Volk Ganz

Betrieb & Gewerkschaft

29. Juni 2019 IG Metall Großkundgebung „#FAIRWANDEL“ in Berlin 

Hat die „IG-Metall mobil gemacht für 

Klimaschutz und Arbeitsplätze“? 

War das die 

„Erste Arbeitermassendemonstration“ 

für die digitale und ökologische Wende?
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Die Straße des 17. Juni war Flaniermeile. Diverse 
Essens-, Getränke- und Infostände aufgelockert mit 
Spiel und Spaß für die Kleinen und die Großen, „Wir 
machen ein Foto von uns in Berlin“. Wir IG-MetallerIn-
nen, die motiviert und entschlossen den Klassen-
standstandpunkt auch auf dieser kunterbunten Som-
mer-Sonne-Sozialdemokratie-Veranstaltung vertre-
ten wollen blieben weitgehend unter uns.
Die Jugenddemonstration am Morgen nahm sich eher 
klein und bescheiden aus, höchstens 2 000 Menschen. 
Das Leittransparent: „Wir sind der Wandel auf den wir 
gewartet haben!“ war sehr zahm. Wut und Frust über 
die nach wie vor prekäre Situation von vielen Auszu-
bildenden, von Nichtübernahme und Erwerbslosig-
keit kam nicht wirklich auf. Von radikaler Hoffnung, 
Forderung und Zukunftsvision für eine andere, sozia-
listische Gesellschaft war kaum etwas zu hören und zu 
spüren.
Die IG-Metall-Mobilisierung, ihre Aufrufe, der Veran-
staltungsablauf und die Rede des IG Metall Vorsitzen-
den Jörg Hofmann für 
das Großevent liefen alle 
auf eins hinaus: Wir, 
Staat, Regierung, Indust-
rie und die Beschäftig-
ten in den Betrieben sit-
zen alle im gleichen 
Boot. Wir schaffen das 
gemeinsam! Hofmanns 
Kapitalismuskritik nahm 
sich sehr bescheiden 
aus und er lobte den 
„Schulterschluss“ zwi-
schen Gewerkschaften 
und „unserer Industrie“: 
„Der Kapitalismus war 
immer schon gleichzeitig 

dynamisch, kreativ und zerstörerisch. ... Wir wis-
sen: Ohne uns Gewerkschaften, ohne eine demo-
kratische Zivilgesellschaft würde dieses Wirt-
schaftssystem keine Rücksicht nehmen: Weder 
auf die Menschen noch auf die Natur. Dieser 
Rücksichtslosigkeit stellen wir seit Beginn der 
industriellen Entwicklung unsere Kraft der Solida-
rität entgegen. Wer sonst als unsere innovative 

Industrie mit ihren engagierten und gut qualifi-
zierten Beschäftigten kann den Beweis antreten, 
dass Ökologie und gute Arbeit kein Widerspruch 
sind.“ 
Das Credo der IG Metall, GewerkschafterInnen 
und Betriebsräte wollen alles dafür tun, um den 
Industriestandort Deutschland und unsere 
Arbeitsplätze zu retten. 
Schuld an der Misere sind laut Hofmann „die 
Wucht der Globalisierung und der technologi-

schen Veränderungen“, bei der wir auf der Strecke blei-
ben, durch Arbeitsplatzabbau, Um  strukturierung, 
Digitalisierung etc. 
Große Sprüche von Wende und Um  bruch und doch 
blieb alles in der alten Schiene, vorgegeben durch die 
Großkonzerne der Autoindustrie und, nicht zu verges-
sen, ihrer Betriebsratsfürsten. 
Nichts wird antikapitalistisch thematisiert: Die Zulas-
sungszahlen von Autos, insbesondere von SUV, mit 
irrem Benzinverbrauch steigen unablässig. Die Städte 
ersticken im Abgassmog. CO2-Ausstoß wird nicht 
reduziert und und und... der Diesel-Abgasbetrug ... 
Der vom Kapitalismus produzierte vernichtende Kli-
mawandel schreitet nicht nur im brasilianischen im 
Amazons-Regenwald voran, sondern hier auf diesem 
Kontinent. Denn wir werden nicht nur für ihre Profite 
ausgepresst, sondern auch als konsumierende Mas-
sen so manipuliert, dass wir über Jahrzehnte hin ver-
gessen, verdrängt, verlernt haben, dass wir eine Klasse, 

Blockade der Gleiszufahrt zum VW-Werk am 13.08.2019 
AktivistInnen der „Klimagerechtigkeitsbewegung“
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die ArbeiterInnenklasse sind. 
Ihre Propaganda trifft bei uns vielfach auf fruchtbaren 
Boden: Individueller statt kollektiver Erfolg, Einzel-
kampf statt Kollektiv, Ellbogengesellschaft statt Soli-
darität – und immer schön zum Wohle der Unterneh-
men. 
Den wenigsten KollegInnen ist bewusst, dass unsere 
schlechten Arbeits- und Lebensbedingungen Ergeb-
nis unserer Kampfschwäche sind. Dass wir komplett 
entgegengesetzte Interessen haben wie die uns aus-
beutenden Kapitalisten. Von wegen: Wir sitzen in 
einem Boot! Dass die Lage so ist, wundert uns natür-
lich nicht bei der Klassenzusammenarbeit, sprich: 
Sozialpartnerschaft von Kapital und DGB-Gewerk-
schaften! Hier müssen wir kommunistischen Arbeite-
rInnen für eine radikale Änderung im Bewusstsein der 
ArbeiterInnenklasse kämpfen. 
Die Gewerkschaftsführung ist verhaftet im 
Klein Klein der profitorientierten Industrie. Zur 
„Mobilitätswende“ fällt Hofmann gerade mal 
so viel ein: „Wir wollen … endlich konkrete Maß-
nahmen, ganz dringend zum Beispiel eine flä-
chendeckende und verlässliche Ladeinfrastruk-
tur. Was wir heute haben, ist ein Flickenteppich. 
Es kauft doch kein Mensch ein Elektrofahrzeug, 
wenn man die Kiste nicht laden kann!“ 
Oh, ja der Strom für die Elektroautos kommt 
aus der Steckdose! Das ist Betrug. Vor jedem 
Haus eine Elektroladestation ist KEINE Alterna-
tive. Eine wirklich umweltschonende Alterna-
tive ist geringerer Energieverbrauch insgesamt 
– aber welcher Großkonzern will davon was 
hören.
Eine radikale Wende in der Umweltfrage für die 
werktätigen Menschen bedeutet, die ganze 
Infrastruktur, die auf Individualverkehr ausgerichtet 
ist, (jedem Menschen ein oder am liebsten zwei Autos) 
muss grundlegend umgekrempelt werden. 
Alternativen zum Klimakiller Flugverkehr müssen ent-
wickelt, öffentlicher Nahverkehr und alle Verkehrsmit-
tel, die nicht umweltschädigend sind, ausgebaut wer-
den. Das bringt aber keinen Maximalprofit. Darum 
müssen wir selbst solche eigentlich selbstverständli-
chen Reformen einfordern. 
Die Rationalisierungswelle, bedingt durch die Umstel-
lung der Autoindustrie von Benzin/Dieselautos auf 
Elektromotoren, der verstärkte Einsatz von Digitalisie-
rungstechnologie in der Produktion, wird viele 
Arbeitsplätze vernichten und auch neue schaffen. 
Das ist nichts Neues sondern eine alte Gesetzmäßig-
keit des Kapitalismus. Viele ArbeiterInnen, vor allem 
ältere werden erwerbslos werden. Entscheidend für 
uns ArbeiterInnen ist, wie kämpfen wir dagegen?
Die IG Metall hat auf diese Situation, wie wir schon in 

unserem Flugblatt zur Aktion festgestellt haben, keine 
Antworten, die unseren Interessen entsprechen. 
Großspurige Ankündigungen und nichts dahinter.
In etlichen Diskussionen, die wir während der Kund-
gebung führten, war ein, wenn nicht das zentrale 
Thema die Frage der Arbeitszeitverkürzung. 
Hofmann thematisierte diese Frage in seiner Rede im 
Nebensatz so: „Im Westen 35 Stunden, im Osten 38 Stun-
den – damit muss endlich Schluss sein! Wer – 3 Jahr-
zehnte nach der deutschen Einheit – die soziale Einheit in 
diesem Lande dermaßen mit Füßen tritt, der handelt ver-
antwortungslos, der handelt gewissenlos. Das werden 
wir nicht hinnehmen, Kolleginnen und Kollegen!“ 
Viele KollegInnen aus den ostdeutschen Ländern 
empfanden das als blanken Hohn und sie redeten sich 
den Frust von der Seele. Wer, wenn nicht die IG Metall 
selbst, hat 2003 den Kampf für die 35-Stunden-Woche 

im Osten einfach abgeblasen? Und sich dann hinzu-
stellen und zu sagen „Das werden wir nicht hinneh-
men?!“. Ein Kollege meinte: „Das nehmen sie doch seit 
Jahrzehnten hin!! Wie verlogen ist das!“ Es ist noch mehr 
als verlogen. 
Anstatt den Kampf um die Arbeitszeitverkürzung im 
Zusammenhang mit der wachsenden Massener-
werbslosigkeit zu propagieren, zieht die IGM-Führung 
2003 wie heute das „Gerechtigkeits“argument – ost-
deutsche KollegInnen dürfen nicht länger benachtei-
ligt werden. Dabei wird verschleiert, dass sie beteiligt 
war an der Befestigung der Lohn- und Arbeitszeitun-
terschiede in Ost und West. 
Für das „Zugeständnis“ der Unternehmerverbände, in 
den „neuen Bundesländern“ die gleichen Institutio-
nen der Arbeitsbeziehungen, also Gewerkschaften, 
Arbeitgeberverbände, Tarifverträge und alles was 
dazugehört, einzuführen. Ist klar, wer davon profitiert? 
Richtig: Der Gewerkschaftsapparat! Mit der IGM-Argu-
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mentation standen sich in der Öffentlichkeit zwei 
Positionen gegenüber: Gerechtigkeit für den Osten 
und für den Westen Standortsicherung durch Arbeits-
zeitverlängerung, Streichung von Urlaubs- und Feier-
tagen und Sozialraub (Agenda 2010 ...). 
Den Todesstoß bekam der in einigen Betrieben immer-
hin vier Wochen andauernde Streik von Gesamtbe-
triebsratsvorsitzenden der Autoindustrie. Ausgerech-
net dann, als es so aussah, dass der Arbeitskampf sich 
ausweiten könnte. Wir hätten diesen Kampf weiter-
führen müssen, mit der Solidarität der westdeutschen 
ArbeiterInnen. Die IGM- und Auto-Betriebsratsfürsten 
haben das für ihre guten Beziehungen zum Kapital, 
für ihren Machterhalt sabotiert und verhindert.
Wir wissen es und auch am 29. Juni waren in der Dis-
kussion alle KollegInnen der Meinung, gegen Rationa-

lisierung, die Wende in der Automobilbranche 
hilft nur eins, radikale Verkürzung der Arbeits-
zeit. 
„Wir sind doch hundertmal mehr produktiver, 
mit dem was wir an Wert schaffen“, so eine Kol-
legin, „Die Extraprofite der Monopole steigen 
und wir sollen hintenrüber fallen. Warum reicht 
es nicht, wenn wir nur 30 oder gar 25 Stunden 
arbeiten? So wie wir durch die Arbeitsverdich-
tung und Schichtarbeit ausgepresst werden, 
wäre das doch eine radikal richtige Lösung?!“
Unser Flugblatt haben interessierte ArbeiterIn-
nen gerne genommen, aber viele haben auch 
sofort abgewehrt: „Oh nee, da steht ja Revolu-
tion und Sozialismus vorne drauf, das ist nix für 
uns!“ 
Diese Kundgebung war kein Auftakt für ein 

machtvolles Aufbegehren der ArbeiterInnen gegen 
die Konzern- und Regierungsstrategien beim „Umbau 
der Industrie“. Alles blieb im vorgegebenen reformisti-
schen und staatserhaltenden Rahmen, obwohl von 
etlichen TeilnehmerInnen Unzufriedenheit und Frust 
geäußert wurde. 
Wir werden weiter in den Betrieben und in den 
Gewerkschaften für die revolutionären Interessen der 
ArbeiterInnenklasse reden, diskutieren, kämpfen, in 
der Praxis des täglichen Klassenkampfes immer wie-
der die Schweinereien des Systems, die Machenschaf-
ten der gelben Gewerkschaften aufdecken und die 
Alternativen aufzeigen. Auch wenn das oftmals ein 
harter Weg ist, es ist der einzig richtige. Nur so werden 
wir eine revolutionäre Organisierung in den Betrieben 
verankern können.

zu beziehen: www.komaufbau.org – info@komaufbau.org
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 Zunächst: Werbung für den Digitalen Wandel! Nach 
nur einem Spot geht‘s los mit dem Flugblatt:

Bauen Sie IHRE Produktion zur 

intelligenten Fabrik Smart 
Factory um! Das macht die 

deutsche Wirtschaft 

wettbewerbsfähiger und 

schafft Zugang zu neuen 

Märkten! Neue Geschäftsmodelle 

inklusive! Sorgen Sie so für bessere 

Perspektiven von Kapital & 

Arbeit! 

Der Produktionsprozess wird 

energie- und 

ressourceneffizient 

Neue Assistenzsysteme 

reduzieren Belastung und 

Beanspruchung bei der Arbeit, die 

dann „demografie-
sensibel“ auch noch in hohem 

Alter möglich sein wird! 

WOW! Hey, das ist die Zukunft! Arbeiten bis ins hohe 
Alter! Dann können wir auch noch länger arbeiten, bis 
wir endlich in Rente gehen dürfen.

Schluss mit den Faxen – 
Die Lage ist ernst!

Wir befinden uns in der Epoche der angeblich vierten 
industriellen Revolution. Schlagworte wie DIGITALER 
WANDEL, INDUSTRIE 4.0 und Rosa-Brille-Manipulati-

onen wie der obige Werbespot dröhnen uns zu: 
Große Änderungen stehen bevor. Digitaler Wandel, 
Mensch-Roboter-Zusammenarbeit, Technik der 
Zukunft, neue Mobilitätskonzepte … Veränderung, 
technologischer Fortschritt – Was wir damit alles 

anstellen könnten!

Blöd ist nur: Fortschritt in den Händen des Kapitals 
heißt nicht Fortschritt oder Arbeitsverbesserung für 
uns Werktätige. Sondern es bedeutet verschärfte 

Ausbeutung für den Maximalprofit, Rationalisie-
rung, Leistungsverdichtung, Hetze und Spaltung. 
Da mögen alle um uns rum noch so sehr von besseren 
Perspektiven von Kapital und Arbeit, Demokratie und 
sozialer Marktwirtschaft faseln – demografiesensi-

bel? Was für ein Hohn! 

So ein Wandel bringt auch als #FAIRwandel 
für uns ArbeiterInnen keine Verbesserung! 

Wettbewerbsfähigkeit ist ein nettes Wort, meint 
aber nichts anderes, als dass die kapitalistische Kon-
kurrenz auf unseren Rücken abgewälzt wird: Rationa-
lisierung, Leistungsverdichtung, Hetze und Spaltung... 

Gesund in Rente? Davon träumen wir!

FABRIK-ZEITUNG KLASSE GEGEN KLASSE

GEGEN AUSBEUTUNG FÜR SOZIALISMUS!
Ausgabe Nr. 21 zum 29. Juni 2019

IGM-Kundgebung #FAIRwandel Berlin

#FAIRwandel Transformation

ABER NUR mit REVOLUTION!
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Solange die Klasse der Kapitalisten 

die Gesellschaft beherrscht, werden 

sie jeglichen Fortschritt nutzen, um 

uns Werktätige immer noch mehr 

auszupressen!
Und jetzt … schauen wir uns erstmal ein paar Aussa-
gen vom Bundesministerium für Wirtschaft und 

Industrie an: 
„Deutschland soll zum Leitanbieter für die Industrie 4.0 
und zum digitalen Wachstumsland Nummer eins in 
Europa werden. Studien schätzen in Positivszenarien ein 
zusätzliches Wachstumspotenzial durch Industrie 4.0 
zwischen 200 und 425 Milliarden Euro bis 2025.“
„Rund 15 Millionen Arbeitsplätze hängen direkt und 
indirekt von der produzierenden Wirtschaft ab. Mit der 
Digitalisierung der Industrie werden sich nicht nur Wert-
schöpfungsprozesse verändern, es werden auch neue 

Geschäftsmodelle und neue Perspektiven für Beschäf-
tigte entstehen. Gerade für kleine und mittlere Unterneh-
men bieten intelligente, digitale Produktionsverfahren 
große Chancen.“
„54 Prozent der Betriebe in der Auto- und Zuliefererin-

dustrie rechnen mit einer sinkenden Zahl von Arbeits-

plätzen.“
Willkommen in der Wirklichkeit! Von wegen „neue 

Perspektiven für Beschäftigte“. Immer wenn von 
Chancen für Unternehmen (egal ob klein, mittel 
oder groß) die Rede ist, bedeutet das für uns: 
Stellenvernichtung, Lohnkürzung usw. 

SO sehen die „neuen Perspektiven“ 
für uns aus! 

Was ist zu tun? Was macht „unsere“ 
Gewerkschaft IG Metall? Okay, deswegen 
sind wir hier, weil wir dem Aufruf zum #FAIR-
wandel gefolgt sind! 
Also werden wir mit der heutigen Kundge-
bung „Regierung und Unternehmen endlich 

zum Handeln bewegen. Damit der anstehende Umbau 
der Industrie gelingt – sozial, ökologisch und demo-

kratisch. Beschäftigung sichern, Energie- und Mobili-
tätswende angehen.“
„Wir stehen vor massiven Umbrüchen in der Industrie – 

dem Rückgrat unseres Wohlstands“, sagt IGM-Chef 
Jörg Hofmann. „Das kann düster enden, wenn die Bun-
desregierung nicht endlich handelt und Rahmenbedin-
gungen für eine gelingende Mobilitäts- und Energie-
wende schafft.“
„Zukunft der Beschäftigung am Industriestandort 
Deutschland: Die Beschäftigung in allen Branchen 
muss nachhaltig gesichert werden. Wir fordern: Mehr 
Mitbestimmung und Beteiligung bei den anstehenden 
Veränderungen. 
Millionen Menschen fragen sich: Wo bleibe ich, wenn 
sich alles verändert? Wir wollen die Transformation 
solidarisch gestalten – mit allen. Deshalb fordern wir ver-
lässliche soziale Absicherung in jedem Lebensalter. Die-
ses grundlegende Versprechen muss der Sozialstaat 
halten.“ 
Nee, is klar… wir sind hier mehrere Zehntausend IG 
MetallerInnen, wir sind laut und wir wissen auch, 
worum es geht. 

ABER 
bewe-

gen wir so die 
Herrschenden dazu, 

unsere Interessen – Natur und Mensch – über ihre 
Profitgier zu stellen? Das heißt, den technischen 
Fortschritt in den Dienst der Gesellschaft stellen? 

NEIN! Und wir haben von „unserer“ IG Metall auch 
nichts anderes erwartet: Begleiten und mitgestalten 
sind die Hauptaktivitäten dieser „unserer“ IGM. 

Gegen Sozialraub und massive 
Arbeitsplatzvernichtung, gegen jegliche 
Angriffe auf unsere Arbeitsbedingungen hat 
sich diese Gewerkschaft NICHT aufgestellt. 

„

wenn von
mittel 
uns: 

e- ABER 
bewe-

gen wir so die 
Herrschenden dazu, 

unsere Interessen – Natur und Mensch – über ihre 
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Die IG Metall war da, um abzumildern, und „bitte, 

bitte liebe Kapitalisten, lasst die Produktion in 

Deutschland, damit hier weiter viele ArbeiterInnen 

Lohn bekommen und ihre Mitgliedsbeiträge in die 

Gewerkschaftskasse zahlen“. 
„Unsere“ IGM lobt Betriebsvereinbarungen, die zur 
„Zukunft und Beschäftigungssicherung“ abgeschlos-
sen werden. Die IGM feiert, wenn in solchen Vereinba-
rungen versprochen wird, für einzelne Standorte 

Zukunftskonzepte zu entwickeln. 
Wo wir doch alle wissen, dass es im Kapitalismus eben 
keine faire Zukunft für uns ArbeiterInnen geben 
kann. Aber die IGM folgt der Standortlogik und 
unterstützt Betriebsratsgremien dabei, gemeinsam 
mit den Konzernführungen neue Standortpakte abzu-
schließen. 
Das klingt dann prima „Projekt Zukunft“, „E-Mobilität 
und Industrie 4.0“, „Zukunftsbild“. 
Für solch hohle Phrasen, von wegen Zukunftssiche-

rung, werden von den Belegschaften für den „techno-
logischen Wandel“ massive Zugeständnisse erpresst. 
In der Tageszeitung „junge Welt“ vom 19.06.2019 
erfahren wir unter der Überschrift „IG Metall sucht 
Investoren“ noch aktuelle Ideen aus der Politik-Trick-

Kiste der IG Metall: 
„Die IG Metall will schwächelnden Autozulieferern beim 
Wechsel in die Elektromobilität unter die Arme greifen. 
Dazu wolle die Gewerkschaft beim „Autogipfel“ Anfang 
kommender Woche im Kanzleramt Stützungsmaßnah-
men in zweistelliger Milliardenhöhe vorschlagen (…) 
Ziel sei es, nicht erst dann aktiv zu werden, wenn ein 
Unternehmen in Not gerate und saniert werden müsse, 
sondern schon im Vorfeld einzugreifen. Dazu sollten 
auch Investoren angelockt werden. Der Vorschlag sehe 
vor, dass Autohersteller und Bundesregierung kurzfristig 
benötigte Mittel zur Rettung von Zulieferern je zur Hälfte 
übernähmen (…) 
Denkbar sei darüber hinaus, dass unter Koordinierung 
von Politik und Gewerkschaften eine Auffanggesellschaft 
gegründet werde.“
Na klar, „unsere“ Gewerkschaft fordert Kapital für die 
Betriebe aus unseren Taschen, damit die noch profita-
bler wirtschaften können. 
Warum fordert die IGM nicht die Konversion der 
Autoindustrie. Warum nicht „Stützungsmaßnahmen“ 
für neue soziale und ökologische Arbeitsplätze? Das 

wäre auch im Kapitalismus schon möglich ... 

Neee, lieber Knete für die Zuliefererkonzerne, damit 
die ihren eigenen Profit behalten und auch die Profite 

der Autokonzerne steigern helfen. Profit, der aus 
der Produktion von Massen an Autos stammt. Die 
nächste Überproduktionskrise lässt nicht mehr 
lange auf sich warten. 
Anstatt öffentlichen Verkehr zu unterstützen, wird 

immer mehr Kohle in den Arsch der Autoindustrie 

geschoben … und das soll Arbeitsplätze sichern. 
Steuergelder könnten sogar im kapitalistischen 

System sinnvoller eingesetzt werden! 

Kurzum: Die IG Metall schürt mit dem Schlagwort 
„Gerechte Transformation“ Illusionen in der Arbeite-
rInnenklasse. 
Der Kapitalismus könne durch „Mitgestaltung“ der 
Gewerkschaften gezähmt werden. Genau das ist im 
herrschenden Gesellschaftssystem die Aufgabe der 
existierenden gelben Gewerkschaften: Den Kapitalis-

mus „mitgestalten“.

Toll! Und jetzt? 

Was ist denn die Alternative? 

Kein Flugblatt ohne Kritik und ohne 
Alternative!
Klar doch! Kommt sofort:
Wir sind KommunistInnen in der IG Metall und wir 
sind überzeugt: FÜR unsere ZUKUNFT, die UNSERER 
NACHKOMMEN, für unseren PLANETEN müssen wir 

unsere Sache in die EIGENEN HÄNDE NEHMEN!

Wir wollen uns mit unseren 

GewerkschaftskollegInnen 

organisieren für den 

notwendigen revolutionären 

Klassenkampf!
Wir bleiben und kämpfen für UNSERE Sache in der 
IG Metall - Aber gegen den bürokratischen Gewerk-

schaftsapparat und seine sozialpartnerschaftliche 

Politik der Klassenzusammenarbeit! 

Wir organisieren uns klein, klein – immer 
größer für unsere Interessen, die 
gleichzeitig die Interessen ALLER 
Werktätigen sind. 
Technologischer Fortschritt ist wunderbar, wenn er 
für Menschheit und Natur eingesetzt wird. 
Arbeitserleichterung ist prima, wenn wir dafür bei 
vollem Lohnausgleich kürzer arbeiten und alle das 
Recht auf einen Arbeitsplatz haben! 
Was haben wir ArbeiterInnen davon, dass einzelne 

Kapitalisten Milliarden anhäufen und Millionen 

Werktätige ein, zwei, drei Jobs und immer noch zu 

wenig Geld zum Leben haben? 
Wir haben nichts davon, wenn wir auf rassistische 

Hetze und nationalistische Propaganda hören. 
Wehren wir uns mit allen KollegInnen egal welcher 
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Herkunft gemeinsam gegen mörderische Ausbeu-

tung!

Wir machen das JETZT! Nehmen 

unsere Sache in die eigenen 

Hände! Bilden Kampf- und 

Streikkomitees, planen 

wirksame Aktionen!
Gegen drohende Arbeitsplatzvernichtung ist der 
Kampf um Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn- 

und Personalausgleich die richtige Maßnahme, die 
Alternative zum „Bitte, bitte, liebe Kapitalisten...“
Der enorme von uns Werktätigen erwirtschaftete 
volkswirtschaftliche Reichtum macht längst möglich, 
für jeden und jede eine Fünf-Tage-Arbeitswoche mit 

maximal fünf Stunden täglich einzuführen.
Unrealistisch? NEIN! Schwer durchzusetzen? JA! 

Also gehen wir es an! Wir haben nichts zu verlie-

ren, außer unseren eigenen Ketten und eine 

Zukunft in einer Welt ohne Ausbeutung zu gewin-

nen!

Für diese Zukunft müssen wir um jede 
kleine Verbesserung streiten, nicht 
aufhören, immer weiter! Das große Ziel im 
Auge behalten und schließlich unter 
Führung unserer schlagkräftigen 
Organisation der kommunistischen Partei 
mit der proletarischen Revolution den 
Sozialismus erkämpfen!

Ohne Revolution keine 

FAIRE Transformation!

Strategiekonferenz in 2020 

25. / 26. Januar 2020

DJH Jugendherberge, 

Deutschherrnufer 12, Frankfurt/M.

Linke, gewerkschaftskritische Zusammenschlüsse rufen zu einer Strategiekonferenz im Januar 2020 auf. 
Wir halten eine offene Auseinandersetzung über aktuelle Klassenkampffragen und linke Strategien in den 
Betrieben für enorm wichtig. Unsere LeserInnen & AktivistInnen wollen wir ermuntern sich über diese Ver-
anstaltung zu informieren und zu beteiligen.
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Zweiundsiebzig Jahre sind verflossen, seit die Kom-
munistische Partei der Welt ihr Programm in Form 
eines Manifestes, von den größten Lehrmeistern der 
proletarischen Revolution, Karl Marx und Friedrich 
Engels, geschrieben, verkündet hat. 
Schon zu jener Zeit war der Kommunismus, der erst 
kaum in die Arena des Kampfes getreten war, von 
Hetze, Lüge, Haß und Verfolgung der besitzenden 
Klassen, welche mit Recht in ihm ihren Todfeind ahn-
ten, umstellt. Im Lauf dieser sieben Jahrzehnte ging 
die Entwicklung des Kommunismus schwere Wege: 
Stürme des Aufstiegs, aber auch Perioden des Nieder-
gangs; Erfolge, aber auch harte Niederlagen. 
Im Grunde ging die Entwicklung doch den Weg, der 
ihr im Manifest der Kommunistischen Partei vorge-
zeigt war. Die Epoche des letzten entscheidenden 
Gefechts ist später eingetreten, als die Apostel der 

sozialen Revolution es erwartet und gewünscht 
haben. Aber sie ist eingetreten. 
Wir Kommunisten, die Vertreter des revolutionären 
Proletariats verschiedener Länder Europas, Amerikas 
und Asiens, die wir uns in dem Sowjet-Moskau ver-
sammelt haben, fühlen und betrachten uns als Nach-
folger und Vollbringer der Sache, deren Programm vor 
72 Jahren verkündet wurde. Unsere Aufgabe besteht 
darin, die revolutionäre Erfahrung der Arbeiterklasse 
zusammenzufassen, die Bewegung von den zerset-
zenden Beimischungen des Opportunismus und 
 Sozialpatriotismus zu reinigen, die Kräfte aller wirklich 
revolutionären Parteien des Weltproletariats zu sam-
meln und dadurch den Sieg der Kommunistischen 
Revolution in der ganzen Welt zu erleichtern und zu 
beschleunigen. 

* * *

Auf ihrem 1. Kongress vom 2. bis 6. März 

1919 wird die Weltorganisation der Kom-

munistischen Parteien der ArbeiterInnen und 

Werktätigen aller Länder in Moskau geschaf-

fen. 

Im Manifest dieses Kongresses, das wir 

dokumentieren, wird eindringlich die Entwick-

lung des Imperialismus, die zugespitzte Kon-

kurrenz unter den Weltmächten und die Barba-

rei des 1. Weltkrieges analysiert. Erschreckend 

die Parallelen zu aktuellen Verschiebungen 

und Hegemoniekämpfen im internationalen 

Machtgeflecht imperialistischer Großmächte 

und Staaten im Jahr 2019. 

Für Strategie und Taktik im Klassenkampf wer-

den im Manifest die revolutionären Konse-

quenzen aus den Erfahrungen der revolutionä-

ren Aufstände, Befreiungskriege und Revoluti-

onen gezogen. Gegen den Revisionismus und 

Reformismus der II. Internationale, wird der 

konkrete Weg zur proletarischen Weltrevolu-

tion aufgezeigt: Die Erkämpfung der Diktatur 

des Proletariats und der Räte als Organisati-

onsinstrumente der sozialistischen Gesell-

schaft durch die werktätigen Massen. Sie ver-

wirklichen die tatsächliche Demokratie: „Zur 
Herrschaft gelangt, stellt das Proletariat nur die 
volle Unmöglichkeit fest, die Methoden der bür-
gerlichen Demokratie anzuwenden und schafft 
Bedingungen und Formen einer neuen höheren 
Arbeiterdemokratie.“ 
Voraussetzungen dafür sind die Schaffung 

Kommunistischer Parteien in allen Ländern 

und der Zusammenschluss des internationalen 

Proletariats und der unterdrückten Völker. 

Im Jahre 2019 herrscht Zersplitterung und 

Schwäche in der internationalen kommunisti-

schen ArbeiterInnenbewegung vor. Marxis-

tisch-leninistische Parteien und Organisatio-

nen haben es nicht vermocht eine internatio-

nale Kommunistische Weltorganisation wieder 

aufzubauen. 

Wir halten eine Debatte über erneute ernst-

hafte, gemeinsame Versuche, Strukturen zu 

schaffen, die auf die Bildung einer neuen Kom-

munistischen Internationalen zielen, für sehr 

aktuell. Wir sind nicht dafür, überhastet ein 

neues Projekt aus dem Boden zu stampfen. 

Aber Schritte hin auf eine verstärkte politische 

Zusammenarbeit, Diskussion und Vereinheitli-

chung marxistisch-leninistischer Kräfte, Orga-

nisationen und Parteien sollten angegangen 

werden. Auf einer zusammen erarbeiteten 

marxistisch-leninistischen Generallinie der 

Kommunistischen Weltbewegung. Nur die 

öffentliche, offene, kritische und freimütige 

Debatte der brennenden Fragen der aktuellen 

Weltentwicklung und der Aufgaben der kom-

munistischen Weltbewegung kann Ausgangs-

punkt für ihre internationale Stärkung werden. 

100 Jahre Gründung der 

III. Kommunistischen Internationale – 

Herausforderung für die 

kommunistische Bewegung heute!

Manifest der 

Kommunistischen Internationale 

an das Proletariat der ganzen Welt
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Jetzt, da Europa mit Trümmern und rauchenden Rui-
nen bedeckt ist, sind die verruchtesten Brandstifter 
damit beschäftigt, die Schuldigen am Kriege zu 
suchen. Hinter ihnen stehen ihre Professoren, Parla-
mentarier, Journalisten, Sozialpatrioten und andere 
politische Zuhälter der Bourgeoisie.
Im Laufe einer langen Reihe von Jahren hat der Sozia-

lismus die Unvermeidlichkeit des imperialistischen 

Krieges vorausgesagt, hat er die Ursache dieses Krie-
ges in der unersättlichen Habsucht der besitzenden 
Klassen beider Hauptlager und aller kapitalistischen 
Länder überhaupt, erblickt. 
Zwei Jahre vor Kriegsaus-
bruch haben die verant-
wortlichen sozialistischen 
Führer aller Länder auf 
dem Baseler Kongreß den 
Imperialismus als Urheber 
des zukünftigen Krieges 
gebrandmarkt und haben 
der Bourgeoisie gedroht, 
sie durch die sozialistische 
Revolution – als Vergeltung 
des Proletariats für die Ver-
brechen des Militarismus – 
heimzusuchen. 
Jetzt, nach der Erfahrung 
der 5 Jahre, nachdem die 
Geschichte die räuberi-
schen Gelüste Deutsch-
lands aufgedeckt, die nicht 
weniger verbrecherischen 
Taten der Ententestaaten 
enthüllt hat, fahren die 
Staatssozialisten der En-
tenteländer fort, zusam-
men mit ihren Regierun-
gen den gestürzten deut-
schen Kaiser immer und 
immer wieder zu entlarven. Noch mehr, die deutschen 
Sozialpatrioten, welche im August 1914 das diploma-
tische Weißbuch des Hohenzollern als heiligstes Evan-
gelium der Völker erklärt haben, klagen jetzt in gemei-
ner Liebedienerei zusammen mit den Sozialisten der 
Ententeländer die gestürzte deutsche Monarchie, wel-
cher sie früher wie Sklaven gedient haben, als Haupt-
schuldige an. Auf diese Weise hoffen sie, ihre eigene 
Schuld vergessen zu machen und das Wohlwollen der 
Sieger zu verdienen. 
Aber neben den gestürzten Dynastien der Romanow, 
Hohenzollern und Habsburger und den kapitalisti-
schen Cliquen dieser Länder, erscheinen die Regieren-
den Frankreichs, Englands, Italiens und der Vereinig-
ten Staaten im Lichte der sich abrollenden Ereignisse 

und der diplomatischen Enthüllungen, in ihrer uner-
meßlichen Niedertracht.
Die englische Diplomatie hat bis zum Augenblick der 
Entfachung des Krieges mit geheimnisvoll herunter-
gelassenem Visier dagestanden. 
Die Regierung der City hütete sich, ihre Absicht, auf 
Seite der Entente am Kriege teilzunehmen, unzwei-
deutig kundzugeben, um die Berliner Regierung vom 
Kriege nicht abzuschrecken. In London wollte man 
den Krieg. Daher hat man sich dort so verhalten, daß 
Berlin und Wien zur selben Zeit auf die Neutralität 

Englands hofften, wo man 
in Paris und Petrograd fest 
auf Englands Eingreifen 
baute.
Der von dem Gang der 
jahrzehntelangen Entwick-
lung vorbereitete Krieg 
wurde durch die direkte 
und bewußte Provokation 
Großbritanniens entfesselt. 
Die Regierung Englands 
kalkulierte, Rußland und 
Frankreich nur so weit 
Unterstützung zu gewäh-
ren, bis sie sich völlig 
erschöpft hatten und auch 
gleichzeitig der Todfeind 
Deutschland lahmgelegt 
war. Aber die Macht der 
deutschen Militärmaschine 
erwies sich als zu schreck-
lich und verlangte nicht 
nur ein zum Schein unter-
nommenes, sondern ein 
wirkliches Eingreifen Eng-
lands in den Krieg. 
Die Rolle des lachenden 
Dritten, auf welche nach 

alter Tradition Großbritannien Anspruch hatte, ist den 
Vereinigten Staaten zugefallen. Mit der englischen 
Blockade, welche die Spekulationen der amerikani-
schen Börse mit dem Blute Europas einseitig einengte, 
hat sich die Regierung Washingtons desto leichter 
abgefunden, als die Länder der Entente die amerikani-
sche Bourgeoisie für die Verletzung des „internationa-
len Rechts“ mit fetten Profiten entschädigten. 
Aber das ungeheure militärische Uebergewicht 
Deutschlands hat die Regierung in Washington dazu 
bewegt, aus dem Zustand der scheinbaren Neutralität 
herauszutreten. Die Vereinigten Staaten übernahmen 
Europa gegenüber jene Rolle, welche England dem 
Kontinent gegenüber in früheren Kriegen gespielt 
und im letzten zu spielen versucht hat. Nämlich, das 

Plakat 1919:
„Es lebe die III. Inter-

nationale!“
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eine Lager mit Hilfe des anderen zu schwächen, sich in 
die militärischen Operationen nur soweit einzumi-
schen, um für sich alle Vorteile der Lage zu sichern. 
Der Einsatz Wilsons war, den Methoden der amerika-
nischen Lotterie gemäß nicht groß, aber er war der 
letzte, und damit sicherte er sich den Gewinn.
Die Widersprüche der kapitalistischen Ordnung sind 
durch den Krieg für die Menschheit zu tierischen Qua-
len des Hungers und der Kälte, zu Epidemien, zu 
moralischer Verwilderung geworden. 
Dadurch ist auch der akademische Streit im Sozialis-
mus über die Verelendungstheorie und über das 
Aushöhlen des Kapitalismus durch den Sozialismus 
endgültig entschieden. Statistiker und Pedanten der 
Theorie der Ausgleichung der Widersprüche haben 
sich im Laufe von Jahrzehnten bemüht, aus allen Welt-
enden wirkliche und scheinbare Tatsachen heranzu-
zerren, welche von der Vergrößerung des Wohlstan-
des verschiedener Gruppen und Kategorien der 
Arbeiterklasse zeugten. 
Man nahm an, die Verelendungstheorie sei zu Grabe 
getragen unter dem verächtlichen Gepfiff der Eunu-
chen der bürgerlichen Katheder und der Bonzen des 
sozialistischen Opportunismus. Heute steht die Ver-
elendung vor uns, nicht nur die soziale, sondern die 
physiologische, die biologische, in ihrer ganzen 
erschütternden Wirklichkeit.
Die Katastrophe des imperialistischen Krieges hat alle 

Eroberungen des gewerkschaftlichen und parlamen-
tarischen Kampfes glatt weggefegt. Und dieser Krieg 
ist in demselben Maße aus den inneren Tendenzen 
des Kapitalismus hervorgegangen, wie auch jene wirt-
schaftlichen Abmachungen und parlamentarischen 
Kompromisse, welche er in Blut und Schmutz begra-
ben hat.
Das Finanzkapital, das die Menschheit in den 
Abgrund des Krieges geworfen, hat selbst im Laufe 
des Krieges katastrophale Veränderungen erlitten. Die 
Abhängigkeit des Papiergeldes von der materiellen 
Grundlage der Produktion war vollends gestört. 
Immer mehr seine Bedeutung als Mittel und Regula-
tor des kapitalistischen Warenumlaufes verlierend, 
verwandelte sich das Papiergeld zum Mittel der Requi-
sition, des Raubes, überhaupt der militärisch-wirt-
schaftlichen Vergewaltigung. Die völlige Ausartung 
des Papiergeldes spiegelt die allgemeine Todeskrise 
des kapitalistischen Warenaustausches wider. 
Wenn der freie Wettbewerb als Regulator der Produk-
tion und der Verteilung in den Hauptgebieten der 
Wirtschaft von dem System der Trusts und Monopole 
noch in den dem Kriege vorangegangenen Jahrzehn-
ten verdrängt wurde, so durch den Gang des Krieges 
die regulierenden Rolle den Händen der ökonomi-
schen Vereinigungen entrissen und direkt der militäri-

schen Staatsmacht ausgeliefert. 
Die Verteilung der Rohstoffe, die Ausnutzung des 
Petroleums von Baku oder Rumänien, der Donetz-
kohle, des ukrainischen Getreides, das Schicksal der 
deutschen Lokomotiven, Eisenbahnwagen, Automo-
bile, die Versorgung des hungernden Europas mit Brot 
und Fleisch – all diese Grundfragen des wirtschaftli-
chen Lebens der Welt werden nicht durch den freien 
Wettbewerb, nicht durch Kombinationen nationaler 
und internationaler Trusts und Konsortien geregelt, 
sondern durch direkte Anwendung von militäri-

scher Gewalt im Interesse ihrer weiteren Erhaltung. 
Hat die völlige Unterordnung der Staatsmacht unter 
die Gewalt des Finanzkapitals die Menschheit zur 
imperialistischen Schlachtbank geführt, so hat das 
Finanzkapital durch diese Massenabschlachtung nicht 
nur den Staat, sondern auch sich selbst vollends mili-

tarisiert und ist nicht mehr fähig, seine wesentlichen 
ökonomischen Funktionen anders als mittels Blut und 
Eisen zu erfüllen.
Die Opportunisten, die vor dem Weltkrieg die Arbeiter 
zu Mäßigkeit im Namen des allmählichen Uebergan-

ges zum Sozialismus aufforderten, die während des 
Krieges Klassendemut im Namen des Burgfriedens 
und der Vaterlandsverteidigung verlangten, fordern 
wiederum vom Proletariat Selbstverleugnung zur 
Ueberwindung der entsetzlichen Folgen des Krieges. 
Fände diese Predigt bei den Arbeitermassen Gehör, so 
würde die kapitalistische Entwicklung auf den Kno-
chen mehrerer Generationen in neuer, noch konzen-
trierterer und ungeheuerlicherer Form ihre Wiederauf-
richtung feiern, mit der Aussicht eines neuen, unaus-
bleiblichen Weltkrieges. Zum Glück für die Mensch-
heit ist dies nicht mehr möglich.
Die Verstaatlichung des wirtschaftlichen Lebens, 
gegen welche der kapitalistische Liberalismus sich so 
sträubte, ist zur Tatsache geworden. Nicht nur zum 
freien Wettbewerb, sondern auch zur Herrschaft der 
Trusts, Syndikate und anderer wirtschaftlicher Unge-
tüme, gibt es keine Rückkehr. Die Frage besteht einzig 
darin, wer künftig der Träger der verstaatlichten Pro-
duktion sein wird: der imperialistische Staat, oder der 
Staat des siegreichen Proletariats?
Mit anderen Worten: soll die gesamte werktätige 

Menschheit zum leibeigenen Frondiener einer sie-

gesgekrönten Weltclique werden, die unter dem 
Namen des Völkerbundes mit Hilfe eines „internatio-
nalen“ Heeres und einer „internationalen“ Flotte hier 
plündert und würgt, dort einen Brocken zuwirft, über-
all jedoch das Proletariat in Fesseln schlägt mit dem 
einzigen Ziel, die eigene Herrschaft zu erhalten – oder 
wird die Arbeiterklasse Europas und der fortgeschrit-
tenen Länder der anderen Weltteile selbst die zerrüt-
tete und zerstörte Volkswirtschaft in die Hand neh-
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men, um deren Wiederaufbau auf sozialistischer 

Grundlage sicherzustellen?
Die Epoche der gegenwärtigen Krise abzukürzen ist 
möglich nur durch die Mittel der proletarischen Dik-

tatur, die nicht in die Vergangenheit Rückschau hält, 
weder erbliche Privilegien noch die Eigentumsrechte 
berücksichtigt, sondern von der Notwendigkeit der 
Rettung der hungernden Massen ausgeht, zu diesem 
Zweck alle Mittel und Kräfte mobil macht, die allge-
meine Arbeitspflicht einführt, das Regime der Arbeits-
disziplin einsetzt, um auf diesem Wege im Lauf von 
einigen Jahren nicht allein die klaffenden Wunden zu 
heilen, die der Krieg 
geschlagen hat, sondern 
auch die Menschheit auf 
eine neue ungeahnte 
Höhe zu erheben.

* * *

Der nationale Staat, der 
der kapitalistischen Ent-
wicklung einen mächti-
gen Impuls gegeben hat, 
ist für die Fortentwicklung 
der Produktivkräfte zu 

eng geworden. Umso 
unhaltbarer wurde die 
Lage der unter den Groß-
mächten Europas und 
anderer Weltteile ver-
streuten kleinen Staaten. 
Diese Kleinstaaten, die zu 
verschiedenen Zeiten als 
Bruchstücke von großen 
Staaten, als Scheide-
münze zur Bezahlung ver-
schiedener Dienstleistun-
gen, als strategische Puf-
fer entstanden sind, 
haben ihre Dynastien, ihre herrschenden Banden, ihre 
imperialistischen Ansprüche, ihre diplomatischen 
Machenschaften. 
Ihre illusorische Unabhängigkeit hatte bis zum Krieg 
dieselbe Stütze, wie das europäische Gleichgewicht: 
den ununterbrochenen Gegensatz zwischen den bei-
den imperialistischen Lagern. Der Krieg hat dieses 
Gleichgewicht gestört. Indem der Krieg anfänglich 
Deutschland ein gewaltiges Uebergewicht verlieh, 
zwang er die Kleinstaaten, Heil und Rettung in der 
Großmut des deutschen Militarismus zu suchen. 
Nachdem Deutschland geschlagen wurde, wandte 
sich die Bourgeoisie der Kleinstaaten gemeinsam mit 
ihren patriotischen „Sozialisten“ dem siegreichen 
Imperialismus der Alliierten zu und begann in den 

heuchlerischen Punkten des Wilsonschen Programms 
Sicherungen für ihr weiteres selbständiges Fortbeste-
hen zu suchen. 
Gleichzeitig ist die Zahl der Kleinstaaten gestiegen: 
aus dem Bestand der österreichisch-ungarischen 
Monarchie, aus den Teilen des Zarenreiches, sonder-
ten sich neue Staatswesen ab, die, kaum in die Welt 
gesetzt, sich gegenseitig wegen der staatlichen Gren-
zen an die Kehle springen. 
Unterdessen bereiten die alliierten Imperialisten sol-
che Kombinationen von neuen und alten Kleinstaaten 
vor, um sie durch die Haftpflicht des gegenseitigen 

Hasses und allgemeiner 
Ohnmacht zu binden.
Die kleinen und schwa-

chen Völker unterdrückend 
und vergewaltigend, sie 
dem Hunger und der Ernied-
rigung preisgebend, hören 
die Ententeimperialisten 
nicht auf, genau wie dies 
unlängst noch die Imperiali-
sten der Zentralmächte 
taten, vom Selbstbestim-
mungsrecht der Völker zu 
sprechen, welches nunmehr 
in Europa, wie in den übri-
gen Weltteilen vollständig 
zertreten daliegt.
Den kleinen Völkern eine 
freie Existenzmöglichkeit 

zu sichern, vermag nur die 
proletarische Revolution, 
welche die Produktivkräfte 
aller Länder aus der Enge 
der Nationalstaaten befreit, 
die Völker im engsten wirt-
schaftlichen Zusammenar-
beiten auf der Grundlage 

eines allgemeinen Wirtschaftsplanes vereinigt und 
auch dem kleinsten und schwächsten Volk die Mög-
lichkeit gibt, frei und unabhängig die Angelegenhei-
ten seiner nationalen Kultur zu führen, ohne Schaden 
für die vereinigte und zentralisierte Wirtschaft Euro-
pas und der ganzen Welt.
Der letzte Krieg, der nicht zuletzt ein Krieg wegen der 
Kolonien gewesen, war gleichzeitig ein Krieg mit 

Hilfe der Kolonien. In nie dagewesenem Umfang 
wurde die Bevölkerung der Kolonien in den europä-
ischen Krieg hineingezogen. Inder, Neger 1, Araber, 

1 Dieser Begriff ist nach unserem heutigen Verständnis falsch 
und rassistisch. Darum verwenden RevolutionärInnen und De-
mokratInnen diesen nicht mehr. Zur Zeit der Kommunistischen 
Internationale wurde dieser Begriff nicht hinterfragt. In ihren 
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Madagassen kämpften auf dem europäischen Fest-
lande – wofür? – für ihr Recht, auch weiterhin Knechte 
Englands und Frankreichs zu bleiben. 
Niemals zeigte sich die kapitalistische Herrschaft 
schamloser, nie wurde das Problem der kolonialen 
Sklaverei in solcher Schärfe aufgerollt, wie jetzt.
Daher eine Reihe offener Aufstände und revolutio-

näre Gärung in allen Kolonien. In Europa selbst erin-
nerte Irland in blutigen Straßenkämpfen daran, daß es 
noch immer ein geknechtetes Land ist und sich als 
solches fühlt. Auf Madagaskar, in Anam und in ande-
ren Ländern haben die Truppen der bürgerlichen 
Republik während des Krieges mehr als einen Auf-
stand der Kolonialsklaven zu unterdrücken gehabt. In 
Indien ist die revolutionäre Bewegung auch nicht 
einen Tag zum Stillstand gekommen, und in der letz-
ten Zeit kam es zu dem größten Arbeiterstreik in 
Asien, auf welchen die Regierung Großbritanniens mit 
der Arbeit der Panzerautomobile in Bombay antwor-
tete.
Auf solche Weise wurde die Kolonialfrage in ihrem 
ganzen Umfang nicht nur an dem grünen Tische des 
Diplomaten-Kongresses in Paris, sondern auch in den 

Kolonien selbst auf die Tagesordnung gestellt. 
Das Programm Wilsons bezweckt im besten Falle nur 
eine Aenderung des Firmenschildes der Kolonialskla-
verei. 
Die Befreiung der Kolonien ist nur zusammen mit der 
Befreiung der Arbeiterklasse der Metropolen möglich. 
Die Arbeiter und Bauern nicht nur von Anam, Algier, 
Bengalien, sondern auch von Persien und Armenien 
bekommen die Möglichkeit einer selbständigen Exi-
stenz erst dann, wenn die Arbeiter Englands und 
Frankreichs Lloyd George und Clemenceau gestürzt 
und die Staatsmacht in ihre Hände genommen haben. 
In weiter entwickelten Kolonien geht der Kampf 
schon jetzt nicht bloß unter dem Banner der nationa-
len Befreiung, sondern nimmt gleich einen offen aus-

gesprochenen sozialen Charakter an. Wenn das 
kapitalistische Europa die rückständigen Weltteile 
zwangsweise in den kapitalistischen Strudel hineinge-
zogen hat, so wird das sozialistische Europa den 
befreiten Kolonien zu Hilfe kommen mit seiner Tech-
nik, seiner Organisation, seinem geistigen Einfluß, um 
deren Uebergang zur planmäßig organisierten sozia-
listischen Wirtschaft zu erleichtern.
Kolonialsklaven Afrikas und Asiens! Die Stunde der 
proletarischen Diktatur in Europa wird auch die 
Stunde Eurer Befreiung sein!

Schriften wurde auch die Bezeichnung Schwarze, bzw. schwar-
ze Menschen verwandt. In der politischen Praxis der KI war der 
Kampf gegen den weißen Rassismus eine wichtige Front in den 
Klassenauseinandersetzungen. 

* * *

Die gesamte bürgerliche Welt klagt die Kommunisten 
der Vernichtung der Freiheiten und der politischen 
Demokratie an. Das ist nicht wahr. Zur Herrschaft 
gelangt, stellt das Proletariat nur die volle Unmöglich-
keit fest, die Methoden der bürgerlichen Demokratie, 
anzuwenden und schafft Bedingungen und Formen 
einer neuen höheren Arbeiterdemokratie. Der 
ganze Gang der kapitalistischen Entwicklung unter-
grub, besonders in der letzten imperialistischen Epo-
che, die politische Demokratie nicht nur dadurch, daß 
er die Nationen in zwei unversöhnliche Klassen spal-
tete, sondern auch dadurch, daß er die zahlreichen 
kleinbürgerlichen und halbproletarischen Schichten, 
ebenso wie die Unterschichten des Proletariats, zu 
bleibender wirtschaftlicher Verkümmerung und poli-
tischer Ohnmacht verurteilt.

Die Arbeiterklasse derjenigen Länder, in denen die 
historische Entwicklung ihr dazu die Möglichkeit 
gegeben hat, hat das Regime der politischen Demo-
kratie zur Organisation des Kampfes gegen das Kapi-
tal ausgenützt. Dasselbe wird auch ferner in jenen 
Ländern geschehen, wo die Vorbedingungen einer 
Arbeiterrevolution noch nicht herangereift sind. 
Aber die breiten Zwischenschichten auf dem flachen 
Lande wie in den Städten werden durch den Kapitalis-
mus in ihrer historischen Entwicklung gehemmt und 
bleiben um ganze Epochen zurück. 
Der nicht über seine Kirchturmspitze hinaussehende 
badische und bayerische Bauer, der durch die großka-
pitalistische Weinverfälschung zugrunde gerichtete 
französische kleine Weinbauer, der durch Bankiers 
und Abgeordnete ausgeplünderte und betrogene 
amerikanische Kleinfarmer, all diese durch den Kapita-

Präsidium des I. Kongresses
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lismus von der großen Straße der Entwicklung abge-
drängten sozialen Schichten, werden auf dem Papier 
durch das Regime der politischen Demokratie zur Ver-
waltung des Staates berufen. In Wirklichkeit aber fällt 
in allen wichtigen Fragen, welche die Geschicke der 
Völker bestimmen, die Finanzoligarchie ihre Ent-

scheidungen hinter dem Rücken der parlamentari-
schen Demokratie. So war es vor allem in der Kriegs-
frage, dasselbe spielt sich jetzt in der Frage des Frie-
dens ab.
Wenn es die Finanzoligarchie für nützlich hält, ihre 
Gewalttaten durch parlamentarische Abstimmungen 
zu decken, stehen dem bürgerlichen Staat zur Errei-
chung der erforderlichen Ziele alle von früheren Jahr-
hunderten der Klassenherrschaft geerbten und durch 
die Wunder der kapitalistischen Technik vervielfach-
ten Mittel zur Verfügung: 

Lüge, Demagogie, Hetze, Verleumdung, Bestechung 
und Terror.
An das Proletariat die Forderung stellen, daß es im 
letzten Kampf mit dem Kapitalismus, in dem es sich 
um Leben und Tod handelt, lammfromm den Forde-
rungen der bürgerlichen Demokratie folge, hieße, von 
einem Menschen, der gegen Räuber sein Leben und 
seine Existenz verteidigt, die Befolgung der künstli-
chen, bedingten Regeln des französischen Ring-
kampfes zu verlangen, die von seinem Feinde festge-
stellt, von ihm aber nicht befolgt worden.
Im Reich der Zerstörung, wo nicht nur die Produkti-
ons- und Verkehrsmittel, sondern auch die Institutio-
nen der politischen Demokratie blutige Trümmer dar-
stellen, muß das Proletariat seinen eigenen Apparat 

schaffen, der vor allem als Bindemittel für die Arbei-
terklasse dient und ihr die Möglichkeit eines revolu-
tionären Eingreifens in die weitere Entwicklung der 

Menschheit sichert. Dieser Apparat sind die Arbeiter-

räte. 
Die alten Parteien, die alten Gewerkschaften haben 
sich in der Person ihrer Führer unfähig erwiesen, die 
von der neuen Epoche gestellten Aufgaben zu verste-
hen, geschweige denn diese auszuführen. 
Das Proletariat schuf eine neue Form des Apparats, 
der die gesamte Arbeiterschaft umfaßt, unabhängig 
von Beruf und politischer Reife, einen elastischen 
Apparat, der fähig ist, sich immerwährend zu erneu-
ern, zu erweitern, immer neue und neue Schichten in 
seine Sphäre hineinzuziehen, seine Türen den dem 
Proletariat nahestehenden arbeitenden Schichten der 
Stadt und des flachen Landes zu öffnen. Diese uner-
setzliche Organisation der Selbstverwaltung der 
Arbeiterklasse, ihres Kampfes und in Zukunft auch der 
Eroberung der Staatsmacht ist durch die Erfahrung 

verschiedener Länder erprobt und stellt die größte 
Errungenschaft und die mächtigste Waffe des Prole-

tariats unserer Zeit dar.
In allen Ländern, wo die Massen zum Denken erwacht 
sind, werden auch fernerhin Arbeiter-, Soldaten- und 
Bauernräte gebildet. Die Räte zu befestigen, ihre 
Autorität zu heben, sie dem Staatsapparat der Bour-
geoisie entgegenzustellen – das ist jetzt die Haupt-

aufgabe der klassenbewußten und ehrlichen Arbeiter 
aller Länder. 
Mittels der Räte vermag die Arbeiterklasse sich vor der 
Zersetzung zu retten, die durch die Höllenqualen des 
Krieges, des Hungers, durch die Gewalttaten der Besit-
zenden und den Verrat der ehemaligen Führer in ihre 
Mitte hineingetragen wird. Mittels der Räte wird die 
Arbeiterklasse am sichersten und leichtesten in all den 
Ländern zur Macht gelangen, wo die Räte die Mehr-
heit der arbeitenden Bevölkerung um sich vereinigen. 
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Mittels der Räte wird die zur Macht gelangte Arbeiter-
klasse alle Gebiete des ökonomischen und kulturellen 
Lebens verwalten, wie dies zur Zeit in Rußland schon 
der Fall ist.
Der Zusammenbruch des imperialistischen Staates, 
vom zaristischen bis zu dem allerdemokratischsten, 
geht gleichzeitig mit dem Zusammenbruch des 

imperialistischen Militärsystems vor sich. 
Die vom Imperialismus mobilisierten Millionenar-
meen konnten nur solange standhalten, als das Prole-
tariat gehorsam unter dem Joch der Bourgeoisie ver-
blieb. Der Zerfall der nationalen Einheit bedeutet auch 
einen unausbleiblichen Zerfall der Armee. So geschah 
es zuerst in Rußland, dann in Oesterreich-Ungarn und 
Deutschland. Dasselbe ist auch in anderen imperiali-
stischen Staaten zu erwarten. Der Aufstand des Bau-
ern gegen den Gutsbesitzer, des Arbeiters gegen den 

Kapitalisten, beider gegen die monarchistische oder 
„demokratische“ Bürokratie, führt unausweichlich 
zum Aufstand des Soldaten gegen das Kommando 
und im weiteren auch zu einer scharfen Spaltung zwi-
schen den proletarischen und bürgerlichen Elemen-
ten des Heeres. Der imperialistische Krieg, der eine 
Nation der anderen entgegenstellte, ging und geht in 
den Bürgerkrieg über, der eine Klasse der anderen 
gegenüberstellt.
Das Gezeter der bürgerlichen Welt gegen den Bürger-
krieg und den roten Terror ist die ungeheuerlichste 
Heuchelei, die die Geschichte der politischen Kämpfe 
bisher aufzuweisen hat. Es würde keinen Bürgerkrieg 
geben, wenn nicht die Cliquen der Ausbeuter, die die 
Menschheit an den Rand des Verderbens gebracht 
haben, jedem Vorwärtsschreiten der arbeitenden 
Massen entgegengewirkt hätten, wenn sie nicht Ver-
schwörungen und Morde angezettelt und bewaffnete 

Hilfe von außen angerufen hätten, um ihre räuberi-
schen Vorrechte aufrecht zu erhalten oder wiederher-
zustellen.
Der Bürgerkrieg wird der Arbeiterklasse von ihren 
Erzfeinden aufgezwungen. Die Arbeiterklasse muß 
Schlag mit Schlag beantworten, wenn sie sich nicht 
von sich selbst und von ihrer Zukunft, die zugleich die 
Zukunft der ganzen Menschheit ist, lossagen will. Die 
kommunistischen Parteien, die den Bürgerkrieg nie 
künstlich heraufbeschwören, streben danach, seine 
Dauer nach Möglichkeit zu verkürzen – falls er zur 
eisernen Notwendigkeit geworden, – die Zahl seiner 
Opfer zu verringern und vor allem dem Proletariat den 
Sieg zu sichern. 
Hieraus ergibt sich die Notwendigkeit der rechtzeiti-

gen Entwaffnung der Bourgeoisie, der Bewaffnung 

der Arbeiter, der Bildung einer kommunistischen 

Armee als Beschützerin der Macht des Proletariats 
und der Unantastbarkeit seines sozialistischen Auf-
baus. Eine solche ist die Rote Armee Sowjetrußlands, 
welche zum Schutze der Errungenschaften der Arbei-
terklasse gegen jeden Überfall von innen und von 
außen entstanden ist. Die Rätearmee ist untrennbar 
von dem Rätestaat.
Im Bewußtsein des weltgeschichtlichen Charakters 
ihrer Aufgaben haben die aufgeklärten Arbeiter schon 
bei den ersten Schritten ihrer organisierten sozialisti-
schen Bewegung nach einer internationalen Vereini-
gung gestrebt. 
Der Grundstein zu derselben wurde 1864 in London, 

in der Ersten Internationale, gelegt. Der Deutsch-
Französische Krieg, aus dem das Deutschland der 
Hohenzollern erwachsen ist, untergrub die Erste Inter-
nationale, indem er gleichzeitig zu der Entwicklung 
der nationalen Arbeiterparteien Anstoß gab. Schon im 
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Jahre 1889 vereinigten sich diese Parteien auf dem 
Kongreß in Paris und schufen die Organisation der 

Zweiten Internationale. 
Aber der Schwerpunkt der Arbeiterbewegung lag in 
dieser Periode gänzlich auf nationalem Boden, im 
Rahmen der nationalen Staaten, auf der Grundlage 
der nationalen Industrie, auf dem Gebiet des nationa-
len Parlamentarismus. Jahrzehnte organisatorischer 
und reformatorischer Arbeit schufen eine Generation 
von Führern, die in ihrer Mehrheit das Programm der 
sozialen Revolution in Worten anerkannten, in Wirk-
lichkeit aber es verleugneten und im Reformismus 
und in der Anpassung an den bürgerlichen Staat 
versumpften. Der opportunistische Charakter der lei-
tenden Parteien der Zweiten Internationale entpuppte 
sich endgültig und führte zum größten Zusammen-
bruch der Weltgeschichte im Moment, als der Lauf der 
Ereignisse von den Arbeiterparteien revolutionäre 
Kampfmethoden verlangte. 
Wenn der Krieg von 1870 der Ersten Internationale 
einen Schlag versetzte, indem er die Tatsache auf-
deckte, daß hinter dem sozialrevolutionären Pro-
gramm noch keine geschlossene Macht der Massen 
stand, so tötete der Krieg von 1914 die Zweite Interna-
tionale, indem er zeigte, daß über den zusammenge-
schweißten Arbeitermassen Parteien stehen, die sich 
in untertänige Organe 

des bürgerlichen Staats 
verwandelten.
Dies bezieht sich nicht 
nur auf die Sozialpatri-
oten, die heute offen in 
dem Lager der Bourgeoi-
sie übergegangen und zu 
ihren bevorzugten Ver-
trauenspersonen und zu 
verläßlichen Henkern der 
Arbeiterklasse geworden 
sind, sondern auch auf 
das verschwommene, 
unbeständige, sozialistische Zentrum, das heute 
bemüht ist, die Zweite Internationale, d.h. die 
Beschränktheit, den Opportunismus und die revolu-
tionäre Machtlosigkeit ihrer leitenden Elite, zu erneu-
ern. 
Die Unabhängige Partei Deutschlands, die heutige 
Mehrheit der Sozialistischen Partei Frankreichs, die 
Gruppe der Menschewiki in Rußland, die Unabhän-
gige Arbeiterpartei Englands und andere ähnliche 
Gruppen versuchen tatsächlich den Platz auszufüllen, 
den die alten offiziellen Parteien der Zweiten Interna-
tionale vor dem Kriege eingenommen hatten, indem 
sie, wie früher, mit Ideen des Kompromisses und der 
Einigung auftreten, auf diese Weise mit allen Mitteln 

die Energie des Proletariats paralysieren, die Krise in 
die Länge ziehen und somit das Elend Europas noch 
vergrößern. Der Kampf gegen das sozialistische Zen-
trum ist die notwendige Vorbedingung des erfolgrei-
chen Kampfes gegen den Imperialismus.
Indem wir die Halbheit, Lügenhaftigkeit und Fäulnis 
der überlebten offiziellen sozialistischen Parteien ver-
werfen, fühlen wir, die in der Dritten Internationale 

vereinigten Kommunisten, uns als die direkten Fort-
setzer der heroischen Anstrengungen und des Märty-
rertums einer langen Reihe revolutionärer Genera-

tionen, von Babeuf bis Karl Liebknecht und Rosa 

Luxemburg.
Wenn die Erste Internationale die künftige Entwick-
lung vorausgesehen und ihre Wege vorgezeichnet, 
wenn die Zweite Internationale Millionen Proletarier 
gesammelt und organisiert hat, so ist die Dritte Inter-

nationale die Internationale der offenen Massenak-

tion, der Internationale der revolutionären Ver-

wirklichung, die Internationale der Tat.
Die sozialistische Kritik hat die bürgerliche Weltord-
nung genügend gebrandmarkt. Die Aufgabe der 

internationalen kommunistischen Partei besteht 

darin, diese Ordnung umzustürzen und an ihrer 

Stelle das Gebäude der sozialistischen Ordnung zu 

errichten.

Wir fordern die Arbeiter 
und Arbeiterinnen aller 
Länder auf, sich unter dem 
kommunistischen Banner 
zu vereinigen, unter des-
sen Zeichen die ersten 
großen Siege bereits 
erfochten sind.
Proletarier aller Länder! 
Im Kampfe gegen die 
imperialistische Barbarei, 
gegen die Monarchie, 
gegen die privilegierten 
Stände, gegen den bür-

gerlichen Staat und das bürgerliche Eigentum, gegen 
alle Arten und Formen der sozialen und nationalen 
Bedrückung – vereinigt euch!

Unter dem Banner der Arbeiterräte, des revolutionä-
ren Kampfes für die Macht und die Diktatur des Prole-
tariats, unter dem Banner der Dritten Internationale, 
Proletarier aller Länder vereinigt euch! 2 

(Hervorhebungen von Trotz alledem!)

2 „Protokoll des I. Kongresses der Kommunistischen Interna-
tionale – Manifest, Richtlinien, Beschlüsse des ersten Kongres-
ses“, II. Teil, S.  3, Verlag der Kommunistischen Internationale, 
1921, (Reprint) Karl Liebknecht Verlag, Erlangen 1972
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Überall auf der Welt treiben die 
Herrschenden in der Umweltfrage 
die Menschheit in die Katastrophe. 

Sehenden Auges und wissenden Gehirns. Unglaublich 
aber wahr…zig zehntausende Kinder und Jugendli-
che stehen auf – weltweit: Clever, mutig phantasievoll. 
Wir tun, das Einfache – was so nahe liegt. Wir sagen: 
Schluss mit dem leeren Bla Bla Bla! Schluss mit den 
aufgeblähten, nutzlosen internationalen Riesenevent 
Klima-Konferenzen und Klima-Gipfeln. Die sind unver-
bindlich und laufen ins Leere. Wir fordern sofortigen 
Systemwechsel in der Um  weltpolitik. Der Kapitalis­

mus ist der Feind der gan­

zen Natur! 

Immer mehr Jugendliche 
sehen, erleben und begrei-
fen, dass das kapitalistische 
System das natürliche 
Gleichgewicht irreparabel 
zerstört. Seine Antriebs-
kraft ist der Maximalprofit. 
Wenn dieser Entwicklung 
nicht Einhalt geboten wird, 
wird die Welt nach und 
nach in einen für menschli-
ches Leben unbewohnba-
ren Planeten verwandelt. Umweltzerstörung, Krieg, 
Armut, Hunger, Flucht, Ausbeutung, Patriarchat, Ras-
sismus… hängt zusammen, alles bedingt durch dieses 
System! 
Seit Monaten halten Fridays For Future Proteste, 
Aktionen etc. in hunderten Städten Deutschland und 
in Europa und weltweit an. Trotzdem halten die Herr-
schenden an ihrer Umwelt zerstörende Politik fest. 
Das zeigt ihre verachtende Politik gegenüber Mensch 
und Natur. Und: Die Grünen dominieren die Fridays 
For Future Proteste. Aber: Sie sind in der Umweltfrage 
keine Alternative. Sie sind Teil dieses Systems und 
machen bei jeder Schweinerei mit. 
Wir wollen eine Zukunft! Und die ist nur möglich bei 
einem radikalen Bruch mit der Politik der Ausbeutung 
der Natur, der Ressourcen und der aktiven Vernich-
tung der Lebensgrundlagen der Menschheit. Nicht 
die Interessen von Kapital 
und Lobbygruppen, von 
Herrschenden und Reichen, 
sondern die Interessen der 
breiten Bevölkerung und der 
Natur sollen endlich im Fokus 
stehen.

Wir sind hier, wir sind laut –
weil ihr uns die Zukunft klaut!

Unser Lebensraum wird geopfert, damit eine kleine 
Anzahl von Menschen, die Bonzen, in Luxus leben 
kann. Das Leiden der Vielen ist der Luxus der Wenigen. 
Zwei Milliarden Menschen von 7,6 Milliarden haben 
keinen Zugang zu sauberen Trinkwasser. Alle fünf 
Sekunden verhungert ein Kind.
Manche fragen: Und reicht es denn nicht diesen Kapi-
talismus zu reformieren, menschlich zu machen?
Nein! Das kann man nicht! Wir müssen ihn zerstören, 

bevor er uns kaputt macht!
Wenn wir Jugendliche welt-
weit begreifen: Dieses Sys-
tem ist es, das uns unsere 
Zukunft klaut, dann „Wehe 

diesem System!“ Die ein-
zige Kraft, die diese Ent-
wicklung stoppen kann, ist 
der Sozialismus, der in den 
Revolutionskämpfen der 
ArbeiterInnenklasse, der 
Werktätigen und der unter-
drückten Völker wieder 
geboren wird. Klar über-

schreiten bisher nur manche Jugendliche die Gren-
zen, die dieses kapitalistische System zieht und stellen 
es insgesamt in Frage.
Aber wir, kommunistische Jugendliche haben erlebt, 
es gibt eine große Offenheit zur Diskussion. Kinder 
und Jugendliche steigen voll auf die Frage ein welche 
Gesellschaft brauchen wir und für welche Gesellschaft 
lohnt es sich zu kämpfen. Darin bringen wir uns als 
Jung-KommunistInnen ein um zu überzeugen. Nach 
dem Motto: 

„Der Kommunismus ist vernünftig, jeder versteht 

ihn. Er ist leicht. Der Kommunismus ist gut für Dich, 

erkundige dich nach ihm.“ 
(nach Bert Brecht)

Die Umweltfrage ist eine Systemfrage –  

für den Sozialismus und Kommunismus!

Organisieren wir das  

Jugend­Aufbegehren 

kommunistisch!

Systemwechsel 
Statt Klimawandel?

Mach mit beim globalen Klimastreik  
am 20. September!

Ein globaler Streik ist genau das richtige Mittel,  

um ein breites Bewusstsein dafür zu schaffen,  

dass wir radikal umsteuern müssen!
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 Am 10. August fand in Wuppertal-Elberfeld die Fried-
rich Engels Gedenkdemonstration statt. Das Aktions-
Bündnis bildete sich Anfang April 2019. Vertreten 
darin waren kommunistische, revolutionäre und fort-
schrittliche Organisationen. Und wir haben uns drei 
Mal zur Vorbereitung getroffen. Wir als Trotz alledem! 
haben regional von Anfang aktiv teilgenommen. 
Folgende Organisationen waren vertreten: Revolutio-
närer Jugendbund, Trotz alledem!, Kommunistische 
Aufbau, Studierenden Kollektiv Wuppertal, REBELL, 
Bir-Kar, DKP, Linkes Forum, die Linke, SDS. Wir haben 
als Bündnis auch eine gemeinsames Flugblatt verfasst 
und eine Plakat veröffentlicht. Das war eine gute und 
erfolgreiche Zusammenarbeit.
Diese Aktion fand dieses Jahr unter dem Motto „Die 

Welt bebt – Friedrich Engels lebt“ statt. Ab 12:30 Uhr 
hatten sich viele teilnehmende Jugendliche verschie-
dener Organisationen mit roten Fahnen und Transpis 
vor den City-Arcaden in Wuppertal-Elberfeld versam-
melt. Ab 13:00 Uhr wurden die ersten Reden vom 
Revolutionären Jugendbund, Kommunistischem Auf-
bau und Trotz alle-
dem! gehalten. Wei-
tere Beiträge gab es 
während der Zwi-
schenkundgebung.
Ab 13:30 Uhr star-
tete die Friedrich 
Engels Gedenkde-
monstration. Ca. 
200 TeilnehmerIn-
nen gedachten mit 
einem stimmungs-
vollen, lauten und 
k ä m p f e r i s c h e n 
Demozug Friedrich 
Engel, einem der 
Vordenker des Kom-
munismus im Her-
zen Elberfelds. Als „Vorbild für Millionen unterdrückter 
und ausgebeuteter Menschen auf der ganzen Welt“ 
verteidigten wir sein Werk gegen alle antikommunis-
tischen Angriffe – mit zahlreichen lautstarken und 
kämpferischen Parolen. 
Nach der Abschlusskundgebung zog die Menschen-
menge gemeinsam mit roten Fahnen weiter mit der 
Schwebebahn, in der während der Fahrt revolutionäre 
Lieder gesungen und Parolen gerufen wurden, zum 
Engelsgarten. Nach einer Gedenkminute vor der 
Engelsstatue ging die Aktion mit revolutionären 
kämpferischen Liedern und einem Büfett weiter. Die 

gesamte Aktion war eine gute erfolgreiche, revolutio-
näre Sache. 
Gleichzeitig war das eine prima Vorbereitung auf das 
anstehende 200 jährige Geburtstagsjubiläum von 
Friedrich Engels 2020. Die Stadt Wuppertal will das 
„Engelsjahr“ als touristisches Highlight vermarkten. 
Natürlich verbunden mit einer „kritischen (spricht) 
antikommunistischen)  Würdigung“ - so wie die Stadt 
Trier schon Karl Marx abgefeiert hat. Wir hoffen, dass 
wir mit dem Bündnis der bürgerlichen Einvernahme 
des Kommunisten Fridrich Engel eine revolutionäre 
Aktion entgegensetzen werden!

Rede von Trotz alledem!

Liebe Genossen und Genossinnen, liebe Freunde und 
Freundinnen, liebe AntiimperialistInnen.
Wir begrüßen euch im Namen von Trotz alledem! - 
Kommunistische Zeitschrift.
„Und so werden wir bei jedem Schritt daran erinnert, daß 
wir keineswegs die Natur beherrschen, wie ein Eroberer 

ein fremdes Volk 
beherrscht, wie 
jemand, der außer 
der Natur steht – son-
dern daß wir mit 
Fleisch und Blut und 
Hirn ihr angehören 
und mitten in ihr 
stehn, und daß unsre 
ganze Herrschaft 
über sie darin be-
steht, im Vorzug vor 
allen andern Ge-
schöpfen ihre Ge-
setze erkennen und 
richtig anwenden zu 
können,“ so Fried-
rich Engels 1876 in 

seinem Werk: „Anteil der Arbeit an der Menschwer-
dung des Affen“.
Die Bolschewiki in der Sowjetunion handelten im 
Sinne von Engels. Zwei Tage nach der Übernahme der 
Macht wurde das „Dekret über den Boden“ erlassen, 
mit dem alle Wälder, Bodenschätze und das Wasser 
verstaatlicht wurden. Ein halbes Jahr später, im Mai 
1918, folgte ein weiteres Dekret mit dem Titel „Über 
die Wälder“. Damit wurde die Kontrolle über die Wie-
deraufforstung und den Schutz der Wälder zentral in 
eine Hand gelegt.
Diese Herangehensweise wurde durch den modernen 

Friedrich Engels Gedenkdemonstration 



TROTZ ALLEDEM

53
82•2019

Revisionismus weitgehend ver-
schüttet. 
Aber nicht noch dort. Schlim-
mer wütete der Kapitalismus.
Die Entfremdung der Arbeite-
rInnen in der kapitalistischen 
Produktion ist der selbe Prozess, 
wie die Entfremdung des Men-
schen von der Natur. 
Die ArbeiterInnenklasse stand und 
steht an vorderster Front, wenn es 
darum geht, die Auswirkungen des 
Kapitalismus auf die Umwelt zu spü-
ren zu bekommen. 
So stellen die Energieunternehmen in 
der Öl-, Kohle- und Atomindustrie eine 
direkte Bedrohung für die Werktätigen 
dar – genau wie für die Menschen und 
die Umwelt ganzer Regionen oder gar 
Länder. 
Zwei Milliarden Menschen haben keinen Zugang 
zu sauberen Trinkwasser. Alle fünf Sekunden verhun-
gert ein Kind.
Unser Lebensraum wird geopfert, damit eine kleine 
Anzahl von Menschen, die Bonzen, in Luxus leben 
kann. Das Leiden der Vielen ist der Luxus der Wenigen. 
Gebirgsgletscher ziehen sich zurück, das Meer-Eis der 
Arktis schmilzt in enormem Tempo. Im Jahr 2010 wur-
den 49 Milliarden Tonnen CO2 freigesetzt. Das Meer-
wasser erwärmt sich und versauert. Der Meeresspie-
gel steigt stetig um 3 Millimeter pro Jahr.  

Die Folgen: Katastrophale Umweltzerstörung, Dürren, 
Überschwemmungen, Hunger, ….
Die ökologische Krise ist neben den Kriegen, dem 
Hunger und der völligen Perspektivlosigkeit in vielen 
Ländern eine der Flucht - Ursachen.
Wenn die Menschen, aus dieser elendige Lage fliehen 
und in dem „gelobten Westen“ Zuflucht suchen, dann 
begegnen sie der ganzen Härte der imperialistischen 
Herrschaft auf einer anderen Ebene. Die Grenzen sind 
abgeschottet. Hunderttausende Menschen sterben 
auf der Flucht.
Wir fordern: Für alle Flüchtlinge demokratische 

Grundrechte! 
Grenzen auf und Bleiberecht für alle Flüchtlinge!

Für uns, KommunistInnen muss klar sein, dass die 
kapitalistische Entwicklung von Technologie und 
Naturbeherrschung - getrieben von der Profitgier des 
Kapitals, mit gnadenlos brutaler Vernichtung der 
Lebensgrundlagen von Mensch und Natur einher-
geht. 
Die Klima- und Umweltkrise ist bereits sehr weit vor-
angeschritten, wodurch wir noch einmal hervorhe-

ben wollen, wie dringend nötig es ist, 
endlich entschieden zu handeln. 
Heute engagieren sich immer mehr 
Werktätige und Jugendliche zu den 
Themen Klima und Umwelt. Überall 
auf der Welt kommt es zu zahlrei-
chen Kämpfen: Gegen Kohleab-
bau, gegen große Ölkonzerne, 
Fracking, gefährliche Industrie-
abfälle, geplante Autobahnen 
und Bergbauprojekte und so 
weiter.

Reih dich ein!

Komm zum globalen Kli-

mastreik in vielen Städten 

– am 20. September! 

Freiwillig werden die Mono-
pole und ihre Verbündeten niemals 

aufgeben. Die einzige Kraft in der Gesellschaft, die in 
der Lage ist, die Klimakrise in den Griff zu bekommen, 
ist die stärkste kollektive Kraft überhaupt: die Arbei-

terInnenklasse. 
Sie muss ein Bündnis schmieden mit der wachsenden 
Anzahl der unterdrückten Völker. 
„Um diese Regelung aber durchzuführen, dazu gehört 
mehr als die bloße Erkenntnis. Dazu gehört eine voll-
ständige Umwälzung unsrer bisherigen Produktions-
weise und mit ihr unsrer jetzigen gesamten gesellschaft-
lichen Ordnung.“ so Engels in „Dialektik der Natur“.
Und weiter: 
„Erst eine bewußte Organisation der gesellschaftlichen 
Produktion, in der planmäßig produziert und verteilt 
wird, kann die Menschen ….herausheben“ 
Also Marx und Engels sagen nicht nur, dass der Kapi-
talismus die Lebensgrundlagen vernichtet, sondern 
weisen auch daraufhin in welcher Produktionsweise 
die Lösung liegen wird: „...eine bewußte Organisation 
der gesellschaftlichen Produktion, in der planmä-

ßig produziert und verteilt wird...“ 
Die Umweltfrage ist eine Systemfrage – für den Sozia-
lismus und Kommunismus!
„Mögen die herrschenden Klassen vor einer kommunisti-
schen Revolution zittern. Die Proletarier haben nichts in 
ihr zu verlieren als ihre Ketten. Sie haben eine Welt zu 
gewinnen. ProletarierInnen aller Länder und unter-
drückte Völker vereinigt euch!“ 
Organisiert euch für die Proletarische Revolution in 
der Bolschewistischen Initiative Deutschland!
Für den Aufbau einer zielführenden, kommunisti-
schen Partei! 
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Europa ist der geographische Begriff für einen Konti-
nent. Die Europäische Union ist eine zeitweilige 
imperialistische Allianz verschiedener Nationalstaa-
ten. Die Führungsmächte Deutschland und Frank-

reich haben sich einen Block zusammen gezimmert, 
der sich einige supranationale Strukturen in politi-
schen, militärischen und ökonomischen Bereichen 
geschaffen hat. Ziel ist im Ringen um weltweite Ein-
flussspähren und Weltmacht, die in der EU zusammen 
geschlossenen Staaten gegen die anderen imperialis-
tischen Großmächte USA, Japan, Russland und China 
verstärkt in Stellung zu bringen. 
Die Europäische Union wird sich nicht zu „Vereinigten 
Staaten von Europa“, zu einem einheitlichen Staat 
zusammenschließen. Das ist eine Mär. Die EU ist ein 
zeitweiliges Bündnis europäischer Nationalstaa-

ten und ein Projekt geschuldet der internationalisier-
ten Arbeitsteilung/Produktion um der Monopolbour-
geoisie der EU-Staaten die besten Ausgangspositio-
nen zu sichern. 
Die imperialistische EU versucht gemeinsame ökono-
mische, militärische und geostrategische Interessen 
umzusetzen. Vereint handelt die EU für diese Ziele: 
Gegen die Werktätigen und revolutionären Bewegun-
gen in den europäischen Ländern gemeinsam vorzu-
gehen, als imperialistische Großmacht um die Ein-
flussspähren auf der Welt zu ringen, andere Staaten 
und Völker auszubeuten, zu unterdrücken und Kriege 
zu führen. 
Aber die europäischen Nationalstaaten geben dabei 
ihren eigenständigen, imperialistischen oder kapita-
listischen Charakter und ihre „nationalstaatlichen Inte-
ressen“ nicht auf. Die inneren Widersprüche sind 
immens und die Fliehkräfte ausgeprägt. Die Mono-
pole haben unterschiedliche Interessen, jeder ringt 
mit jedem … Nach Innen und nach Außen gelten 
nach wie vor die Regeln der erbarmungslosen Rivali-

tät. Die Schmierenkomödie um den Brexit ist das aktu-
ell schlagendste Beispiel. 
Die Widersprüche der kapitalistischen Konkurrenz, 
das Ringen der EU-Großmächte untereinander, gegen 
oder mit  den schwächeren, abhängigen, kapitalisti-
schen, imperialistischen Länder innerhalb der EU sind 
Motor ihrer Entwicklung. 
Ein Beispiel: Die Unterwerfung Griechenlands unter 
das EU Diktat, die Verarmung aller Schichten der Werk-
tätigen, Ruin und Ausverkauf der Industrie, wie des 
ganzen Landes, gigantische Verschuldungen, irrwitzig 
hohe Jugenderwerbslosigkeit etc. 
Zwischen dem 23. und 26. Mai findet die „Europa-

wahl 2019“ statt. Von Medien und Politik wird sie 
europaweit zur „Schicksalswahl“ hochstilisiert. Viele 
bürgerliche Parteien, so auch in der BRD CSU/CDU, 
FDP, SPD, Grüne bis hin zur Linken grenzen sich gegen 
Tendenzen der „nationalen Abschottung“ ab. Sie rüh-
ren die Trommeln für das „demokratische Europa“, 
gegen Parteien wie PIS (Polen), Orban (Ungarn), AfD 
(BRD), Lega Nord (Italien), FPÖ (Österreich) usw., die 
teils offen teils verdeckt Propaganda für den Exit aus 
der EU machen. Aber ohne diese als das anzugreifen, 
was sie sind: offen faschistische und rassistische Par-
teien. 
Die heutige Europäische Union ist von den herr-
schenden Monopolbourgeoisien und bürgerlichen 
Parteien der Mitgliedsstaaten zu dem gemacht wor-
den, was sie ist: Die Festung Europa, die ihre Grenzen 
hermetisch abgeriegelt hat. Die barbarische EU, die 
zig Zehntausende von geflüchteten Menschen im Mit-
telmeer ertrinken lässt. Die hochmilitarisierte EU, die 
eine eigene Streitmacht aufbaut um sich noch massi-
ver in Kriegen „zu engagieren“. Die EU der Großmächte, 
die zu den führenden Waffenverkäufern weltweit 
zählen. Die sich faschisierende EU, die in allen Mit-
gliedsstaaten rassistischen Terror und  Ausgrenzung 

Die Wahlen zum EU-Parlament haben nur eins bestätigt, sie sind eine Farce der Demokratie. Der Boykott dieser Wahlen, die einzige richtige Alter-

native. Das ganze Schmieren-Theater zur „Wahl“ der neuen EU-Kommissionspräsidentin hat das Pseudoparlament vorgeführt. Bestimmt haben, 

wie immer die Staats- und Regierungschefs. Die deutsche Vorherrschaft in der EU wird ausgerechnet durch die ehemalige Kriegsministerin von der 

Leyen repräsentiert. McKinsey und andere Firmen werden noch massiver in der EU Beraterverträge einheimsen. Die Satire ist eine sehr treffende 

Antwort auf diese Wahl.

Von der Leyens strategische Ausrichtung zielt darauf ab die EU unter deutscher Führung als imperialistische Gegenpower zu China & Rußland und, 

ja auch gegen die USA zu stärken. Auf allen Ebenen, insbesondere im Aufbau der EU-Armee.

Bei den großen EU-Demonstrationen vor den Wahlen wurde von vielen linken Gruppierungen die fatale Illusion geschürt, die EU sei ein Frie-

densprojekt. Welche Blindheit! Die Festung Europa ist das Werk der EU. Über zehntausende ertrunkene Menschen im Mittelmeer hat sie zu verant-

worten. Die EU spricht zynisch von Menschenrechten und zertritt sie jeden Tag aufs Neue. 

Show-Wahlen zum EU-Parlament

EU – EIN IMPERIALISTISCHES PROJEKT 

UNSERE WAHL – SOZIALISMUS !
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gegen MigrantInnen und 
Geflüchtete, Antisemitismus 
und Islamophobie nicht nur 
zulässt, sondern auch anheizt. 
Die patriarchale EU, die ein-
fachste demokratische Rechte 
wie gleichen Lohn für gleiche 
Arbeit nicht verwirklicht, sexua-
lisierte Gewalt an Frauen tole-
riert und in manchen Ländern 
Abtreibungsverbote aufrecht-
erhält. Die umweltzerstöreri-

sche EU, deren Klimapolitik 
den Ruin des Planeten brutal 
vorantreibt und deren 
Landwirtschaftspolitik - zum 
Beispiel durch die Zulassung 
von Glyphosat - Menschen und 
Erde vergiftet. Die Ausbeuter-EU 
die zentrale ArbeiterInnenrechte in 
den Boden stampft für den Maximalprofit der Mono-
pole.
Die Wahlen zum EU-Parlament sind eine Farce der 

Demokratie! Das wichtigste politische Instrument ist 
der „Europäische Rat“, in dem de facto alle zentralen 
Entscheidungen schlussendlich die Staatschefs 
der EU-Mitgliedsstaaten fällen. Das EU-Parla-
ment ist sozusagen ein top-pseudo-demokrati-
sches Scheinparlament und eine Geldvernich-
tungsmaschine. Ebenso eine Arbeitsplatzbe-
schaffungsmaßnahme für abgehalfterte Politi-
kerInnen und ein bürokratischer Monsterap-
parat. Eine Anhäufung von Aus-
schüssen, Institutionen, Kom-
missionen, Gremien – für NIX! 
Die Wahlbeteiligung bei den 
EU-Wahlen ist dementspre-
chend unterirdisch. Zum Bei-
spiel 2014: Von 28 Staaten lag 
nur in 7 Staaten die Wahlbe-
teiligung  über 50 Prozent. Ein 
Zeichen, dass sich der Großteil 
der Werktätigen keine Illusio-
nen über die Wirksamkeit 
ihrer Stimmen bei den EU-
Wahlen macht.
Unter diesen Bedingungen 
macht es unserer Meinung 
nach für die revolutionäre 
politische Bewegung keinen 
Sinn sich an den Wahlen für 
ein solches Pseudo-Parla-
ment zu beteiligen bzw. wählen zu gehen. 
Es geht nicht um Eintritt oder Austritt in die 

EU. Wir stellen uns gegen das imperialisti-
sche Projekt EU insgesamt!   Ein Europa 

für alle wird es mit dieser EU nicht 
geben! Wir wollen eine andere 
Welt für alle!
Unseren Protest auf die Straßen 
zu tragen, das ist unsere Ant-
wort auf die imperialistische 
EU! Unsere demokratischen 
und sozialistischen Forderun-
gen zu stellen und dafür zu 
kämpfen,  das ist unser Weg 
für eine revolutionäre, die Ver-
hältnisse wirklich verändernde 
Politik.
Das Projekt EU wird in den 

Klassenkämpfen zerschlagen 
werden, wie auch die Staatsma-

schinerien der jeweiligen National-
staaten. Nur wirklich sozialistische 

Revolutionen und Umwälzungen können den Weg 
öffnen für eine andere Gesellschaft. Alles andere sind 
Illusionen und Träume! 
Lasst uns zusammen organisieren und eine Kommu-
nistische Partei in Deutschland aufbauen! Lasst uns 

die Perspektiven für die Revolution in der Arbei-
terInnenbewegung verankern und die breiten 
Massen der Werktätigen  dafür mobilisieren.
Für den Sozialismus und für den Kommunismus! 
Unsere Sehnsucht nach einer anderen Welt ist die 
Vision des Kommunistischen Manifests:

„An die Stelle der alten bürgerlichen Gesell-
schaft mit ihren Klassen und. Klassenge-
gensätzen tritt eine Assoziation, worin 

die freie Entwicklung eines jeden die 
Bedingung für die freie Entwicklung 
aller ist.“
Eine Welt ohne Ausbeutung und 
Tyrannei! Eine Welt ohne Kriege, ohne 
Neokolonialismus, ohne Rassismus, 
ohne Faschismus und ohne Sexis-
mus. Wir wollen eine Welt, in der in 

Übereinstimmung mit den natürli-
chen Lebensgrundlagen produziert 
und konsumiert wird. 

Wir wollen eine Welt, in der die 
übergroße Mehrheit – wir 

werktätigen Menschen – die den 
gesellschaftlichen Reichtum 

schaffen, diesen miteinander 
gleichberechtigt teilen!
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